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Gemeinderath. 
Htenographifdher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 1. Februar 

1895 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 

Dr. Raimund Grübl und des Vice-Bürgermeiſters 
Joſef Matzenauer. 


Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Lerch entſchuldigt ſein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung wegen Unwohlſeins, ebenſo hat ſeine 
Abweſenheit Herr Gem.-Rath Schmidt entſchuldigt. 

2. Herr Gem.⸗Rath Schenzel bittet um Urlaubsverlängerung 
bis 10. Februar. Dieſelbe wird bewilligt. 

3. Protokoll über die Vornahme mehrerer Wahlen in nad): 
benannte Commiſſionen: 

Commiſſion für das Diäten und Gebüren⸗ 
normale: Gewählt wurden die Herren Gem.-Räthe Dr. v 
Billing, Sat Geitler, Herold, Herrdegen, Lang, 
Dr. Daum, K. J. Müller, Frauenberger, Zweig und 
Roſenſtingl. 

Approviſionierungs-Commiſſion: Bei der Nad)- 
wahl wurden gewählt die Herren Gem.-Räthe Beutnitz, 
Frauenberger, Gfrorner, Geitler und Waegner. 

Curatorium der Kaiſer Franz Joſef-Stiftung: 
Gewählt wurde der Herr Gem. Rath Schenzel. 

Armenhäuſer⸗-Commiſſion: Gewählt wurden die 
Herren Gem.⸗Räthe Taubler und Franz Ignaz Weſſely. 

Waiſenhäuſer-Commiſſion: Gewählt wurden die 


Herren Gem.⸗Räthe Markl und Herold. 


Gartenüberwachungs-Commiſſion: Gewählt wurde 
Herr Gem.⸗Rath Dehm. 

Budget⸗Commiſſion: Nachgewählt wurden die Herren 
Gem.⸗Räthe Boſchan, Glaſauer, Herold, Kaiſer, Kirch— 
mayer, Dr. Mittler und Taubler. 

Rechnungsabſchluſs-Commiſſion: Nachgewählt 
wurden die Herren Gem.-Räthe Beutnitz, Boſchan, Do— 
lainski, Fuchs, Haßfurther, Markl und Tagleicht. 

4. In der letzten Sitzung hat Herr Gem.-Rath Villicus 
die Anfrage geſtellt, wieſo es komme, daſs im Amtsblatte der 
Stadt Wien bei ſeinem am 22. October 1891 wegen vorhandener 
Übelſtände in der Schule J. Bezirk, Habsburgergaſſe 14, geſtellten 
Antrage auch der ehemalige Gem.-Rath Janotta als Mitantrag⸗ 
ſteller genannt ſei. 

Nach genommener Einſicht in das Orginal-Manuſcript dieſes 
Antrages conſtatiere ich, dafs die Aufſchrift desſelben lautet: 

„Antrag des Gem.⸗Rathes Franz Villicus, betreffend die 
Übelftände in den Localitäten der ſtädtiſchen Volksſchule in der 
Habsburgergaſſe 14 und jener bei den Schotten (Freyung 6).“ 

Die irrthümliche Beiſetzung des Namens Janotta neben 
dem des Antragſtellers in dem die Interpellatiousbeautwortung 
enthaltenen Magiſtratsreferate findet darin ihre Erklärung, dass 
bei den Unterſchriften des Antrages unmittelbar unter dem Namen 
Villicus der des ehemaligen Gem.⸗Rathes Herrn Janotta 
geſetzt erſcheint. 

5. Herr Gem.⸗Rath Eigner hat in der letzten Sitzung 
über die ſtädtiſche Brückenwage am Rudolfsheimer Heu- und 
Strohmarkte interpelliert. 

Hierüber wird folgendes bemerkt: 

Die Brückenwage am Rudolfsheimer Heu- und Strohmarkte 
it im Jahre 1875 von der beſtandenen Gemeinde Rudolfsheim 
aufgeſtellt worden. 

Das Waghaus derſelben iſt allerdings räumlich ſehr beſchränkt 
und nicht entſprechend eingerichtet. Der Magiſtrat wird veranlaffen, 
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dafs das Waghaus in einer Weiſe umgeſtaltet wird, wodurch der 
in der Interpellation beſprochene Mangel behoben wird. 
Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 


6. Herr Gem.⸗Rath Röhrl hat in der letzten Sitzung 
interpelliert wegen der verſchiedenen Bezeichnungen von Natur— 
butter, Kunſtbutter, Miſchbutter ꝛc. und diesfällige Anregungen 
gegeben. 

Hierüber wird folgendes bemerkt: 

Nach der vom Magiſtrate am 8. November 1894 erlaſſenen 
Kundmachung, betreffend den Verkauf von Kunſtbutter und Kunſt⸗ 
fetten muſs Naturbutter als „echte Butter“, künſtlich erzeugte 
Butter aber als „Kunſtbutter“ bezeichnet werden. Letztere darf nur 
in Ziegelform in Verkehr gebracht werden, wobei jedes Stück die 
eingedruckte Bezeichnung „Kunſtbutter“ tragen mufs. Die Be— 
zeichnung von Fettgemiſchen als Miſchbutter, Speiſefett, Bäcker— 
fett ꝛc. widerſpricht den Beſtimmungen dieſer Kundmachung, da 
ſolche Gemiſche als „Kunſtfett“ oder „Kunſtſchmalz“ zu bezeichnen 
ſind. Vom Marktamte ſind auch in dieſer Richtung bereits An— 
zeigen wegen Außerachtlaſſung der Anordnungen der Kundmachung 
an die Bezirksämter erſtattet worden. 

Auf den Großhandel iſt die citierte Kundmachung ihrem 
ganzen Wortlaute nach nicht anwendbar, jedoch erweist ſich im 
Localverkehre rückſichtlich jener Fettgemenge, welche an Wirte, 
Bäcker ꝛc. als Speiſefett, Bäckerfett in Kübeln geliefert werden, 
eine Erläuterung der Kundmachung als nothwendig, die heraus— 
gegeben werden wird. 


Was die Butter⸗Refractometer anbelangt, ſo ſind für das 
Marktamt bisher ſieben ſolche Inſtrumente angeſchafft worden. 

Nachdem ſich dieſelben zur Unterſuchung der Butter ſehr gut 
bewährt haben, wird vom Magiſtrate die Anſchaffung von noch 
15 ſolchen Apparaten veranlaſst werden, damit alle Marktamts- 
abtheilungen damit verſehen werden können. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 


7. Herr Gem.-Rath Rißaweg hat in Angelegenheit der 
Anlage eines Hilfsgeleiſes zum Zwecke des Baues der Gürtellinie 
der Sladtbahn im Bereiche des Weſtbahnhofes interpelliert. 

Ich habe die Ehre, hierüber folgendes zu bemerken: 

Dieſe Interpellation erſcheint gegenſtandslos, weil der löbliche 
Gemeinderath in der Plenarſitzung vom 29. Jänner d. J., zur 
Zahl 719 beſchloſſen hat, vom Standpunkte der Straßenbenützung 
gegen das Project eines Hilfsgeleiſes für den Bau der Gürtellinie 


der Wiener Stadtbahn zwiſchen dem Weſtbahnhofe und der Haſner⸗ 
Tramway-⸗Geſellſchaft veranlafst werden. 


ſtraße im XVI. Bezirke keine Einwendung zu erheben. Gegen den 
diesbezüglichen Antrag des Stadtrathes wurde in der vorbezeichneten 
Sitzung auch vom Herrn Interpellanten ſelbſt keine Einwendung 
erhoben. 

Die Vertreter der Gemeinde Wien waren daher bei der 
politiſchen Begehung am 31. Jänner d. J. nicht in der Lage, 
gegen die Anlage dieſes Hilfsgeleiſes, beziehungsweiſe gegen die 
geplante Benützung desſelben zum Materialtransporte eine Ein— 
wendung zu erheben. 

Was die in der Interpellation erwähnte Petition der Genoſſen— 
ſchaft der Großfuhrleute und der Kleinfuhrwerksbeſitzer betrifft, ſo 
hat der Magiſtrat dieſelbe bereits dem Stadtrathe vorgelegt. 

S. Herr Gem. Rath Sebaſtian Grün beck hat in der letzten 
Sitzung wegen Einrichtung eines nächtlichen Arztedienſtes interpelliert. 
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Hierüber iſt folgendes zu berichten: 

Über die Einrichtung eines ärztlichen nächtlichen Permanenz— 
dienſtes hat der Magiſtrat unterm 1. Februar 1894 zur 
M.⸗Z. 83414 ex 1892 und 26667 ex 1894 Bericht erſtattet 
und hinſichtlich der Ausführung eines ſolchen Dienſtes Anträge 
geſtellt. 

In dem Entwurfe der Vorſchrift für die Beſorgung des 
Gemeinde⸗Sanitätsdienſtes der Stadt Wien durch die hiezu be— 
ſtellten Arzte lautet der S 54; 

„Die ſtädtiſchen Bezirksärzte, ſowie die ſtädtiſchen Arzte für 
Armenbehandlung und Todtenbeſchau haben eine telephoniſche Ver— 
bindung ihrer Wohnung mit dem magiſtratiſchen Bezirksamte, 
eventuell mit dem k. k. Polizeibezirks-Commiſſariate zu geſtatten 
und ſind die vorbezeichneten ſtädtiſchen Arzte verpflichtet, im Falle 
der Gemeinderath es anzuordnen findet, die erſte Hilfe zur Nacht— 
zeit gegen ſeparate Honorierung ſeitens der Gemeinde Wien zu 
leiſten.“ 

9. Herr Gem.-Rath Stehlik hat wegen mehrerer Unfälle 
eine Interpellatiou eingebracht, welche bei dem Übergange über das 
Geleiſe der Neuen Wiener Tramway, insbeſondere bei der Thalia— 
ſtraße beim Durchbruche der Lerchenfelderſtraße im VII. Bezirke 
vorgekommen ſind. 

Hierüber berichtet das Stadtbauamt: 

„Die verlängerte Lerchenfelderſtraße überſetzt am Neulercheu— 
feldergürtel die Geleiſe der Neuen Wiener Tramway -Geſellſchaft 
in ſenkrechter Richtung. 

Aus dieſem Grunde und weil die Schienenrinnen auch hier 
nur die allgemein übliche Weite haben, ſind bezüglich des Hängen— 
bleibens der Pferde in dieſen Rinnen die Verhältniſſe nicht un— 
günſtiger als bei den Pferdebahngeleiſen in den anderen Straßen. 

Das Pflaſter in den Geleiſen iſt aber ſchadhaft, ſtellenweiſe 
eingeſunken und die Steine glatt und abgerundet. 

Weiters beſtehen neben den eigentlichen Durchfahrtsgeleiſen 


ſtadtſeits noch unbenützte Schienen, deren Rinnen nicht ausgeputzt 
werden, welche alſo 


o zur Zeit ſtarken Froſtes breitere glatte Streifen 
im Pflaſter bilden, welche zum Ausgleiten der Paſſanten und 
Fuhrwerkspferde Anlass geben können. 

Es wäre deshalb die Neue Wiener Tramway-Geſellſchaft an— 
zuweiſen, ſofort bei Eintritt milderer Witterung das Geleispflaſter 
daſelbſt unter Verwendung guter Steine umpflaſtern, die unbenützten 
Schienen herauszunehmen und ſodann das Pflaſter wieder in Stand 
ſetzen zu laſſen.“ 

In dieſem Sinne wird auch der Auftrag an die Neue Wiener 


10. Herr Gem.⸗Rath Mareſch hat interpelliert wegen einer 
Verbindung der Koppſtraße mit der Neuſtiftgaſſe. 

Hierüber habe ich die Ehre, folgendes zu berichten: 

Über Anſuchen der Gemeinde Wien wurde mit Erkenntnis 
der hohen k. k. Statthalterei vom 11. Auguſt 1893, Z. 52142, 
zum Zwecke der Herſtellung einer Verbindung zwiſchen der Neuſtift⸗ 
gaffe im VII. und der Koppſtraße im XVI. Bezirke die Enteignung 
des zur Straße entfallenden Theiles der Realität Or. Nr. 97 
Kaiſerſtraße, VII. Bezirk, bewilligt. 

Der gegen dieſes Erkenntnis ſeitens der Eigenthümer des 
fraglichen Hauſes eingebrachte Recurs wurde zufolge Erlaſſes des 
hohen k. k. Miniſteriums des Innern vom 25. November 1893, 
Z. 22712, abweislich beſchieden. 
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Nachdem die von den Eigenthümern weiters ergriffene Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof keine aufſchiebende Wirkung hat, 
wurde auf Grund des Stadtraths-Beſchluſſes vom 31. Jänner 1894, 
Z. 289, der Stadtanwalt ermächtigt, im Sinne der geſetzlichen 
Beſtimmungen um die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens 
behufs Schätzung des in Rede ſtehenden Realitätentheiles anzu— 
ſuchen; zugleich wurde auch die grundbücherliche Anmerkung der 
Expropriation veranlasst. 

Es fanden nun im Jahre 1894 eine Anzahl von Tagſatzungen 
bei dem competenten Bezirksgerichte Neubau ſtatt, bei welchen der 
gerichtliche Befund der Realität aufgenommen, den vom Gerichte 
beſtellten Sachverſtändigen die nöthigen Informationen gegeben, 
und von beiden Parteien an dieſelben Fragen über die für die 
Schätzung maßgebenden Momente geſtellt wurden. 

Wie verlautet, ſollen die Sachverſtändigen vor kurzem dem 
Gerichte ihr Schätzungsoperat überreicht haben, ſo daſs in Bälde 
der Ausſpruch des Gerichtes über die Feſtſtellung der Entſchädigung 
zu erwarten iſt. 

Da beiden Parteien gegen dieſe gerichtliche Entſcheidung der 
Inſtanzenzug offen ſteht, und nach den Erfahrungen, welche bisher 
im Verlaufe des adminiſtrativen und gerichtlichen Verfahrens gemacht 
wurden, anzunehmen iſt, dass die Eigenthümer der obgenannten 
Realität von den ihnen zuſtehenden Rechtsmitteln Gebrauch machen 
werden, unter Umſtänden auch die Gemeinde hiezu genöthigt ſein 
könnte, ſo dürfte die Demolierung des Hauſes und Herſtellung 
des Straßendurchbruches kaum vor Ende laufenden Jahres möglich 
werden. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich erſuche um Mittheilung des Ein laufes. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

11. Gem.-Nath Mayer beehrt ſich, dem löblichen Gemeinde— 
rathe der Haupt- und Reſidenzſtadt Wien eine Reſolution zur 
Kenntnis zu bringen, welche in der Monatsverſammlung des 
Fortſchritts-Club des II. Bezirkes am 25. Jänner 1895 einſtimmig 
gefaſst wurde: 

Der Fortſchritts-Club des II. Bezirkes begrüßt das Project des Herrn 
A. Riehl „Avenue Tegetthoff— St. Stephan“ auf das wärmſte und ſtellt an 
die löbliche Commune das Erſuchen, dasſelbe im Intereſſe der Verſchönerung 
der Stadt Wien, der Hebung ihres Handels und Verkehres entgegenkommend 
zu fördern und einen Beſchluſs über deſſen Ausführung mit möglichſter Be— 
ſchleunigung zu faſſen. 

Bürgermeiſter: Zur Kenntnis. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

12. Interpellation des Gem.-Nathes Seidler: 

Seit beinahe einem Jahre wird von vielen Hausbeſitzern des XI. Bezirkes 
die Klage über Waſſermangel immer lauter. Die meiſten Hausbrunnen, be— 
ſonders jene, welche in der Nähe von großen Fabriken ſich befinden und 
deren ungeheurer Waſſerverbrauch auch daran ſchuld zu ſein ſcheint, fangen 
an zu verſiegen, geben wenig oder gar kein Waſſer, und ſelbſt das geringe 
Quantum, welches dieſelben noch liefern, iſt zum Genuſſe nicht verwendbar. 

Die Klagen der betreffenden Hausbeſitzer hinſichtlich der unterbrochenen 
Ausführung der Hochquellenleitung ſind daher vollkommen gerechtfertigt, und 
die Vertreter des genannten Bezirkes fühlen ſich verpflichtet, die diesbezüglichen 
Wünſche derſelben auf das nachdrücklichſte zu unterſtützen. 

Ich ſtelle demnach an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die höfliche 
Anfrage, 

binnen welcher Zeit die Fortſetzung der Hochquellenleitung 
im genannten Bezirke platzgreifen dürfte? 

Bürgermeiſter: Ich werde die Ehre haben, dieſe Inter— 
pellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 

Schriftführer Hem.-Rath Dehm (liest): 

13. Antrag des Gem.-Nathes Tomola und Genoſſen: 


Seit Jahren bemüht fi die männliche Lehrerſchaft Wiens, ihre An- 
ſtellungs- und Vorrückungsverhältniſſe zu verbeſſern. Von den Hinderniſſen, 
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welche fich dabei den Lehrern entgegenftellen, ift das am ſchwerſten zu bejeiti- 
gende die maſſenhafte Anſtellung von Lehrerinnen an den Wiener Volks- und 
Bürgerſchulen. Gab es doch vor einigen Jahren noch Knabenſchulen in Wien, 
an denen mehr weibliche als männliche Lehrkräfte angeſtellt waren, zum Bei— 
ſpiel die Volksſchule XVIII. Bezirk, Schopenhauerſtraße 66. Eine Bevorzugung 
der weiblichen Lehrkräfte bei der Erziehung der Jugend mußs nicht bloß als 
beginnende Zerſetzung und als Niedergang der Volkskraft, ſondern auch als 
bedeutende Schädigung der ſtädtiſchen Finanzen bezeichnet werden. 

In dieſer letzteren Hinſicht ſind insbeſondere jene Urlaube ſchwer in die 
Wagſchale fallend, welche mit der Verheiratung der Lehrerinnen zuſammen— 
hängen. Aus Gründen öffentlichen Anſtandes ſollte die Lehrerin eigentlich viel 
früher, als dies oft geſchieht, dem Anblicke und der Beobachtung durch Schul— 
kinder entzogen werden, und wenn die Lehrerin als Mutter ihren Pflichten 
ganz nachkommen wollte, jo müſste fie während der ganzen Säugezeit des 
Kindes zu Hauſe bleiben. Gegenwärtig dauern die Urlaube im Durchſchnitte 
vier bis fünf Monate und während dieſer Zeit werden aus der Caſſa des 
Bezirksſchulfondes die Supplentinnen bezahlt. Das ſind außerordentliche, die 
Gemeinde ſchwer ſchädigende Auslagen. Die Schädigung der Erziehungs— 
thätigkeit ſeitens der weiblichen Lehrkräfte während ihrer Niederkunft hat auch 
einzelne Landesvertretungen, zum Beiſpiel die von Böhmen, bewogen, geſetzlich 
feſtzuſtellen, daſs die Verehelichung einer Lehrerin als freiwilliger Dienſt— 
verzicht gilt. 

In Erwägung dieſer Thatſachen ſtellen die Gefertigten den Antrag: 

Der Stadtrath wolle eine Petition an den hohen nieder. 
öſterreichiſchen Landtag ausarbeiten und dem Gemeinderathe zur 
Beſchluſsfaſſung vorlegen des Inhaltes: 

Das Landesgeſetz vom 5. April 1870, betreffend die Regelung 
der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an den öffentlichen Volks— 
ſchulen werde durch die Beſtimmung ergänzt, daſs die Ver— 
ehelichung einer weiblichen Lehrkraft als freiwilliger Dienſtverzicht 
anzuſehen iſt. 


Bürgermeifler: Wird der geſchäfts ordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 


Schriftführer Gem. -Rath Dehm (liest): 

14. Antrag des Gem.-Nathes Nöhrl: 
Aus Verkehrsrückſichten und im Intereſſe der Approviſionierung Wiens ergibt 
ſich die dringende Nothwendigkeit, dafs am Großmarkte in Rudolfsheim bei 
der Zolleruſperggaſſe eine Halteſtelle der k. k. Eliſabeth-Weſtbahn (derzeit 


k. k. Staatsbahn) errichtet werde, und zwar ein kleiner Bahnhof für Perſonen— 
und Frachtenverkehr. 


Erſtens weil die Bevölkerung der großen Bezirke Rudolfsheim, Meidling 
und Neupenzing, circa 100.000 Einwohner, in Verkehrsbeziehungen berückſichtigt 
werden müſſen; man kann von den Paſſagieren dieſer Bezirke nicht verlangen, 
dass dieſelben die jo weit entlegenen Bahnhöfe in Fünfhaus oder Penzing zu 
ihrem Verkehre benützen müſſen. 


Zweitens wäre es ſehr praktiſch für die Approviſionierung Wiens und 
von großer Wichtigkeit, daſßs auf dem genannten Marktplatze in Rudolfsheim, 
wo der Bahnhof gedacht iſt, Lebensmittel wie Futterartikel, als Gemüſe, Obſt, 
Fleiſch, Stroh und Heu aus der Provinz bequem und ſchnell nach Wien 
gebracht werden kann, um ſo eine Verbilligung der Lebens- und Futtermittel 
herbeiführen zu können. 


Drittens ſoll der Bahnhof von der Halteſtecke ſo eingerichtet werden, 
daſs derſelbe zur linken wie zur rechten Seite des Bahnkörpers einen Ein— 
und Ausgang erhält, verbunden mit einer eifernen Überbrückung, welche zugleich 
als Übergang für die Bevölkerung der jetzt getrennten weſtlichen Bezirke benützt 
werden kann und dass derſelbe dem unbeſchränkten freien Verkehre übergeben 
werden ſoll. 

Ich ſtelle ſonach aus angeführten Gründen folgenden Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe: 

Es ſei der geehrte Herr Bürgermeiſter zu erſuchen, er möge 
mit der löblichen Verwaltung der k. k. Staatseiſenbahnen in Ver: 
handlung treten, daſßs auf dem Rudolfsheimer großen Marktplatze 
bei der Zollernſperggaſſe ein kleiner Bahnhof oder eine angemeſſene 
Halteſtelle für Perſonen⸗ und Frachtenverkehr errichtet werde, 


ebenſo ein eiſener Übergang zum freien Verkehre für Fußgänger. 


Bürgermeifter: Ich habe die Ehre, zu bemerken, dafs ich 
wegen Herſtellung eines Gehſteges an jener Stelle bereits mit der 
k. k. General⸗Inſpection in Verhandlung getreten bin und dafs 
ich die Antwort dieſer löblichen Behörde über dieſen Gegenſtand 
erwarte. Ich werde das weiter erforderliche in dieſer Angelegenheit 
veranlaſſen. 
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Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 
15. Antrag des Gem.-Nathes Seiler und Genoſſen: 


In den Monaten Mai bis November d. J. findet in Amſterdam eine 
internationale Weltausſtellung für Hotel- und Reiſeweſen ſtatt — die erſte 
dieſer Art — auf welcher alle größeren Städte im Intereſſe der Hebung 
und Belebung des Fremdenverkehres repräſentiert ſein werden. Die für ein 
derartiges Unternehmen beſonders günſtige Lage der Stadt Amſterdam wird 
dazu beitragen, dass ſich hier in erſter Linie Amerikaner, Engländer, Schweden 
und Norweger, Deutſche und Franzoſen, ſowie alle zuſammenfinden werden, 
1 ſich für den Fremdenverkehr intereſſieren und auf denſelben einwirken 

nnen. Ä 
Das Gremium der Hoteliers, welchem von der niederöſterreichiſchen 
Handels⸗ und Gewerbekammer die Einladung zur Betheilung an dieſer Aus⸗ 
ſtellung zugekommen iſt, hatte die Abſicht, eine Ausſtellung ſolcher Objecte zu 
veranlaſſen, welche geeignet erſcheinen, die Schönheiten und Reize unſerer 
Stadt beſonders wirkungsvoll zu veranſchaulichen. Nachdem jedoch einerſeits die 
dem Gemium zugebote ſtehenden Mittel für ein ſolches Unternehmen unzu— 
reichend ſind, andererſeits aber — ſelbſt wenn dies nicht der Fall wäre — die 
Stadt Wien durch eine Geunoſſenſchaft nicht entſprechend repräſentiert werden 
könnte, muſste von dieſer Abſicht Abſtand genommen werden. 

Nach einem in der Ausſchufsſitzuug vom 31. v. M. gefaſsten Beſchluſſe 
würde jedoch das Gremium der Wiener Hoteliers an einer von der Commune 
Wien veranſtalteten Betheiligung an der Amſterdamer Weltausſtellung bereit— 
willigſt mitwirken. 

In Anbetracht deſſen, dass dieſe Ausſtellung in hervorragender Weiſe 
geeignet erſcheint, die Vorzüge und Reize unſerer ſchönen Vaterſtadt in vor— 
theilhafteſter Weiſe zur Veranſchaulichung zu bringen, indem die Stadt Wien 
eine Concurrenz in dieſer Beziehung nicht nur nicht zu ſcheuen hat, ſondern in 
mancher Richtung andere Städte ſogar weit übertrifft, in Erwägung ferner, 
daſs die Commune Wien auch die Verpflichtung hat, die Hebung des Fremden— 
verkehres im Intereſſe des geſammten Gewerbeſtandes zu fördern, ſtellen die 
Unterzeichneten den Dringlichkeits-Antrag: 

Die Commune Wien wolle ſich mit den betheiligten Factoren 


ins Einvernehmen ſetzen, um durch Ausſtellung geeigneter Objecte 
die Stadt Wien auf der diesjährigen Amſterdamer Weltausſtellung 
für Hotel- und Reiſeweſen würdig zu repräſentieren. 

Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be— 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm: Die Herren Gem.-Näthe 
Dr. Lerch, Dr. Fried jung und Genoſſen ſtellen Anträge, be— 
treffend die Fürſorge für die verwahrloste Jugend. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Wir haben einen Antrag, betreffend die Fürſorge für die 
ſittlich verwahrloste Jugend, eingebracht und ſind darin ein wenig 
von dem bisherigen Gebrauche abgewichen, indem wir ſtatt der 
Motive eine kleine Denkſchrift eingereicht haben, in welcher die 
Verhältniſſe der ſittlich verwahrlosten Jugend in Wien juriſtiſch 
und ſtatiſtiſch genau dargelegt ſind. Da die Herren dieſe Denk— 
ſchrift ohnedies in Händen haben — wir haben ſie vertheilen 
laſſen — fo iſt es nicht nothwendig, dafs fie ganz verleſen werde, 
aber jedenfalls glaube ich keine Fehlbitte zu thun, wenn ich erſuche, 
daſs die Motive in das Amtsblatt aufgenommen werden. 

Vürgermeiſter: it die Verſammlung damit einverſtanden? 
Keine Einwendung. — Angenommen. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest die Schlufspunfte 
des nachſtehenden Antrages): . 

16. Antrag der Gem.-Räthe Dr. Serd, Dr. Fried- 
jung und Genoſſen, betreffend die Fürſorge für die verwahrloste 
Jugend: 

Die Fürſorge für die ſittlich verwahrloste Jugend iſt eine ernſte Pflicht 
der Geſellſchaft; es gilt nicht bloß, dieſe Unglücklichen vor Verbrechen und 
Untergang zu bewahren, ſondern ſie auch von der übrigen ſchulbeſuchenden 
Jugend fernzuhalten, da das Beiſpiel eines einzigen Kindes verhängnisvoll 
wirken kann auf alle ſeine Altersgenoſſen. 

Die geſetzliche Pflicht, für die ſittlich verwahrloste Jugend zu ſorgen, 


obliegt den Kronländern und wurde durch das Reichsgeſetz vom 24. Mai 1885 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 90) geregelt. 


Gegenwärtigex Zuſtand. 


Von den öſterreichiſchen Kronländern aber erfüllten nur die Länder 
Niederöſterreich, Böhmen und Mähren die ihnen obliegende Aufgabe in vollem 
Maße, indem ſie außer Correctionsauſtalten für junge Leute von über vierzehn 
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Jahren auch Beſſerungsanſtalten für die ſchulpflichtige Jugend errichteten. 
Letzterem Zwecke entſprechen die niederöſterreichiſche Anſtalt zu Eggenburg, die 
böhmiſchen zu Koſtenblatt und Opatowitz und die mähriſche zu Neutttſchein. 
Sonach beſitzen nur dieſe Anſtalten das Recht und die Pflicht, ſolche Kinder 
aufzunehmen, welche infolge eines gerichtlichen Urtheiles ($ 7 des Geſetzes 
von 1885) zur Abgabe an eine Beſſerungsanſtalt verurtheilt wurden. 

Außerdem beſteht in verſchiedenen Kronländern eine Anzahl auderer 
derartiger, unter Obhut von Vereinen ſtehender Anſtalten, welche lediglich 
ſolche Kinder beherbergen, deren Aufnahme infolge der Zuſtimmung der Eltern 
oder Vormünder erfolgt. Die öffentlichen Landesanſtalten ſind auch dieſen 
Kindern geöffnet, doch iſt für deren Aufnahme die Zuſtimmung der Pflegſchafts— 
behörde (Bezirksgericht u. ſ. w.) nothwendig (§ 13 des Reichsgeſetzes von 1885). 

Die niederöſterreichiſche Landesanſtalt zu Eggenburg, welche 450 Knaben 
und 100 Mädchen faſst, ſteht unter der oberſten Leitung des Landesausſchuſſes 
Schöffel und unter Verwaltung des Directors L. Brunner und entſpricht 
ihrer Aufgabe in vollem Maße. Aufſchluſs über ihre Organiſation und ihre 
Erfolge gibt der treffliche Bericht des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes 
an den Landtag vom Jahre 1894. (Die Aufnahmsbedingungen im Erlaſſe des 
niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 18. Jänner 1888.) Für Nieder⸗ 
öſterreich ſind außerdem die Anſtalten zu Unter-St. Veit für Knaben und die 
zu Ernſtbrunn für Mädchen, welche von dem Wiener Schutzvereine erhalten 
werden, ſowie das Franz Joſef-Jugendaſyl zu Weinzierl, welch letzteres gleich— 
falls von einem (unter dem Vorſitze des Wiener Bürgermeiſters ſtehenden) 
Vereine verwaltet wird. Zu St. Veit und Ernſtbrunn befanden ſich im Schul— 
jahre 1892/93 zuſammen 102 Kinder und in Weinzierl wechſelte die Zahl der 
Zöglinge in deu letzten Jahren zwiſchen 70 und 120. Dieſe Anſtalten ſind 
Privatinſtitute, in denen, wie oben erwähnt, Kinder, welche ein Gericht zur 
Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt überwies, nicht aufgenommen werden. 

Der Wiener Bezirksſchulrath erachtete es ſtets für eine ſeiner wichtigſten 
Aufgaben, die Wiener Schulen von den kleinen Schädlingen zu reinigen, welche 
durch die Mittel der gewöhnlichen Schulzucht nicht zu beſſern ſind. Zu wieder— 
holtenmalen wurde vou dieſer Behörde eine Zählung der verwahrlosten Kinder 
angeordnet; ſie wies im Jahre 1889 (in den alten zehn Bezirken) 58 Knaben 
und 14 Mädchen auf; die Zählung für Groß-Wien im Frühjahre 1893 zeigte 
116 Knaben und 17 Mädchen. Sorgfältig ausgearbeitete Fragebogen ergiengen 
an ſämmtliche Wiener Schulen, in denen über den Charakter, die geiſtigen 
Aulagen und die ſittlichen Gebrechen jedes Kindes genaue Auskunft verlangt 
wurde, wobei eine ſtrenge Scheidung gemacht wurde zwiſchen der jugendlichen, 
wenn auch unbändigften Ungezogenheit und zwiſchen tiefer wurzelnden Eigen— 
ſchaften, welche künftige Verworfenheit befürchten laſſen. Nur die letzteren 
wurden in die Zählung einbezogen. Unter dieſen 133 Kindern waren viele 
eines unfläthigen, ſelbſt gewaltthätigen Vorgehens gegen ihre Lehrer ſchuldig, 
manche von ihnen beſaßen einen unüberwindlichen Hang zum Vagabundieren, 
entliefen ihren Eltern, übernachteten im Freien, in Canälen und Kellern; ein— 
zelne betheiligten ſich ſogar an Diebſtählen und an Gewaltthätigkeiten oder 
betrieben gewerbsmäßige Bettelei; den meiſten ſchien das Gefühl für das Ver— 
werfliche ihres Treibens vollſtändig zu fehlen. Dieſe Fragebogen ſind ein 
intereſſanter Beitrag zur Pathologie der Kinderſeele. Von dieſen Kindern waren 
44 nach Wien, 13 ſonſt nach Niederöſterreich zuſtändig, während 76 in anderen 
Kronuländern oder in Ungarn heimatsberechtigt waren. Der Bezirksſchulrath 
ſetzte auf Grund eines Referates des Gem.-Rathes Dr. Friedjung ein 
Comité unter dem Vorſitze des Gem.-Rathes Dr. Lerch nieder, welches den 
Vater oder die Mutter jedes einzelnen Kindes vorlud und Verfügungen traf 
über die Abgabe der Kinder an die niederöſterreichiſchen, böhmiſchen und 
mähriſchen Rettungsanſtalten. In der größeren Anzahl der Fälle ließen ſich 
die Eltern bewegen, ihre Zuſtimmung zu dieſer Maßregel zu geben. Aus⸗ 
nahmslos, denn ſie gehörten faſt durchwegs den ärmſten Schichten der Geſell— 
ſchaft an, ſtellten fie die Bedingung, dafs fie nichts für die Erhaltung des 
Kindes beizutragen hätten. Dieſem Verlangen konnte wohl in vielen Fällen 
ſtattgegeben werden, inſoweit nämlich die Laudesanſtalten die in dem betreffenden 
Kronlande zuſtändigen Kinder unentgeltlich aufnehmen, und in dem Maße, als 
die Häuſer zu Unter⸗St. Veit, Ernſtbrunn und Weinzierl jährliche Zuſchüſſe 
ſeitens der Gemeinde Wien genießen. Der Bericht des niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuſſes über die öffentlichen Sicherheits-Angelegenheiten für 1894 
hebt auf Seite 79 anerkennend hervor, dass der Wiener Bezirksſchulrath alle 
Anſtrengungen macht, um die in den Wiener Schulen befindlichen moraliſch 
verkommenen Kinder der Beſſerung zuzuführen. 


Vorhandene Mijsftände, 

Aber dieſe Bemühungen des Wiener Bezirksſchulrathes waren nicht in 
allen Fällen von Erfolg begleitet. Vorerſt dauerte es nicht ſelten viele Monate 
lang, bis die Zuſtändigkeit der Kinder ermittelt, bis die Zuſtimmung der Ber- 
ſorgung dieſer Kinder durch die Landesausſchüſſe der verſchiedenen Kronländer 
eingeholt war, oder bis ſonſtige Rechtsfragen gelöst werden konnten. Das 
unſelige öſterreichiſche Heimatsgeſetz ſtand auch hier hindernd im Wege, wie— 
wohl der niederöſterreichiſche Landesausſchuſs ſtrenge Verfügungen an die 
Wiener Polizeidirection zu erwirken verſtand, daſs die Erhebungen aufs 
raſcheſte durchgeführt werden müſsten. Beſonders ſchwierig waren die Ver— 
handlungen mit demjenigen Kronländern, welche keine Landesbeſſerungsanſtalten 
beſitzen. Man weiß aber, welche Bedeutung ein ſo langer Zeitraum im Leben 
und auf die Entwicklung eines auf dem Wege zum Verbrechen befindlichen 
Kindes bedeutet. Während dieſer Zeit übt es den verderblichſten Einfluſs auf 
ſeine ganze jugendliche Umgebung. Ein einziger Fall dieſer Art mag hervor— 
gehoben werden. Schon vor zwei Jahren wurde die Abgabe des Knaben 
Joſef F. an eine Beſſerungsanſtalt von dem betreffenden Lehrkörper beantragt. 
Thatſächlich beſchloſs der Stadtrath, an den ſich der Bezirksſchulrath wenden 
mufste, am 13. Juli 1894, es ſolle die Aufnahme des Knaben in Weinzierl 
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erwirkt werden; aber Joſef F. beſucht noch jetzt zum Verderben der anderen 
Kinder und zum Schrecken ſeiner Lehrer eine Schule des XIX. Bezirkes — 
wofern er es nicht vorzieht, der Schule fern zu bleiben und ſich auf der 
Straße herumzutreiben. 

Dieſe Mifsftände find der Stadt Wien unwürdig. Ihre Aufrechterhaltung 
iſt um ſo beklagenswerter, als in den beſtehenden Anſtalten genügender Raum 
vorhanden wäre zur Aufnahme aller in den Schulen Wiens befindlicher 
jugendlicher Schädlinge. In Eggenburg allein, wo ſich jetzt 248 Knaben und 
59 Mädchen befinden, iſt noch Platz für nahezu 250 Kinder, in Unter-St. 
Veit könnte das ſchöne, in einem großen Garten befindliche Haus noch 30 bis 
40 Kinder beherbergen; das große, von dem Kaiſer dem Jugendaſyle ge— 
widmete Schloſs zu Weinzierl enthält anſehnliche Räumlichkeiten. 

Während alſo insbeſondere die niederöſterreichiſche Landesanſtalt trotz der 
kräftigen Mahnungen, welche Landesausſchuſs Schöffel zu wiederholtenmalen 
und erſt jüngſt wieder an die Gerichts- und Verwaltungsbehörden ergehen 
ließ, halbleer iſt, iſt es bisher nicht möglich geweſen, die Wiener Schulen von 
allen verwahrlosten Kindern zu reinigen und ſie Anſtalten zu übergeben, in 
welchen, wie die Erfahrung lehrt, die meiſten von ihnen zu achtbaren Dienft- 
boten, Handwerkern und ländlichen Arbeitern erzogen werden. 

Der Vollſtändigkeit wegen ſei erwähnt, dafs ſich gegenwärtig (Jänner 1895) 
in Eggenburg 62 nach Wien zuſtändige Kinder befinden (52 Knaben und 
10 Mädchen); in Weinzierl genießen 29 Zöglinge Stiftungsplätze der Stadt 
Wien; in Unter⸗St. Veit werden 11 Knaben und in Ernſtbrunn 1 Mädchen 
auf Koſten der Stadt verpflegt. 

Erwägt man dagegen, daſs bei der Zählung des Jahres 1893 im ganzen 
in Wien nur 57 in Wien heimatsberechtigte Kinder als verwahrlost bezeichnet 
wurden, jo mufs feſtgeſtellt werden, daßs die Gemeinde Wien wohl ihre Pflicht 
gegen ihre Heimatsberechtigten erfüllt, daſs aber das Übel weſentlich darin 
ſeinen Grund hat, dafs die Kinder aus den anderen Kronländern der raſchen 
Hilfe entbehren. Wohl wacht auch über ihnen das Geſetz, welches den Kron— 
ländern die Verpflichtung auferlegt, für ſie Sorge zu tragen; der Abſicht des 
Geſetzgebers wird aber nicht energiſch, ſoudern ſogar unwillig entſprochen. 

Es fehlt demnach an einer ſtrammen, raſch arbeitenden Verwaltung und 
vor allem an einer einfachen und klaren Organiſation, welche die unheilvollen, 
durch das beſtehende Heimatsgeſetz offen gelaſſenen Lücken ergänzen ſollte. 


Reformvorſchläge. 

Sonach ergibt ſich die Nothwendigkeit, jedes von der Schulbehörde als 
verwahrlost bezeichnete Kind allſogleich und ohne Zögern einer Beſſerungs— 
anſtalt zu übergeben; und erſt dann, wenn auf dieſe Weiſe für eine Erziehung 
geſorgt iſt, ſollen jene langwierigen und in einzelnen Fällen fruchtloſen Nach— 
forſchungen und Verhandlungen beginnen, wohin das Kind zuſtändig iſt und 
welches Kronland demnach verpflichtet ſei, der Stadt Wien die Pflegekoſten zu 
erſetzen. Das iſt der Hebel, an dem die Reform anſetzen muſs. Man bringt 
auch Kranke zuerſt in das Spital und ſetzt dann erſt feſt, wer die Koften ſeiner 
Pflege tragen ſoll. Ein verwahrlostes Kind iſt aber einem an einem epidemiſchen 
Leiden Erkrankten gleichzuſtellen, welcher durch den Verkehr anderen Menſchen 
Verderben bringt. Die Gemeinde Wien muſs alſo ſchon im Intereſſe der 
unverdorbenen Schuljugend die Koſten dieſer einſtweiligen Unterbringung auf 
ſich nehmen. 

Dabei iſt vor allem für die ſittlich verwahrlosten Kinder zu ſorgen; 
für die unbändigen und übermüthigen könnten Diſcipliuarclaſſen errichtet 
werden, eine Angelegenheit, über welche der Bericht der Wiener Bezirks— 
ſchulinſpectoren vom 22. Juni 1894 eingehend handelt. 

Es iſt nicht nothwendig, dafs die Gemeinde Wien ſelbſt eine Beſſerungs— 
anſtalt errichte, wiewohl nach der Berechnung des in dieſer Frage hoch— 
verdienten Bezirksſchulinſpectors Hinterwaldner die Koſten einer ſelb— 
ſtändigen Anſtalt für die in Wien zuſtändigen Kinder jährlich nur 10.400 fl. 
betragen würden. Es genügt, die vorhandenen Einrichtungen zweckentſprechend 
zu benützen. 

Es müfſste mit dem niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe und den Privat- 
anſtalten ein Abkommen getroffen werden zur proviſoriſchen Unterbringung der 
Kinder. In Eggenburg werden, wie oben erwähnt, die in Niederöſterreich zu— 
ſtändigen Kinder unentgeltlich aufgenommen; für verwahrloste Kinder aus 
anderen Kronländern wird daſelbſt von dem betreffenden Kronlande ein 
tägliches Koſtgeld von 50 kr. eingefordert. Selbſt Kinder aus Ungarn werden, 
wie der n.⸗ö. Landesausſchuſs in einer an die Statthalterei gerichteten Zuſchrift 
vom 14. Auguſt 1894 erklärt, aufgenommen, wofern „zwingende Gründe“ 
hiefür vorhanden ſind. 

Aber auch in Unter-St. Veit und Ernſtbrunn, für welche Anſtalten die 
Gemeinde Wien einen jährlichen Zuſchuſs von 500 fl. leiſtet, finden Kinder, 
in erſter Linie in Wien zuſtändige, dann aber auch fremde gegen ein Koſtgeld 
von 8 fl. monatlich Aufnahme. Die übrigen Koſten bringt der Verein ſelbſt auf. 

In Weinzierl endlich verfügt die Gemeinde Wien ſchon jetzt infolge ihres 
jährlichen Zuſchuſſes von 7500 fl. über 25 ganze und 25 halbe Freiplätze 
(à 200 fl. beziehungsweiſe 100 fl.). Aber auch hier ſind in dieſem Augenblicke 
im ganzen nur 29 Pfleglinge auf Koften der Gemeinde Wien untergebracht. Zu 
bemerken iſt, dafs in Weinzierl der Übelſtand herrſcht, dafs ſowohl ſchulpflichtige 
als auch erwachſene Pfleglinge bis zu zwanzig Jahren Aufnahme finden. Trotz 
der nach Möglichkeit durchgeführten Trennung der beiden Gruppen wirkt das 
ſchlechte Beiſpiel der älteren oft ſchädlich auf die jüngeren. Weinzierl weist 


auch verhältnismäßig hohe Koſten für die Verpflegung von Zöglingen auf 
(344 fl. für den Kopf). Die Anſtalt iſt dementſprechend auch um Erhöhung 
ihrer Subvention durch die Gemeinde Wien auf 11.250 fl. (25 ganze Frei⸗ 
plätze à 300 fl. und 25 à 150 fl.) eingeſchritten. Das ſind, gegenüber den 
anderen niederöſterreichiſchen Aſylen Ziffern, welche nicht für die Weinzierler 
Anſtalt ſprechen. 
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So könnte die Stadt Wien der verwahrlosten Jugend raſche und ſichere 
Hilfe bringen. Es müſste ausgeſprochen werden, daſs jedes in Wien zuſtändige 
Kind ſofort nach dem Beſchluſſe des Bezirksſchulrathes in die Pflege der Ge⸗ 
meinde übernommen wird; Kinder, welche nicht in Wien zuſtändig find, müſsten 
zuvor eine Wiener Schule mindeſtens durch ein halbes Jahr beſucht haben, 
damit der betreffende Lehrkörper aus eigener Erfahrung über das Kind urtheilen 
kann, und weil dadurch zugleich der Überführung verwahrloster Kinder aus 
anderen Kronländern nach Wien aus ſelbſtiſcher Abſicht vorgebeugt wird. Für 
Kinder aus Ungarn und dem ſonſtigen Auslande würde die freiwillige Ver— 
pflichtung der Gemeinde Wien nur ſoweit gelten, als dies der Stadtrath von 
Fall zu Fall als zweckmäßig erklärt. 

Nur durch die Annahme dieſer Vorſchläge kann der Gefahr geſteuert 
werden, welche bisher durch die Langwierigkeit der vorgeſchriebenen Vor— 
erhebungen und Unterhandlungen erwachſen iſt. Das Opfer, welches die Ge— 
meinde Wien auf dieſe Weiſe freiwillig auf ſich nimmt, wird für die ſittliche 
Erziehung der geſammten Wiener Jugend die trefflichſten Früchte tragen. 

Demnach ſtellen die Gefertigten nachfolgende Anträge: 

1. Die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, alle vom Wiener 
Bezirksſchulrathe als ſittlich verwahrlost bezeichneten Kinder vo r— 
läufig in Beſſerungsanſtalten unterzubringen, und zwar die in 
Wien zuſtändigen Kinder ſofort, die in Wien nicht heimats— 
berechtigten unter der einzigen Bedingung, dafs fie eine Wiener 
Schule durch ein halbes Jahr beſucht haben. 

2. Dieſe raſche und freiwillig übernommene Fürſorge findet 
ſtatt, damit die langwierigen Verhandlungen über die Zuſtändigkeit 
der Kinder, ſowie über die zu ihrer Erhaltung verpflichteten 
Perſonen und Corporationen nicht ſtörend dazwiſchentreten. Nach 
Übernahme der Pflege ſollen dann die Erhebungen aufs raſcheſte 
und ſorgfältigſte durchgeführt werden, um die Gemeinde Wien 
von weiteren Ausgaben zu entlaſten. 

3. Da ſich in der Landesanſtalt zu Eggenburg, ſowie in den 
Aſylen zu Unter⸗St. Veit, Ernſtbrunn und Weinzierl genügender 
Raum zur Aufnahme dieſer Kinder findet, ſo iſt von der Errich— 
tung einer ſtädtiſchen Beſſerungsanſtalt für verwahrloste Kinder 
abzuſehen und find Verhandlungen mit dem niederbſterreichiſchen 
Landesausſchuſſe ſowie mit den betreffenden Vereinsleitungen durch— 
zuführen über die Bedingungen weiterer Aufnahme von Kindern 
der Wiener Schulen.“ 

4. Da die Anſtalt zu Weinzierl zumeiſt auf beſtehenden 
Fonden und Stiftungen beruht, da die Gemeinde Wien bisher 
einen jährlichen Zuſchuſs von 7500 fl. leiſtete und die regelmäßigen 
Beiträge der Vereinsmitglieder lediglich den Bet. ag von 900 bis 
1200 fl. ausmachen, da ſich ferner die bisherige Organiſation 
(Vereinigung von ſchulpflichtigen und erwachſenen Pfleglingen) 
nicht bewährte — ſo wird der Herr Bürgermeiſter als ſtändiger 
Präſident der Verwaltung des Jugendaſyles zu Weinzierl erſucht, 
die Verhältniſſe der Anſtalt einer ſorgfältigen Prüfung unterziehen 
zu laſſen, insbeſondere in der Richtung, ob ſich nicht die Übergabe 
der Anſtalt mit ihren Fonden in die Verwaltung der Stadt Wien 
empfehle. 

Bürgermeifter : 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

17. Antrag des Gem.-Nathes Värtl und Genoſſen: 

Seit Jahren iſt es der Brauch, dass der Schnee und der Kehricht bei 
der Eliſabethbrücke in das Bett des Wienfluſſes geſchüttet wird; nachdem nun 
die Leute, welche mit der Abfuhr beſchäftigt ſind, bis zur Steineinfaſſung dieſer 
monumentalen Brücke kommen und bei der Abſchüttungsmanipulation die 
Steineinfaſſung der Brücke nicht nur beſchmutzen, ſondern auch deren Ecken 
und Vorſprünge intenſiv beſchädigen, fo erſcheint es dringend geboten, dass 
dieſer Schädigung unverzüglich Einhalt geboten werde, und ſtellen die Unter- 
zeichneten folgenden Dringlichkeits-Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen: 

Das Stadtbauamt und der Magiſtrat werden beauftragt, 


ſofort die nöthigen Schritte zu veranlaſſen, daſs die Schnee- und 
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Kehrichtabfuhr bei der Eliſabethbrücke in der Weiſe vorgenommen 
wird, dass hiebei eine Verunreinigung und Schädigung der 
Brückeneinfaſſung gänzlich hintangehalten wird. 

Bürgermeiſter: Wir kommen zur Tagesordnung. Ich 
bitte den Herrn Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg zum Referate. 


18. Referent Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Zur Zahl 320 
der lithographierten Tagesordnung. 

Die Gemeinde Wien entſendet alljährlich 40 ſcrophulöſe 
Kinder in das Seehoſpiz nach Trieſt. Die Behandlung, welche den 
Kindern dort zutheil wird, iſt eine ausgezeichnete. Auch hat das 
Stadtphyſikat erklärt, dafs die ſchwerſten Fälle dort geheilt werden, 


ſelbſt durch operative und chirurgiſche Eingriffe. Sie werden aber, 


meine Herren, doch zugeben müſſen, dafs im Verhältniſſe zur 
Anzahl der exiſtierenden ſcrophulöſen Kinder die Zahl von 40 viel 
zu klein iſt, weshalb der Antrag geſtellt wird, ſtatt 40 Kinder 
50 dorthin zu ſchicken, wodurch das Budget allerdings um 1000 fl. 
erhöht würde. Ich bitte nun ſowohl um Annahme dieſes Antrages 
als um Genehmigung der Mehrauslagen von 1000 fl. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Behufs Erhöhung der communalen Zahlplätze im 
Seehoſpize von Trieſt von 40 auf 50 wird zur 
Rubrik XXXVII 10 c ein Zufchufseredit von 1000 fl. 
bewilligt. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer (den Vorſitz übernehmend): 
Ich bitte den Herrn Bürgermeiſter zum Referate. 

19. Referent Bürgermeifter Dr. Grübl: Ich habe die Ehre, 
namens des Stadtrathes zu berichten über die Anderungen der 
Penſionsvorſchriften für die Gemeindebeamten und Diener der 
Stadt Wien. 

Ich glaube, dieſen Gegenſtand am allerkürzeſten zu behandeln, 
wenn ich der Verſammlung die Motivierung des Magiſtrats⸗ 
Referenten zur Kenntnis bringe und dann um die Annahme der 
Anträge bitte. Die Anträge liegen den verehrten Herren in der 
Druckſorte Nr. 10 ex 1895 vor. Ich möchte bitten, ſie zur Hand 
zu nehmen. 

„Die Verleihung von Ruhegehalten an ſtädtiſche Beamte 
und Diener und die Betheilung der Witwen und Waiſen ver— 
ſtorbener ſtädtiſcher Beamten und Diener mit Penſionen, reſpective 
Erziehungsbeiträgen iſt ein Ausfluſs der Beſtimmung des § 31, 
lit. e der Dienſtpragmatik für die Gemeindebeamten und Diener 
der Stadt Wien, welcher gemäß der im ſtädtiſchen Dienſte Ange— 
ſtellte im allgemeinen ein Recht auf die eigene Verſorgung und 
die Verſorgung ſeiner Witwe und Waiſen nach den vom löblichen 
Gemeinderathe anerkannten oder zu erlaſſenden Normen hat. 

Da durch die mit den Plenarbeſchlüſſen des löblichen Ge— 
meinderathes vom 15. Februar, 5. März, 12. März, 5. April, 
12. April und 30. April 1872, Z. 2593, erlaſſene Penſions⸗ 
vorſchrift für die Gemeindebeamten und -Diener den Anſprüchen 
derſelben auf die Verſorgung ihrer eigenen Perſon für den Fall 
des Übertrittes oder der Verſetzung in den Ruheſtand in wohl⸗ 
erwogener Berückſichtigung der Verhältniſſe Rechnung getragen 
worden iſt und nach § 9 der mit den Beſchlüſſen des löblichen 
Gemeinderathes vom 31. Mai, 14. und 17. Juni 1892 erfloſſenen 
Beſtimmungen über die Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen 
Beamten bei der Penſionierung eines Beamten, ohne Unterſchied, 
ob derſelbe in das Rangclaſſenſchema eingereiht iſt oder nicht, 
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demſelben außer der normalmäßigen Penſion auch der halbe Be— 
trag desjenigen Jahresquartiergeldes, welches er in dem ſeiner 
Penſionierung vorausgehenden Quartale bezogen hat, anzuweiſen 
iſt, ſo können ſich die Communal-Bedienſteten in Anſehung der 
Verſorgung ihrer Perſon nur zum Danke verpflichtet fühlen. 

Ganz anders verhält es ſich aber mit den Verſorgungs— 
anſprüchen der Witwe und der Waiſen des ſtädtiſchen Beamten. 

Hat der Gatte den Gehalt von 1000 fl. erreicht, ſo iſt für 
die Bemeſſung der Witwenpenſion das ſpätere Vorrücken desſelben 
in die Gehalte von 1100, 1200, 1300 und 1400 fl. von keinem 
Einfluſſe mehr, die Witwenpenſion bleibt 400 fl. Erſt die Witwe 
eines Beamten im Bezuge eines Gehaltes von 1500 fl. erhält 
eine um 100 fl. höhere Penſion, alſo 500 fl., während ein Vor— 
rücken des Gatten in die Gehalte von 1600, 1700, 1800 und 
1900 fl. für die Witwenpenſion abermals von keiner Bedeutung iſt. 

Die größte Zahl der Gehaltsſtufen bilden aber jene, welche 
den Auſpruch auf eine Witwenpenſion von 600 fl. begrenzen; 
denn dieſer Anſpruch erwächst bei einem Gehalte von 2000 fl. 
und bleibt unverändert bis zu einem Gehalte von 4000 fl., und 
da nur fünf Beamte, nämlich der Magiſtratsdirector, der Magiſtrats— 
Vicedirector, der Baudirector, der Oberbuchhalter und der Stadt— 
phyſicus derzeit einen Gehalt von über 4000 fl. beziehen, ſo bildet 
die Penſion von 600 fl., wenn von dieſen wenigen Ausnahmen 
abgeſehen wird, das höchſte Ausmaß für die Verſorgung der 
Beamtenswitwen. 

Standen ſchon bis zum Jahre 1876 die Penſionen der Witwen 
nicht im harmoniſchen Verhältniſſe zu den Gehalten ihrer Gatten 
und zu deren Dienſtzeit, jo ſteigerte ſich dieſes Missverhältnis noch 
durch die im Jahre 1876 und in den Achtzigerjahren erfolgten 
Gehaltsregulierungen, beziehungsweiſe Erhöhungen und ganz be— 
ſonders durch die im Jahre 1892 erfloſſenen Normen über die 
Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen Beamten. 

Die Gehalte der ſtädtiſchen Beamten wurden ſeit dem Jahre 1876 
nicht unerheblich erhöht, während die Witwenpenſionen unverändert 
blieben. 

Dermalen hat zum Beiſpiel die Witwe des Magiſtratsdirectors, 
welcher 5000 fl., reſpective 6000 fl. an Gehalt bezieht und bei 
einer 40jährigen Dienſtzeit eine Penſion von 5500 fl., reſpective 
6500 fl. zu erhalten hat, dann die Witwe des Magiſtrats-Vice— 
directors, Baudirectors, Oberbuchhalters und Stadtphyſicus, welche 
einen Gehalt von 4000 fl., reſpective von 4500 fl. beziehen 
und deren Ruhegehalt bei einer 40jährigen Dienſtzeit 4400 fl., 
veipective 4900 fl. beträgt, nur Anſpruch auf eine Penſion von 
700 fl. Die Penſionen der Witwen von Beamten der VII. und 
VIII. Rangelaffe find ganz gleich. Die Penſion der Witwe eines 
Magiſtratsconcipiſten beträgt bald 500 fl., bald 400 fl., je nachdem 
der verſtorbene Gatte in der X. Rangclaſſe, 1. oder 2. Kategorie ſtand. 

Aus dem Vorbemerkten geht hervor, daS die Penſionen der 
Witwen dermalen zu gering bemeſſen ſind und nicht im richtigen 
Verhältniſſe zu den Gehalten und Penſionen der Gatten derſelben 
ſtehen. 

Da der löbliche Gemeinderath, den Zeitverhältniſſen Rechnung 
tragend, ſich beſtimmt gefunden hat, die Bezüge der activen Beamten 
und dadurch indirecte auch die Ruhegehalte derſelben zu erhöhen, 
ſo iſt wohl die Hoffnung begründet, der löbliche Gemeinderath 
werde auch geneigt ſein, die durch die Gehaltsregulierungen 
motivierte Anderung der Beſtimmungen über die Bemeſſung der 
Witweupenſionen gleichfalls wohlwollend in Erwägung zu ziehen, 
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und es werde hiebei auch die höhere und verantwortlichere Stellung 
des Gatten in der Art Berückſichtigung finden, dafs für die Witwen 
jener Beamten, welche eine oft weit höhere Gehaltsſtufe als jene 
von 2000 fl. ſich errungen haben, auch ein höheres Penſions— 
ausmaß als das gegenwärtige ſyſtemiſiert werde. 

Es wird daher eine Erhöhung der Witwenpenſionen beantragt, 
und zwar in der Weiſe, dafs an die Stelle des bisherigen Syſtems, 
nämlich die Witwenpenſionen nach Gehaltsgruppen zu fixieren, 
ein ſolches Syſtem geſetzt wird, nach welchem jede Vorrückung des 
Gatten auch der Witwe zugute käme, was jetzt um ſo leichter 
geſchehen kann, weil der löbliche Gemeinderath das vom Staate 
bei der Regulierung der Gehalte ſeiner Beamten im Jahre 1873 
angewendete Syſtem, die Gehalte nach beſtimmten Rangclaſſen zu 
ordnen, bei der Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen Beamten 
im Jahre 1892 gleichfalls eingeführt hat. 


Es wird daher beantragt, dem § 13, Abſatz 1 der Penſious— 

vorſchrift folgende Formulierung zu geben: 
„§ 13. 

Die Penſion der Witwen der in das Rangclaſſenſchema ein— 
gereihten Beamten wird nach den Rangclaſſen derart abgeſtuft, 
daſs die Penſion der Witwe eines Beamten der V. und VI. Rang⸗ 
claſſen mit dem Betrage von 1000 fl. — das iſt alſo der höchſte 
Witwenbezug — der eines Beamten der VII. Rangclaſſe mit dem 
Betrage von 900 fl., der eines Beamten der VIII. Rangclaſſe mit 
dem Betrage von 800 fl., der eines Beamten der IX. Rangclaſſe 
mit dem Betrage von 700 fl., der eines Beamten der X. Rangclaſſe, 
1. Kategorie mit dem Betrage von 600 fl., der eines Beamten 
der X. Rangclaſſe, 2. Kategorie mit dem Betrage von 500 fl. und 
endlich der eines Beamten der XI. Rangclaſſe mit dem Betrage 
von 400 fl. jährlich beſtimmt wird. 


Witwen der in das Rangclaſſenſchema nicht eingereihten 


Beamten werden bei Bemeſſung der Penſion den Witwen der in 
die Rangclaſſen eingereihten gleichgeſtellt und erhalten die für jene 
Rangclaſſe beſtimmte Penſion, welcher Rangclaſſe der von ihrem 
Gatten zuletzt bezogene Activitätsgehalt entſpricht. 

Für die Witwen der Diener wird die Penſion mit 50 Percent 
des von ihrem Gatten zuletzt bezogenen Activitätsgehaltes beſtimmt. 

Das Ausmaß der Penſion für die Witwe darf aber in keinem 
Falle den Betrag überſteigen, welcher dem Gatten zur Zeit ſeines 
Todes als Penſion gebürte.“ 

Nun iſt weiter zu verhandeln über die Erziehungsbeiträge 
für Kinder. Dies involviert eine Abänderung des § 17 der Penſions— 
vorſchrift. Die Gründe, die für die Erhöhung der Witwenpenſion 
ſprechen, laſſen ſich auch auf die Erziehungsbeiträge geltend machen. 
Das Maximalausmaß der Erziehungsbeiträge beſteht dermalen in 
100 fl., wenn eine penſionsberechtige Mutter vorhanden iſt, und 
200 fl., wenn die Kinder ganz verwaist ſind (§ 17). 

Würde der im erſten Falle anzuwendende Percentſatz 5 und 
und der bei ganz verwaisten Kindern anzuwendende Percentſatz 10 
auch auf die Gehaltsſtufen von 2200 bis incluſive 6000 fl. aus⸗ 
gedehnt werden, ſo würden ſich die Maximalausmaße auf 300 fl., 
reſpective 600 fl. erhöhen. 

Wenn berückſichtigt wird, daſs die Verpflegung eines Waiſen— 
knaben im ſtädtiſchen Waiſenhauſe, alſo bei einer Maſſenverpflegung, 
die immer billiger als die Einzelverpflegung zu ſtehen kommt, 
jährlich circa 300 fl. koſtet, jo kann ein gewiss nur ſehr ſelten in 
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Anwendung kommender Maximalſatz von 300 fl., reſpective 600 fl. 
nicht als zu hoch gegriffen erklärt werden. 

Es wird demnach der Antrag geſtellt, den § 
Weiſe zu formulieren (liest): 

„Der Erziehungsbeitrag eines Kindes wird, ſolange die 
Mutter noch am Leben iſt, bei einem Gehalte des Vaters des 
Kindes bis einſchließlich 1000 fl. mit 50 fl. und bei einem Ge— 
halte über 1000 fl. mit 5 Percent des Gehaltes, nach dem Tode 
der Mutter oder in den im § 11 in den Abſätzen 3 und 5 be- 
1 Fällen aber bei einem Gehalte des Vaters des Kindes 
bis einſchließlich 1000 fl. mit 100 fl. und bei einem Gehalte über 
1000 1 mit 10 Percent des Gehaltes bemeſſen. 


In keinem Falle darf der Geſammtbezug aller Hinterbliebenen 
mit Einſchluſs der Penſion der Witwe mehr als 75 Percent des 
der Bemeſſung zugrunde liegenden Gehaltes des Vaters ausmachen. 
Wenn und inſolange die normalmäßigen Gebüren der Witwe und 
der Kinder den erwähnten Höchſtbetrag überſteigen, iſt der Über⸗ 
ſchuſs von der Penſion der Witwe, ſowie von den Erziehungs— 
beiträgen der Kinder verhältnismäßig in Abzug zu bringen.“ 

Das repräſentiert eine Anderung der bisherigen Beſtimmung, 
wonach die Überſchüſſe nur von den Erziehungsbeiträgen der Kinder 
verhältnismäßig in Abzug gebracht wurden, während hier gewiſſer— 
maßen ein neues Princip zum Ausdrucke gebracht wird, indem der 
Abzug in gleicher Weiſe von dem Bezuge der Witwe wie der 
Kinder erfolgt. 

Bezüglich der Dauer dieſer Bezüge wird weiters beantragt 
(liest): 

„Es wäre nach Analogie des Penſionsnormales für die 
Landesbeamten und Diener der Erziehungsbeitrag für Söhne bis 
zum vollendeten 21. und nach Analogie des Penſionsnormales für 
Lehrperſonen der Erziehungsbeitrag für Töchter bis zum vollendeten 
20. Lebensjahre zu gewähren und in das Penſionsnormale für die 
ſtädtiſchen Beamten und Diener auch die im Penſionsnormale für die 
Landesbeamten und Diener enthaltene Begünſtigung aufzunehmen, 
bajs, wenn eine im Genuſſe eines Erziehungsbeitrages ſtehende 
Tochter vor vollendetem 20. Lebensjahre ſich verehelicht, dieſelbe 
eine Abfertigung mit dem zweifachen ihres jährlichen Erziehungs— 
beitrages zu erhalten hat.“ 

Die letztere Beſtimmung wurde vom Stadtrathe abgelehnt, 
ſo daſs der Stadtraths-Antrag lautet (liest): 


„§ 18. 

Der Erziehungsbeitrag gebürt einem Sohne bis zum voll— 
endeten 21. und einer Tochter bis zum vollendeten 20. Lebens- 
jahre, hört jedoch auch früher auf 

a) bei Erlangung einer Verſorgung auf die Dauer derſelben; 

b) bei Töchtern insbeſondere durch deren Verehelichung, und 

c) bei ſtrafgerichtlicher Verurtheilung wegen eines Verbrechens 
oder wegen der Übertretung des Diebſtahles, der Veruntreuung, 
der Theilnehmung an denſelben oder des Betruges (SS 460, 461, 
463 und 464 des Strafgeſetzes). Erfolgte jedoch die Verurtheilung 
wegen eines der im S 6, Abſatz 1 bis 10 des Geſetzes vom 
15. November 1867, Nr. 131 R.⸗G.⸗Bl., aufgeführten Ver⸗ 
brechens, ſo lebt der Anſpruch auf den Erziehungsbeitrag mit dem 
Ende der Strafe für die noch übrige Zeit des Normalalters 
wieder auf.“ 

Es iſt noch auf den Fall Bedacht zu nehmen, dajs ein Ge— 
meindebeamter oder -Diener vor vollſtreckter zehnjähriger Dienſt— 
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zeit ſtirbt, oder daſs von demſelben eine Ehe nicht vor oder 
während der Dienſtleiſtung geſchloſſen wird und die Mutter gleich- 
falls nicht mehr am Leben iſt (liest): 


„Da beim Eintritte eines ſolchen Falles den Kindern nach 
§ 16 der Penſionsvorſchrift ein Erziehungsbeitrag nicht gebürt, fo 
wäre folgender Paragraph als § 19 in die Penſionsvorſchrift auf- 
zunehmen.“ 

„§ 19. 

Wenn nach einem verſtorbenen Gemeindebeamten oder Diener, 
welcher das zehnte Dienſtjahr noch nicht vollſtreckt oder die Ehe 
nicht vor oder während ſeiner Dienſtleiſtung geſchloſſen hat, keine 
Witwe vorhanden iſt, ſo gebürt allen unverſorgten Kindern des 
Verſtorbenen, welche das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
zuſammen eine Abfertigung in dem im § 15 der Penſionsvorſchrift 
bezeichneten Ausmaße.“ 

Sie bekommen ſo viel, als die Witwe eines verſtorbenen 
Beamten oder Dieners bekommen hätte. 

Das iſt alſo eine analoge Anwendung. 

Eine weitere Beſtimmung der Penſionsvorſchrift, für deren 
Anderung gewichtige Gründe geltend gemacht werden können, iſt 
die Beſtimmung des § 21 in Betreff des Sterbequartales. 

Dieſer Paragraph lautet: 

Wenn ein Gemeindebeamter oder «Diener, deſſen ſyſtemmäßiger 
Activitätsgehalt weniger als eintauſend Gulden beträgt, während 
der Dienſtleiſtung ſtirbt, ſo gebürt ſeiner Witwe oder in Ermang— 
lung einer ſolchen ſeinen ehelichen Kindern ein viertel des erwähnten 
Activitätsgehaltes als Beitrag zur Beſtreitung der Leichenkoſten. 

Es ſind daher die Witwen und Waiſen von Beamten, deren 
Activitätsgehalt 1000 fl. oder mehr als 1000 fl. beträgt, von 
dieſer Begünſtigung ausgeſchloſſen, obwohl auch dieſe in den meiſten 
Fällen durch die Krankheits- und Leichenkoſten in eine ſolche Noth- 
lage gerathen, dafs fie ſelten imſtande ſind, ſich materiell wieder 
zu erholen. 

Der hohe Landtag für das Erzherzogthum Oſterreich unter 
der Enns hat deshalb den Anſpruch auf das Sterbequartal für 
die Hinterbliebenen der Landesbeamten und Diener durch eine 
beſtimmte Gehaltsgrenze nicht beſchränkt, da der § 23 des bezüg- 
lichen Penſionsnormales für die Landesbeamten und Diener lautet: 

„Wenn ein Landesbeamter oder «Diener während der Dienft- 
leiſtung ſtirbt, ſo wird der Witwe oder, in Ermanglung einer 
ſolchen, deſſen ehelichen Kindern ein Beitrag zur Beſtreitung der 
Krankheits- und Leichenkoſten (Sterbequartal) mit 25 Percent des 
von dem Verſtorbenen zuletzt genoſſenen Activitätsgehaltes aus 
dem Landesfonde bewilligt. Dieſe Beſtimmung ſichert ſonach allen 
Witwen beziehungsweiſe Waiſen der in Activität verſtorbenen 
Landesbeamten und Diener die Mittel zur Beſtreitung eines an- 
ſtändigen Leichenbegängniſſes des Gatten reſpective Vaters.“ 

Es wird beantragt, daſs der bezügliche Paragraph der Pen— 
ſionsvorſchrift dahin abgeändert werde. 


„§ 22. 


Wenn ein Gemeindebeamter oder «Diener während der Dienſt— 
leiſtung ſtirbt, ſo gebürt ſeiner Witwe, wenn ſie zur Zeit des 
Todes ihres Mannes mit demſelben in ehelicher Gemeinſchaft 
gelebt hat, oder in Ermanglung einer ſolchen deſſen ehelichen 
Kindern ein Beitrag zur Beſtreitung der Krankheits- und Leichen⸗ 
koſten (früher Sterbequartal) mit 25 Percent des von dem Ver— 
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ſtorbenen zuletzt genoſſenen Activitätsgehaltes bis zum Maximal⸗ 
betrage von 600 fl.“ 

Es wäre dann nur noch eine Beſtimmung aufzunehmen 
welche ſich auf die Anrechnung der proviſoriſchen Dienſtzeit bezieht. 
In dieſer Richtung wird dasjenige beantragt, was der Gemeinde: 
rath bis jetzt ausnahmslos prakticiert hat, und es wird diesfalls 
der Antrag geſtellt (liest): 

„8 2. 

Jedem im Gemeindedienſte bleibend angeſtellten Beamten 
oder Diener, auf welchen die Beſtimmungen der Dienſtpragmatik 
Anwendung finden (Artikel IV der Einleitung zur Dienſtpragmatik), 
kommt im Falle ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand ein Ruhe⸗ 
gehalt dann zu, wenn er eine wenigſtens zehnjährige anrechnungs— 
fähige ununterbrochene Dienſtzeit für ſich hat. 

Die im Gemeindedienſte zugebrachte Zeit wird von jenem 
Tage angefangen in Anrechnung gebracht, an welchem der Beamte 
die Angelobung geleiſtet hat. 

Eine in proviſoriſcher Eigenſchaft bei der Gemeinde zurück— 
gelegte Dienſtzeit wird nur dann und zwar vom Tage des Ein— 
trittes in dieſen Dienſt eingerechnet, wenn zwiſchen der proviſoriſchen 
und definitiven Dienſtzeit keine Unterbrechung ſtattgefunden hat.“ 

Das ſind die Anträge, welche der Stadtrath in dieſer An— 
gelegenheit zu ſtellen für nothwendig erachtet; dieſe Anträge ſind 
von allen Seiten, durch die Buchhaltung, den Magiſtrat und den 
Stadtrath in genaue Erwägung gezogen worden und ſind ſo, 
ziemlich auf Grund von einmüthigen Beſchlüſſen geſtellt. Ich bitte 
um Annahme der Anträge. 

Gem.-Rath Vurſcht: Ich erkläre mich mit den Anträgen 
des Herrn Referenten vollſtändig einverſtanden, aber das eine mußs 
ich ſagen: bevor man an die Regelung der Penſionsbezüge der 
Witwen geht, ſoll man doch an die Regelung der Penſionsbezüge 
der Beamten gehen. Es iſt ſehr eigenthümlich: es iſt von unſerer 
Partei in dieſer Richtung ſchon jo viel beantragt worden, und 
trotzdem iſt ein diesbezügliches Referat nie hier vorgekommen. Ich 
betrachte das auch jetzt vor der Wahl des zweiten Wahlkörpers 
nur als ein Manöver der liberalen Partei. (Widerſpruch rechts; 
Zuſtimmung links.) Aber ganz unverſtändlich iſt es mir, warum 
da zwiſchen den Kindern ein Unterſchied gemacht wird. 

Bei Bezügen von 1000 fl. bekommen die Kinder 5 Percent 
des Gehaltes als Erziehungsbeitrag und bei über 1000 fl. 10 Percent. 
Warum werden überhaupt ſolche Unterſchiede gemacht? Dann iſt 
mir der § 19 vollſtändig unverſtändlich. Hier heißt es: 

„Wenn nach einem verſtorbenen Gemeindebeamten oder 
„Diener, welcher das zehnte Dienſtjahr noch nicht vollſtreckt oder 
die Ehe nicht vor oder während ſeiner Dienſtleiſtung geſchloſſen 
hat, keine Witwe vorhanden iſt, ſo gebürt allen unverſorgten 
Kindern des Verſtorbenen, welche das 20. Lebensjahr noch nicht 


vollendet haben, zuſammen eine Abfertigung in dem im § 15 der 


Penſionsvorſchrift bezeichneten Ausmaße.“ 

Dieſer Paragraph iſt mir vollſtändig unverſtändlich, und ich 
erlaube mir die Bitte an den Herrn Referenten, mir das zu 
erklären. Ich kann mir nicht erklären, wieſo ein Unterſchied gemacht 
wird zwiſchen den kleineren und größeren Beamten rückſichtlich des 
Erziehungsbeitrages. Im ganzen erkläre ich mich mit dem Antrage 
vollſtändig einverſtanden, nur muss ich ſagen: es hätte früher die 
Regulierung der Penſionsbezüge der Beamten und dann erſt die 
Regulierung der Penſionsbezüge der Witwen vorgenommen werden 
ſollen. 


—— 
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Vürgermeiſter: Ich kann ſofort die Aufklärung geben. Mir 
liegt irgendein Antrag oder Wunſch der ſtädtiſchen Beamten wegen 
Regulierung der Penſionsbezüge nicht vor. Es iſt im Jahre 1892 
beſchloſſen worden, daſs zu den Penſionsbezügen auch das halbe 
Quartiergeld dazu kommt. Seit dieſer Zeit iſt meines Wiſſens ein 
Wunſch auf Abänderung nicht ausgeſprochen worden. 


Wenn der Herr Vorredner gemeint hat, dass ein Unterſchied 
gemacht wird zwiſchen höheren und geringeren Bezügen, ſo ſcheint 
er ſich zu irren. (Rufe: O nein!) Erlauben Sie, ich werde das 
gleich aufklären. Der Fall, den Sie im Auge haben und den Sie 
anführten, bezieht ſich auf Beamte, die noch nicht zehn Jahre dienen, 
welche daher überhaupt einen Penſionsanſpruch nicht haben. 

In dieſem Falle hat auch die Witwe keinen Penſionsanſpruch 
und ebenſowenig auch die Kin der. Es war aber bis jetzt angeordnet, 
daſs in dem Falle, als ein Beamter oder Diener ſtirbt, der noch 
nicht zehn Jahre definitiv angeſtellt iſt, die Witwe eine Abfertigung 
bekommt. 

Die Neuerung geht nun dahin, dass in dieſem Falle, wenn 
die Witwe nicht mehr lebt, die Kinder denſelben Anſpruch haben 
wie die Witwe, alſo die Kinder an Stelle der Witwe die Ab— 
fertigung bekommen. 

Hinſichtlich der übrigen Beamten iſt angeordnet, dass bis zu 
einem Gehalte von 1000 fl. ein Kind 50 fl. Erziehungsbeitrag 
bekommt, wenn aber auch die Mutter todt iſt, 100 fl., d. i. 
5 Percent. Im übrigen iſt angeordnet, daſs dann, wenn die 
Mutter lebt und der Gehalt größer iſt, — 1000 fl. oder über 
1000 fl., — das Kind einen Erziehungsbeitrag von 5 Percent 
erhält. (Unruhe rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte um Ruhe. Es 
iſt nicht möglich, den Herrn Referenten zu verſtehen, wenn die 
Herren ſo laut ſprechen. (Rufe links: Iſt das die Hochachtung vor 
Ihrem gewählten Bürgermeiſter?) 

Referent (fortfahrend): Wenn aber auch die Mutter todt 
iſt, 10 Percent. In dieſer Richtung haben die Beamten unter 
1000 fl. nur eine gewiſſe Bonification, weil der Betrag von 
50 fl., beziehungsweiſe 100 fl. gewiſſermaßen als Minimum feſt⸗ 
geſetzt iſt. Wenn man in dieſem Falle 5, beziehungsweiſe 10 Percent 
beſtimmen würde, ſo würden die Kinder weniger als 50 fl., be⸗ 
ziehungsweiſe 100 fl. bekommen. (Gem.⸗Rath Purſcht: Ich 
bitte um Aufklärung bezüglich des § 19, Herr Referent !) 

Ich habe erklärt, wenn ein Beamter oder ein Diener nicht 
zehn Jahre definitiv dient, hat er überhaupt keinen Penſions— 
anſpruch, auch die Witwen und die Kinder nicht. Die Witwe be- 
kommt aber eine Abfertigung in dieſem Falle jetzt wird aber hier 


angeordnet, wenn eine Witwe nicht vorhanden iſt, wenn die Frau 


ſchon vor ihrem Manne geſtorben ſein ſollte, daſs dann die Kinder 
an die Stelle der Witwe treten. Das iſt alſo auch eine Be⸗ 
günſtigung. 

Gem.-Aath Dr. Geßmann: Ich erkläre mich mit den vor— 
liegenden Anträgen bis auf einen einzigen Punkt einverſtanden. 
Es heißt da im § 18 (liest): 

„Der Erziehungsbeitrag gebürt einem Sohne bis zum voll— 
endeten einundzwanzigſten und einer Tochter bis zum vollendeten 
zwanzigſten Lebensjahre, hört jedoch auch früher auf 

a) bei Erlangung einer Verſorgung auf die Dauer derſelben; 

b) bei Töchtern insbeſondere durch deren Verehelichung 
u. ſ. w.“ 
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Nun, meine Herren, es iſt ja eine Erſcheinung, die in 
Beamtenfamilien zumeiſt beobachtet wird, dass das Kind wieder 
dem Stande des Vaters folgt. Es kommt ſehr häufig vor, daſßs 
die Söhne, die das Gymnaſium abſolviert haben und in den 
höheren Studien und mit dem vollendeten 21. Jahre in vielen 
Fällen nicht in der Lage ſind, ſchon über einen Verdienſt zu ver— 
fügen. Ich bitte nur zu bedenken, dass, wenn irgendjemand ein 
Facultäts⸗ oder techniſches Studium ergreift, er vor dem 23. oder 
24. Jahre nicht leicht und in den allerwenigſten Fällen fertig 
wird. Ihn gerade zu dieſer Zeit der Unterſtützung zu berauben, 
das iſt eine Sache, die bei einer Beamtenfamilie, deren Ernährer 
geſtorben iſt, wirklich einen ſchweren Ausfall bedeutet. 

Ich möchte mir daher den Antrag zu ſtellen erlauben, dass 
es heißen möge: „Der Erziehungsbeitrag gebürt dem Sohne bis 
zum vollendeten 2 4. Jahre.“ Die Ausnahmen ſind ja dann ohnehin 
fixiert. Bekommt er dann irgendein Adjutum oder wird er z. B. 
irgendwo angeſtellt, dann erliſcht der Beitrag ohnehin. (Unruhe 
rechts.) Nun, fo arg iſt das nicht, dafs ſich Herr Gem.-Rath 
Frauenberger darüber entſetzt. (Gem.-Rath Frauenberger: 
Ich ſage ja gar nichts!) Ich möchte ihn nur darauf aufmerkſam 
machen, dass in der That, wenn die Frau 400, 500 fl. Penſion 
hat und der Sohn mitten in den Studien iſt, die mit den Taxen 
u. dgl. ein Heidengeld koſten, dies für den jungen Menſchen 
gerade die kritiſcheſte Zeit iſt, und da ohnehin durch die Exemp— 
tionen in Alinea a ausdrücklich erklärt wird, dafs, wenn er früher 
irgendeine Verſorgung oder ein Adjutum erhält, der Beitrag ein— 
geſtellt wird, jo glaube ich, dass es gerecht und billig iſt, dieſe 


Abänderung anzunehmen. 


Ich erlaube mir alſo den diesbezüglichen Antrag zu ſtellen, 
daſs es heißen möge: „Bis zum vollendeten 24. Jahre.“ 

(Gem.⸗Rath Bärtl verzichtet auf das Wort.) 

Referent (zum Schlufsworte): Ich bin bei der Einbringung 
dieſer Vorlage ſo weit gegangen, als mir dies mein Gewiſſen 
erlaubt hat, und ich werde mich gegen jeden Antrag ausſprechen, 
der noch weiter geht. Es iſt mir eine weitergehende Bitte nicht 
bekannt geworden, und ich glaube, dass die ſtädtiſchen Beamten 
ſelbſt mit dieſen Anträgen, wie fie hier geſtellt worden find, 
zufrieden find. Es iſt mir nicht bekannt, dass bei irgendeiner 
öffentlichen Körperſchaft günſtigere Verhältniſſe beſtehen, als ſie 
bei uns eingeführt werden. 

Es iſt beim Staate das 18. und 20., beim Lande das 
20. und 18., bei uns das 20. und 21. Lebensjahr eingeführt. 
Meine Herren! Im allgemeinen muſs man ſagen, dass, wenn die 
Kinder ordentlich erzogen find, fie mit dem 20. und 21. Lebens- 
jahre in der Lage ſind, etwas zu verdienen, allerdings nicht viel, 
aber man mußs annehmen, dajs dieſe Kinder auch keine großen 
Bedürfniſſe haben. Beſcheidene Bedürfniſſe und beſcheidener Ver— 
dienſt werden in der Lage ſein, ſich zu decken. Sollten in einem 
exceptionellen Falle die Verhältniſſe beſonders traurig ſein, ſei es 
wegen Krankheit, körperlicher oder geiſtiger Schwäche, ſo iſt es ja 
den verehrten Herren bekannt, daſs der Stadtrath jedesmal mit 
Anträgen kommt, um dann mit einer Nachhilfe den üblen Ver- 
hältniſſen, die da beſtehen, abzuhelfen. Was aber die Norm betrifft, 
ſo glaube ich, iſt das die äußerſte Grenze, bis zu der wir gehen 
ſollen, und ich bitte Sie daher, die Referenten-Anträge anzunehmen. 

Vice-Würgermeiſter Matzenauer: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Gegen die 88 2, 13 und 17 wurde keine Einwendung 
erhoben. Ich bringe daher alle drei Paragraphen gleichzeitig unter 
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einem zur Abſtimmung und bitte die Herren, welche für dieſe drei 
Paragraphen ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange⸗ 
nommen. (Rufe links: Einſtimmig !) 

Nun kommt 8 18. Hier hat der Herr Gem.⸗Rath Dr. Geß⸗ 
mann beantragt: Der Erziehungsbeitrag gebürt einem Sohne 
bis zum vollendeten 24. Lebensjahre. 

Ich bitte die Herren, die mit dieſer Abänderung einverſtanden 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) .. (Gem.⸗Rath Witzels⸗ 
berger: Wahlmanöver! — Gem.-Rath Dr. Geßmann ſchreit 


in den Saal.) Ich bitte, Herr Gem.-Rath Dr. Geßmann, es 


ſchickt ſich nicht, mitten in einer Abſtimmung zu ſchreien. (Lärm 


links. — Gem.⸗Rath Dr. Geßmann: Das iſt eine Frechheit, zu 


ſagen, daſs das ein Wahlmanöver ift. Sie machen ſolche Manöver.) 
Ich bitte Sie um Ruhe, Herr Gemeinderath, ſtören Sie doch die 
Abſtimmung nicht. (Gem.⸗Rath Dr. Geßmann: Ich bitte das 
dem Herrn zu ſagen. — Gem.⸗-Rath Strobach: Sie ſind nicht 
einmal fähig, den Vorſitz zu führen, wenn Sie ihn nicht zur 
Ordnung rufen. — Andauernder Lärm.) Ich bitte noch einmal die 
Herren, die für den Antrag des Gem.⸗Rathes Dr. Geßmann 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. 
(Ruf links: Wer weiß? Es können ſich viele der Abſtimmung 
enthalten. — Rufe links: Zählen! Zählen ]) Das iſt entſchieden 
die Minorität. Der Antrag iſt abgelehnt. 


| 


Die Herren, die für § 18 ſtimmen, wie er von Seite des 


Stadtrathes beantragt wird, bitte ich, die Hand zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es iſt die Majorität. Angenommen. 


Nun kommen die 88 19 und 22. Gegen dieſe Paragraphe 


wurde keine Einwendung erhoben. Ich bringe fie daher gemeinjam | 


zur Abſtimmung und bitte die Herren, die für die beiden Paragraphe 


ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen.“ 


(Andauernder Lärm links.) 


Beſchluſs: Die Penſionsvorſchrift für die Gemeindebeamten und | 
Diener der Stadt Wien wird abgeändert, wie folgt: | 


82. 
Jedem im Gemeindedienſte bleibend angeſtellten 
Beamten oder Diener, auf welchen die Beſtimmungen 
der Dienſtpragmatik Anwendung finden (Artikel IV 


der Einleitung zur Dienſtpragmatik), kommt im Falle 
ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand ein Ruhegehalt 


dann zu, wenn er eine wenigſtens zehnjährige an⸗ 
rechnungsfähige ununterbrochene Dienſtzeit für ſich hat. 

Die im Gemeindedienſte zugebrachte Zeit wird 
von jenem Tage angefangen in Anrechnung gebracht, 
an welchem der Beamte die Angelobung geleiſtet hat. 

Eine in proviſoriſcher Eigenſchaft bei der Gemeinde 
zurückgelegte Dienſtzeit wird nur dann und zwar vom 
Tage des Eintrittes in dieſen Dienſt eingerechnet, 
wenn zwiſchen der proviſoriſchen und definitiven Dienſt⸗ 
zeit keine Unterbrechung ſtattgefunden hat. 


§ 13. 

Die Penſion der Witwen der in das Rangclaſſen— 
ſchema eingereihten Beamten wird nach Rangclaſſen 
derart abgeſtuft, daſs die Penſion der Witwe eines 
Beamten der V. und VI. Rangclaſſe mit dem Betrage 
von 1000 fl., der eines Beamten der VII. Rangclaſſe 


mit dem Betrage von 900 fl., der eines Beamten der 


— — 


VIII. Rangclaſſe mit dem Betrage von 800 fl., der 
eines Beamten der IX. Rangelaſſe mit dem Betrage 
von 700 fl., der eines Beamten der X. Rangclaſſe 
1. Kategorie mit dem Betrage von 600 fl., der eines 
Beamten der X. Rangclaſſe 2. Kategorie mit dem 
Betrage von 500 fl. und endlich der eines Beamten 
der XI. Rangclaſſe mit dem Betrage von 400 fl. 
jährlich beſtimmt wird. 

Witwen der in das Rangclaſſenſchema nicht ein- 
gereihten Beamten werden bei Bemeſſung der Penſion 
den Witwen der in die Rangclaſſen eingereihten gleich— 
geſtellt und erhalten die für jene Rangclaſſe beſtimmte 
Penſion, welcher Rangclaſſe der von ihrem Gatten 
zuletzt bezogene Activitätsgehalt entſpricht. 

Für die Witwen der Diener wird die Penſion 
mit 50 Percent des von ihrem Gatten zuletzt bezogenen 
Activitätsgehaltes beſtimmt. 

Das Ausmaß der Penſion für die Witwe darf 
aber in keinem Falle den Betrag überſteigen, welcher 
dem Gatten zur Zeit ſeines Todes als Penſion gebürte. 


§ 17. 

Der Erziehungsbeitrag eines Kindes wird, ſolange 
die Mutter noch am Leben iſt, bei einem Gehalte des 
Vaters des Kindes bis einſchließlich 1000 fl. mit 50 fl. 
und bei einem Gehalte über 1000 fl. mit 5 Percent 
des Gehaltes, nach dem Tode der Mutter oder in den 
im § 11 in den Abſätzen 3 und 5 bezeichneten Fällen 
aber bei einem Gehalte des Vaters des Kindes bis 
einſchließlich 1000 fl. mit 100 fl. und bei einem Ge⸗ 
halte über 1000 fl. mit 10 Percent des Gehaltes 
bemeſſen. 

In keinem Falle darf der Geſammtbezug aller 
Hinterbliebenen mit Einſchluſs der Penſion der Witwe 
mehr als 75 Percent des der Bemeſſung zugrunde 
liegenden Gehaltes des Vaters ausmachen. Wenn und 
inſolange die normalmäßigen Gebüren der Witwe und 
der Kinder den erwähnten Höchſtbetrag überſteigen, ift 
der Überſchuſs von der Penſion der Witwe, ſowie von 
den Erziehungsbeiträgen der Kinder verhältnismäßig 
in Abzug zu bringen. 

§ 18. 

Der Erziehungsbeitrag gebürt einem Sohne bis 
zum vollendeten einundzwanzigſten und einer Tochter 
bis zum vollendeten zwanzigſten Lebensjahre, hört 
jedoch auch früher auf 

a) bei Erlangung einer Verſorgung auf die Dauer 
derſelben; 

p) bei Töchtern insbeſondere durch deren Ver⸗ 
ehelichung, und 

c) bei ſtrafgerichtlicher Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens oder wegen der Übertretung des Dieb- 
ſtahles, der Veruntreuung, der Theilnehmung an den 
ſelben oder des Betruges (SS 460, 461, 463 und 464 
des Strafgeſetzes). Erfolgte jedoch die Verurtheilung 
wegen eines der im 8 6, Abſatz 1 bis 10 des Geſetzes 
vom 15. November 1867, Nr. 131 R.⸗G.⸗Bl., auf 
geführten Verbrechen, ſo lebt der Anſpruch auf den 
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Erziehungsbeitrag mit dem Ende der Strafe für die 
noch übrige Zeit des Normalalters wieder auf. 


8 19. 

Wenn nach einem verjtorbenen Gemeindebeamten 
oder⸗Diener, welcher das zehnte Dienſtjahr noch nicht 
vollſtreckt oder die Ehe nicht vor oder während ſeiner 
Dienſtleiſtung geſchloſſen hat, keine Witwe vorhanden 
iſt, fo gebürt allen unverſorgten Kindern des Ver⸗ 
ſtorbenen, welche das 20. Lebensjahr noch nicht voll— 
endet haben, zuſammen eine Abfertigung in dem im 
8 15 der Penſionsvorſchrift bezeichneten Ausmaße. 


8 22. 

Wenn ein Gemeindebeamter oder-Diener während 
der Dienſtleiſtung ſtirbt, ſo gebürt ſeiner Witwe, wenn 
ſie zur Zeit des Todes ihres Mannes mit demſelben 
in ehelicher Gemeinſchaft gelebt hat oder, in Ermang— 
lung einer ſolchen, deſſen ehelichen Kindern ein Beitrag 
zur Beſtreitung der Krankheits- und Leichenkoſten (früher 
Sterbequartal) mit 25 Percent des von dem Der: 
ſtorbenen zuletzt genoſſenen Activitätsgehaltes bis zum 
Maximalbetrage von 600 fl. 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Meine ſehr 
geehrten Herren! In den heutigen meiſtgeleſenen Blättern, der „Neuen 
Freien Preſſe“, dem „Deutſchen Volksblatt“ und Szeps'ſchen „Tag⸗ 
blatt“, iſt unter der Rubrik „Gemeinde-Angelegenheiten“ eine Notiz 


„Straßenſäuberung“, worüber ich mich heute beim Herrn Bürger- 


meiſter erkundigt habe, und es hat weder das Präſidium noch das 
Präſidialbureau auf dieſe Notiz einen Einfluſs genommen, ich er- 
kläre aber, daſs dieſe Notiz vom Anfang bis zum Ende unwahr 
1 
Bice-Bürgermeifter Matzenauer (unterbrechend): Aber, 
darf ich bitten, unter dem Titel „Geſchäftsordnung“ gibt's der⸗ 
artige Erklärungen nicht. (Rufe links: Die Judenblätter haben 
gelogen, die müſſen geſchützt werden. — Gem.-⸗Rath Steiner 
ſpricht weiter, bleibt aber bei dem anhaltenden Lärm unverſtändlich.) 
Man kann nicht unter dem Titel Geſchäftsordnung alles und 
jedes ſprechen, was beliebt. (Gem.⸗Rath Steiner ſpricht unver- 
ſtändlich weiter.) Ich bitte, Herr Gem.⸗Rath Steiner, das geht 
nicht, daſs Sie zu jedem Punkte ſprechen. - 

Gem.-RNath Steiner: Aber dann foll jeder Mann genug 
sein und nicht alles glauben, was eine alte Tratſchen von Bericht- 
erſtatter ſagt. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Das gehört nicht hieher 
— was die Zeitungen ſchreiben, haben wir nicht zu beurtheilen. 
(Rufe: Aber richtigzuſtellen! — Anhaltender Lärm und Unruhe.) 


20. (186.) Referent Gem.-Nath Dr. v. Willing: Der 
Neubauer Kindergarten-Verein iſt eingeſchritten und bittet um die 
Fortſetzung und Wiederbewilligung der Subvention, welche die 
Gemeinde bereits ſeit langer Zeit gewährt. 

Der Kindergarten-Berein, welcher ſeit 25 Jahren beſteht und 
erſt neulich ſein Jubiläum gefeiert hat, bezieht für jeden Kinder⸗ 
garten eine Subvention von 500 fl. Derſelbe hat drei Kinder- 
gärten, einen in der Burggaſſe, einen in der Weſtbahnſtraße (Un⸗ 
ruhe) und einen in der Neuſtiftgaſſe. Für die Neuſtiftgaſſe iſt die 
Subvention mit dem Jahre 1893 ausgegangen, für die beiden 
anderen find Ende December (Lebhafte Unruhe) .... 
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Vice-Würgermeiſter Matzenauer lunterbrechend): Ich 
bitte, meine Herren, bei dieſer Unruhe iſt es nicht möglich, ein 
Referat zu erſtatten. (Zwiſchenruf links.) Ich wende mich dort⸗ 
hin, wo ich die Unruhe höre. Früher habe ich Unruhe hier 
(rechts) gehört und habe ich mich hieher gewendet; jetzt iſt die 
Unruhe auf dieſer (linken) Seite. 

Referent (fortfahrend): Alſo, ich erlaube mir noch einmal 
zu bemerken, dass der Verein für den Kindergarten in der Neuſtiftgaſſe 
die Subvention bis Ende December 1893 bewilligt erhielt und für die 
beiden Kindergärten in der Burggaſſe und in der Weſtbahnſtraße 
bis Ende December 1894. Es wird nunmehr vom Stadtrathe 
mit Rückſicht auf die anerkannt ausgezeichnete Leiſtung dieſes 
Vereines und auf die ausgezeichnete Einrichtung der Kindergärten 
beantragt, dem Vereine für den Kindergarten in der Neuſtiftgaſſe 
für das Jahr 1894 eine Subvention von 500 fl. zu bewilligen 
und ſodann dem Vereine für alle drei Kindergärten für die Jahre 
1895, 1896 und 1897 die Subvention von je 500 fl. unter den 
gewöhnlichen Bedingungen, nämlich dem Rechte des Widerrufes 
u. ſ. w. unter Vorlage des Berichtes zu bewilligen. Ich bemerke, 
daſs die Beträge für die Jahre 1894 und 1895 gedeckt erſcheinen. 


Für die Jahre 1896 und 1897 werden dieſelben ſeinerzeit budget⸗ 


mäßig bedeckt werden. Ich bitte Sie um Annahme dieſes Antrages. 

Bice-Würgermeifter Matzenauer: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich erkläre den Antrag für ange 
nommen. 

Beſchluſs: Dem Kindergarten-Comité im VII. Bezirke wird 
pro 1894 für den Kindergarten in der Neuſtiftgaſſe 
eine Subvention von 500 fl. und für die Jahre 1895, 
1896 und 1897 für deſſen drei Kindergärten (Weſt⸗ 
bahn⸗, Burg⸗ und Neuſtiftgaſſe) eine Subvention von 
je 500 fl. pro Kindergarten und Jahr) unter den 
üblichen Cautelen bewilligt. 

21. Vice-Würgermeiſter Matzenauer: Wir haben auf 
der Tagesordnung der heutigen Sitzung die Abſtimmung über die 
Zuſammenlegung einer Anzahl kleiner Appoints des 35⸗Millionen⸗ 
Kronen-Anlehens in größere Abſchnitte. (Gem.-Rath Boſchan tritt 
an den Referententiſch.) 

Ich muſßs die Herren bitten, ſich auf die Plätze zu begeben, 
weil die Zählung vorgenommen werden wird. Ich bitte die 
Herren Schriftführer, zu zählen. 

Gem.-Nath Hawranel: Ich beantrage namentliche Ab⸗ 
ſtimmung. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. (Nach einer Pauſe:) Die Herren Schrift— 
führer conſtatieren die Anweſenheit von 99 Herren Gemeinderäthen. 
Ich bitte die Herren, welche dafür find, dass die Abſtimmung 
namentlich vorgenommen werde, ſich von den Sitzen erheben zu 
wollen. (Geſchieht.) Es iſt die Majorität, der Antrag ange— 
nommen. Ich bitte um Ruhe, ich erſuche, langſam die Namen 
zu verleſen und laut zu antworten. Die Herren, welche für den 


Antrag des Stadtrathes ſind, wollen mit Ja, die dagegen ſind, 
mit Nein ſtimmen. (Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm verliest 


die Namen der Gemeinderäthe.) 
Mit Ja ſtimmen die Herren Gem.⸗Räthe: Adam, Alten- 
berg, Bärtl, Bentnig, Dr. v. Billing, Boſchan, 


Dr. Daum, Dehm, Dolainski, Edlhofer, Eigner, Erndt, 
Frauenberger, Dr. Friedjung, Froſch, Gauguſch, Geitler, 
2* 
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Gerhardus, Geyer, Gfrorner, Gierſter, Glaſauer, v. Götz, 
Ritt. v. Goldſchmidt, Bürgermeiſter Dr. Grübl, Joſef 
Grünbeck, Herold, Herrdegen, Dr. Huber, Kaiſer, Kaſpar, 
Kirchmayer, Dr. Klotzberg, Koch, Kreindl, Lang, Lechner, 
Dr. Lederer, Lukſch, Markl, Matthies, Vice-Bürgermeiſter 
Matzenauer, Mayer, Joſef Müller, K. J. Müller, 
Dr. Nechansky, Ritt. v. Neumann, Pollak, Rißaweg, 
Röhrl, Roſenſtingl, Sauerborn, Schieferl, Schlechter, 
Schlögl, Schneiderhan, Dr. Scholz, Schrenckh, Schuh, 
Seidler, Seiler, Siegert, Simon, Dr. Stern, Stiaßny, 
v. Stummer, Tagleicht, Taubler, Dr. Uhl, Villicus, 
Dr. Vogler, Waegner, Ignaz Weſſely, Vincenz Weſſely, 
Wimberger, Winker, Winter, Witzelsberger, Wünſch, 
Wurm, Dr. Zimmermann, Zweig. 

Mit Nein ſtimmen die Herren Gem.⸗Räthe: Büſch, Gräf, 
Gregorig, Sebaſtian Grünbeck, Hawranek, Hörmann, 
Dr. Kupka, Mareſch, Purſcht, Dr. Rader, Rauſcher, 
Stehlik, Steiner, Weitmann. 

Der Antrag des Stadtrathes iſt mit 82 gegen 14 Stimmen 
angenommen. 


Beſchluſs: Es ſind 1. 40.000 Stück Schuldverſchreibungen 
à 100 Kronen, 15.000 Stück à 200 Kronen und 
5000 Stück à 500 Kronen in 1000 Stück à 5000 Kronen 
und 4500 Stück à 1000 Kronen zuſammenzulegen, 
wobei der Vorrath an Obligationsblanketten zu ver: 
wenden und der erforderliche Mehrbedarf bei der 
Neuſiedler Papierfabrik nachzubeſtellen ſein wird. 
2. An den n.-d. Landtag iſt eine Eingabe zu 
richten, in welcher um Abänderung des Landesgeſetzes 


vom 9. September 1883, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, in dem 
Sinne gebeten wird, dass folgende Appoints genehmigt 
werden: | 
10.000 Stück & 100 Kronen = 1,000.000 Kronen 
10.000 „ & 200 „ = 2,000.000 „ 
5.000 „ à 500 „ - 2,500.000 „ 
14.500 „ à 1000 „ -= 14,500.000 „ 
3.000 „ 4 5000 „ = 15,000.000 „ 


Summa . 35, 000.000 Kronen 
3. Nach erfolgter Anderung des genannten Landes⸗ 
geſetzes hat der Stadtrath die Drucklegung der neuen 
zuſammengelegten Titres zu veranlaſſen. 
4. Die zur Einziehung beſtimmten Titres ſind 
nach Fertigſtellung der neuen Obligationen durch— 
zuſchlagen und zu vernichten. 


22. (134.) Referent Gem.-Nath Ritt. v. Neumann: Es 
handelt ſich hier um Überlaffung eines Straßengrundes zu einer 
Riſalitanlage im VIII. Bezirke, Lerchenfelderſtraße Nr. 34. Das 
angeſprochene Grundausmaß beträgt 0˙6 m? und wird hiefür ein 
Preis von 70 fl. per Quadratmeter beantragt. Ich bitte um die 
Genehmigung dieſes Antrages. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte die Herren 
Schriftführer, die Zahl der anweſenden Herren Gemeinderäthe zu 
conſtatieren. (Nach einer Pauſe:) Die Herren Schriftführer con⸗ 
ſtatieren die Anweſenheit von 92 Herren Gemeinderäthen. Ich 
bitte die Herren, welche für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
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(Nach einer Pauſe:) Der Antrag iſt, nachdem kein einziger der 

Herren Gemeinderäthe dagegen iſt, einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Der zur Riſalitanlage beim Hauſe VIII., Lerchen⸗ 
felderſtraße 34, erforderliche Grund per 0˙60 m? wird 
um den Betrag von 70 fl. per Quadratmeter an Joſefine 
Eiſterer überlaſſen. 

23. (6799.) Referent Gem.⸗Rath Witt. v. Neumann: 
Hier handelt es ſich um eine gleiche Angelegenheit, nämlich um 
Überlaffung eines Straßengrundes im Ausmaße von 0'57 m? zur 
Anbringung eines Thorportales, und zwar gegen Compenſation, 
da bei dieſem Baue eine Grundabtretung ſtattfindet. Ich bitte um 


die Genehmigung des Antrages. 


Vice Bürgermeifter Matzenauer: Wünſcht jemand das 


Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche 
jene Herren, welche für den Antrag ſind, die Hand zu erheben. 


(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Niemand meldet ſich.) 

Niemand dagegen, einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Die überlaſſung des zu dem Thorportale beim Haufe 
II., Glockengaſſe 11, erforderliche Grund per 0˙57 m? 
gegen Abzug von dem zur Straßenverbreiterung ent⸗ 
fallenden Grunde wird nachträglich genehmigt. 

24. (29.) Referent Gem.-Nath Wurm: Hier handelt es 
ſich ebenfalls um eine Riſalitanlage, und zwar im VI. Bezirke, 
Wallgaſſe 29, Ecke der Mittelgaſſe. Hier wird eine Grundfläche 
von 0˙84 m? in Anſpruch genommen und wird beantragt, dieſe 
Fläche um 60 fl. zu überlaſſen. 

Der Antrag des Stadtrathes lautet: 

überlaſſung des zur Anlage eines halbkreisförmigen Riſalites 
an der Ecke der Wallgaſſe und der verlängerten Mittelgaſſe erfor⸗ 


derlichen Grundes per 0˙84 m? um den Pauſchalbetrag von 60 fl. 


Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 
Vice-Nürgermeiſter Matzenauer: Wünſcht jemand das 


Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, und ich er: 


ſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 

erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 

Pauſe:) Es iſt keine Stimme dagegen. Einſtimmig ange: 

nommen. 

Beſchluſs: Der zur Anlage eines halbkreisförmigen Riſalites 
beim Hauſe VI., Wallgaſſe 29, erforderliche Grund 
per 0˙84 m? wird um den Pauſchalbetrag von 60 fl. 
an Karl Hörandner überlaſſen. 

25. (274.) Referent Gem.-Nath Stiaßny: Der Bau⸗ 
meiſter Joſef Tiſchler führte Ecke der Sechsſchimmel- und 
Sobieskigaſſe im IX. Bezirke einen Neubau auf. 

Der geehrte Gemeinderath hat ihm bereits vor einigen Wochen 
die Herſtellung eines 7½ em Vorſprunges an der Ecke der 
genannten Straße bewilligt. Nunmehr iſt es um die Herſtellung 
eines Säulenportales mit einem Vorſprunge von gleichfalls 7) cm 
in der Sechsſchimmelgaſſe eingeſchritten. Die Fläche, welche er 
zu dieſer Herſtellung benöthigt, beträgt 0409 m?, alſo etwas 
weniger als / m?. Es ſoll ihm dieſe Fläche um den Pauſchal⸗ 
betrag von 25 fl., was ungefähr einem Einheitspreiſe von 61 fl. 
per Quadratmeter entſpricht, überlaſſen werden. 

Geſtatten Sie mir namens des Stadtrathes den Antrag zu 
ſtellen, daſs die zur Portalherſtellung erforderliche Fläche um den 


Pauſchalbetrag von 25 fl. an den Bauwerber Tiſchler überlaſſen 


werde. 
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Vice-Nürgermeiſter Matzenauer: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte die Herren, die für den 
Antrag des Stadtrathes ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Angenommen. 


Beſchluſs: Der zur Anlage eines Säulenportales beim Hauſe 
IX., Sobieskygaſſe 1, erforderliche Grund per 0409 m? 
wird um den Pauſchalbetrag von 25 fl. an Joſef 
Tiſchler überlaſſen. 


26. (497.) Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich habe 
die Ehre, Bericht zu erſtatten über einen Antrag Zahl 14, betreffend 
die Verlängerung der hinter dem Heiligenſtädter Friedhofe endenden 
Straße längs des Schreiberbaches bis zur Wildgrube im 
XIX. Bezirke. 


Es hat eine größere Anzahl dortiger Grundbeſitzer am 
Schreiberbache eine Eingabe an den Herrn Bürgermeiſter gerichtet 
und gebeten, es zu ermöglichen, dass dort in der Gegend längs 
des Schreiberbaches ein Weg hergeſtellt werde. Infolgedeſſen hat 
der Herr Bürgermeiſter die nöthigen Schritte eingeleitet beim 
Bezirksamte für den XIX. Bezirk, und iſt diesbezüglich eine 
Augenſcheins⸗Commiſſion an Ort und Stelle entſendet worden, 
welcher auch der Herr Gem.⸗Rath Steiner beigewohnt hat. 


Es wurde damals dahin ſich geäußert, daſs ein Straßenzug 
in der Breite von 3˙5 m genügen und den Bedürfniſſen entſprechen 


würde. Es iſt der Weg in natura abgeſteckt worden und es haben 
ſich die betreffenden Anrainer nahezu ſämmtlich verpflichtet, die zu 
dieſem Wege nothwendigen Grundſtücke unentgeltlich herzugeben, 
mit Ausnahme von drei Grundbeſitzern; deshalb kommt der Act 
an den Gemeinderath. Dieſe drei Grundbeſitzer — es iſt eine 
diesbezügliche Skizze auf der anderen Seite der Vorlage ge- 
zeichnet — haben das Erſuchen geſtellt, man möge ihnen den Weg, 
Parcelle 1004, unentgeltlich überlaſſen, und zwar deshalb, weil ſie 
ſonſt von einem Theile ihres Beſitzes abgeſchnitten wären und 
denſelben nicht bewirtſchaften können. Es würde nämlich der neue 


Weg führen und in kurzer Entfernung würde der alte Weg be⸗ 


ſtehen bleiben, der dazwiſchen liegende Theil ihres Grundes könnte 
nicht bewirtſchaftet werden. Es iſt dieſes Erſuchen vollkommen 
gerechtfertigt. Es ſollen nun dieſe Theile an die einzelnen Beſitzer zuge⸗ 
theilt werden, und zwar an Anton Lier im Ausmaße von 42˙3 m?, 
an Auguſt Gutmann eine Fläche von 48:97 m”, an Leopold 
Hengl eine Fläche von 13°64 m?. Bezüglich des Weges möchte 
ich noch ergänzend bemerken, dass die Auslagen circa 2800 fl. 
betragen werden und wird dieſer Weg durch das Bezirksamt für 
den XIX. Bezirk ausgeführt werden. 
Annahme des im Stadtrathe geſtellten Antrages. 


Gem.-Rath Bärtl: Ich erlaube mir eine kleine Anfrage. 
Iſt dieſer Grund, der unentgeltlich dieſen drei Anrainern über— 
geben wird, Eigenthum der Gemeinde? (Referent: Ja!) 


Pice-Bürgermeifler Matzenauer: Ich bitte die Herren, 
die mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden find, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. Niemand 
dagegen. Einſtimmig angenommen. 


Beſchluſs: Die Grundeigenthümer Leopold Hengl, Auguſt 
Gutmann und Anton Lier überlaſſen den nach 
der Auspflockung zur Straße und Wegverlängerung 
entfallenden Grund der Gemeinde Wien laſtenfrei 
gegen dem, dass ſelben die Wegparcellentheile, be⸗ 


Ich erſuche daher um die 
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zeichnet im Plane mit den Buchſtaben 1“ q r xX pe l,, 
DI kein op!“ und abedeihgfa un 
entgeltlich in das Eigenthum übergeben werden. 

Die Koſten dieſer Transaction hat die Gemeinde 
Wien zu bezahlen und ſelbe durchzuführen. 

27. (96.) Referent Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Zahl 96 
von der gedruckten Tagesordnung. Ich habe vor einiger Zeit über 
das Offert eines Grundverkaufes referiert, und zwar XVIII. Be 
zirk, Säulengaſſe. Es handelte ſich um ein ganz kleines Ausmaß 
von 3785 m?. Damals hat die Partei 300 fl. dafür geboten. 
Dieſer Betrag iſt dem Gemeinderathe zu niedrig erſchienen und es 
wurde beſchloſſen, dieſen Grund nur unter der Bedingung zu ver— 
kaufen, dass die Partei den Preis von 25 fl. per Quadratmeter 
zahlt. Die Partei hat ſich nun damit einverſtanden erklärt und es 
macht der Preis 946 fl. 25 kr. aus. 

Ich bitte Sie deshalb um die Annahme des Antrages. 

Gem.-Rath Mareſch: Sehr geehrte Herren! Gegen dieſen 
Preis von 25 fl. wird wohl heute niemand etwas einwenden, aber 
eines muss doch bei dieſer Gelegenheit erwähnt werden. Erſt vor 
ſieben Wochen hat uns der geehrte Herr Referent, der heute am 
Referententiſche ſitzt, dasſelbe Linienwallſtück mit 13 fl. 21 kr. per 
Quadratmeter wärmſtens anempfohlen. Von Seite der der Oppoſition 
angehörigen Mitglieder wurde jedoch dieſer viel zu niedrige Preis 
energiſch bekämpft und über den Antrag des Gem.-Rathes 
Eigner wurde dieſe Angelegenheit an den Stadtrath zurück— 
gewieſen. Sehen Sie, meine Herren, heute bekommen wir faſt das 
doppelte: 25 fl. ſtatt 13 fl. 21 kr. Meine Worte ſind hauptſächlich 
dahin gerichtet, daſs in Hinkunft bei communalen Grundverkäufen 
die Sache beſſer ins Auge gefasst werde, damit derartige Gründe 
nicht ſo billig an den Mann abgegeben werden. 

Gem.-Nath Eigner: Sehr geehrte Herren! Der Herr Vor— 
redner hat bereits alles geſagt, was ich ſagen wollte. Sach— 
verſtändige Collegen aus dem Gemeinderathe haben behauptet, 
dafs dieſes „Dreieckerl“ gar keinen Wert hat; es ſei eine hohe 
„Gſtätten“ von dem alten Linienwall, der Beſitzer muss abgraben, 
er muſs hinausführen, wegführen — kurzum, er mußs ſich ohne— 
hin in große Unkoſten ſtürzen. Man hält uns lauter ſolche Dinge 
vor, die den Verkauf erſchweren — und ſehen Sie, meine Herren, 
die Gründe werden doch verkauft. Heute bekommen wir ſchon einen 
Preis von 946 fl. 25 kr. — das iſt ein Mehrbetrag von circa 
446 fl. 25 kr., alſo faſt das doppelte. So wird hier von den 
Stadträthen referiert und ſo ſagt man, dieſes Zwickerl, dieſes 
Dreieck hat für den Beſitzer, der es braucht, gar keinen Wert. 

Wir haben ja auch ein zweites derartiges Referat bezüglich 
eines Grundes am Neubaugürtel gehabt, wo uns auch der Herr 
Referent geſagt hat, dass der Betreffende uns den Grund nicht 
abkaufen wird, dass er ihn nicht braucht. Sie werden auch hier 
in kürzeſter Zeit Gelegenheit haben, zu ſehen, daj8 der Betreffende 
an uns herantritt und auch das doppelte gibt. 

Derſelbe Herr Referent, der heute daſitzt, hat damals die An- 
ſchauung gehabt, das Dreieck hat keinen Wert. Meine Herren! 13 fl. 
25 kr. per Quadratmeter, das ſind per Quadratklafter 47 fl. 56 kr.; 
heute bekommen Sie per Quadratmeter 25 fl., alſo per Quadrat- 
klafter 90 fl. Das iſt ein Preis, um den man in den Verkauf 
einwilligen kann. Ich erſuche Sie alſo, meine Herren, die Sache 
in Zukunft nicht ſo darzuſtellen, als ob der Grund, um den es 
ſich handelt, keinen Wert hätte, und uns nicht mit einem ſolchen 
nicht entſprechenden Preiſe zu kommen. Der Stadtrath ſoll ſolche 
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Preiſe gleich zurückweiſen, nicht erſt den Gemeinderath damit 
beläſtigen. 

Gem.-Rath Mareſch: Meine Herren! Ich habe zu be- 
merken, daſs am 15. Jänner, als ein anderer Referent über ein 
Grundſtück referiert hat und uns bei einem Ausmaße von circa 
140 m? ein Preis von 14 fl. und einigen Kreuzern vorgeſchlagen 
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wurde, das betreffende Referat zurückgewieſen wurde. Ich bin neu⸗ 


gierig, welcher Preis bei der Gelegenheit wird erzielt werden. 


Referent: Ich erlaube mir nur, kurz die Bemerkung zu 


machen, daſs nicht der Wert des Grundſtückes die Partei ver— 
anlaſst hat, dieſen Preis zu bezahlen, ſondern lediglich die Angſt, 
daſs dieſes Dreieck einer der Nachbarn acquirieren könnte. (Lärm 
und Unterbrechung links. Rufe: Aha!) Ich bitte, die ſogenannte 
Zwangslage treibt die Partei dazu. (Unterbrechung links.) 

Es wird von allen Seiten dagegen gedonnert, daſs der Preis 
für die Gründe ungebürlich in die Höhe getrieben wird, und 
nun macht ſich die Commune deſſen ſchuldig. 

Gem.-Rath Eigner (zu einer Berichtigung): Ich verſchone 
Sie, Dr. Seidler und Collegen, im Gemeinderathe und will 
Ihnen keine Antwort geben .. 

Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, das iſt keine 
Berichtigung. 

Gem.⸗Nath Eigner (fortfahrend): Ich will keinen Namen 
nennen, aber Sachverſtändige aus dem Gemeinderathe, die geſuchte 
Leute ſind, haben neulich in dieſer Sitzung, wo das Referat über 
das Grundſtück vertagt wurde und wo ebenfalls Preiſe .. 

Vice-Würgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, Herr College, 
das iſt keine Berichtigung. 

Gem.-Rath Eigner (fortfahrend): Ich berichtige dahin, dass 
der Stadtraths-Referent geſagt hat, daſs das Grundſtück keinen 
Wert hat... 


Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: Ich mußs bitten, ſich 


im Rahmen einer Berichtigung zu halten. 
Gem.-Rath Eigner (fortfahrend): 


Wenn man hier die 


Wahrheit ſagt, wird man unterbrochen. Solche Wahrheiten darf 


man eben im Gemeinderathe nicht vorbringen. Das iſt ſehr traurig. 
Kann man da ruhig ſein, wenn immer ſolche niedrige Schätzungen 
vorkommen? 

Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: 
eine Polemik und keine Berichtigung. 

Gem.⸗Nath Strobach (zu einer Berichtigung): In der 
damaligen Sitzung hat es ausdrücklich geheißen, dass dieſer Zwickel 
für den Betreffenden gar nicht verwendbar iſt. Heute wurde vom 


Aber ich bitte, das iſt 


Referenten das Gegentheil behauptet. Er ſagte heute: „nur weil 


er ſich in einer Zwangslage befindet“. Wenn das thatſächlich der 
Fall iſt, ſo iſt wahrſcheinlich auch dieſer Preis noch zu niedrig. 
Ich möchte bitten, dafs ein anderesmal nicht in der Weiſe vor— 
gegangen wird. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Ich bitte die Plätze einzunehmen und erſuche die Herren 
Schriftführer, nochmals zu zählen. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe:) 
Die Herr Schriftführer conſtatieren die Anweſenheit von 97 Ge— 
meinderäthen. Ich bitte die Herren, welche dem Antrage des 
Stadtrathes zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Niemand dagegen, ſomit 
einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Die Gemeinde Wien überlässt der Aurelie Redlich 
einen Theil der Linienwallparcelle 547/1, Einl.⸗Z. 52, 
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IX. Bezirk, Figur I e d J, im Ausmaße von 37-85 m2 
behufs Arrondierung ihrer Realität Or.⸗Nr. 4 Säulen⸗ 
gaſſe, Währing, XVIII. Bezirk, gegen dem, daj3 die 
Genannte hiefür den Einheitspreis von 25 fl. per 
Quadratmeter bezahlt und die Vertragskoſten und 
Übertragungsgebüren trägt. 

Der Kaufſchilling iſt in zwei Raten zu bezahlen, 
und zwar dergeſtalt, dass die Hälfte des Kaufſchillings 
innerhalb acht Tagen nach Verſtändigung von der An— 
nahme des Offertes, der Reſt am 15. Mai 1895 be⸗ 
zahlt und bis dahin mit 5 Percent im vorhinein 
fälligen Intereſſen verzinst werde. 

28. (9817.) Referent Gem.-Rath Dr. Lederer: Die 
Herren wiſſen, dass an der Univerſität ſowohl als auch an der 
techniſchen Hochſchule ſich Vereine gebildet haben, welche ſich zur 
Aufgabe gemacht haben, ihre Collegen zu unterſtützen. Ein ſolcher 
Verein hat ſich nun auch an der Akademie der bildenden Künſte 
gebildet und der Verein kommt nun auch ein, gleichwie die Uni— 
verſitätsvereine, der Gemeinderath möge ihm eine Unterſtützung 
zutheil werden laſſen. Der Stadtrath hat in Erwägung der wohl— 
thätigen Wirkung dieſes Vereines, der wirklich für die ſtudierende 
Jugend ſehr viel thut — er unterſtützt ſie mit Speiſemarken, Lehr⸗ 
hilfsmitteln u. ſ. w. — beantragt, es möge auch dieſem Vereine 
ſo wie den anderen akademiſchen Vereinen eine Unterſtützung für das 
Jahr 1894 mit 100 fl. bewilligt werden. Ich bitte, dem Ihre 
Zuſtimmung zu geben. 

Dice-Bürgermeifter Matzenauer: Wünſcht jemand das 
Wort? (Nach einer Pauſe:) Es iſt dies nicht der Fall. Ich erkläre 
den Antrag für angenommen. 

Beſchluſs: Dem Unterſtützungsvereine der Akademie der bildenden 
Künſte wird eine Subvention von 100 fl. pro 1894 
bewilligt. 

29. (9818.) Referent Gem.-RNath Dr. Nehansky: Ich 
habe die Ehre, zu referieren zur Zahl 9818 von der gedruckten 
Tagesordnung. Der Deutſche Schulverein iſt eingeſchritten um 
Ausfolgung der ihm mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 21. Februar 
1893 auf 3000 fl. erhöhten Subvention. Allerdings iſt damals 
nicht die Subvention mit dieſem Beſchluſſe des Gemeinderathes 
auf 3000 fl. erhöht worden. Der Sachverhalt iſt vielmehr 
folgender: i 

Dem Deutſchen Schulvereine iſt die Gemeinde Wien ſeiner⸗ 
zeit als Mitglied mit einem Mitgliedsbeitrage von 1000 fl. bei⸗ 
getreten, und am 21. Februar 1893 hat der Gemeinderath 
beſchloſſen, den Betrag für den Deutſchen Schulverein auf 3000 fl. 
zu erhöhen. Von dieſen 3000 fl. ſtellen ſich alſo dar: 1000 fl. 
als Mitgliedsbeitrag und 2000 fl. als Subvention. Für das 
Jahr 1893 ſind auch dieſe 3000 fl. dem Deutſchen Schulvereine 
ausbezahlt worden. Es handelt ſich nun um Ausbezahlung reſpective 
Bewilligung dieſer 2000 fl. Subvention über die 1000 fl. Mit⸗ 
gliedsbeitrag für die Jahre 1894, 1895 und 1896. Die Thätigkeit 
des Deutſchen Schulvereines iſt wohl eine allbekannte. Aus dem 


letzten Jahresberichte geht hervor, daſs der Deutſche Schulverein 


in den verſchiedenen Provinzen Oſterreichs 29 Schulen mit 
69 Claſſen in 71 Abtheilungen und 44 Kindergärten in 50 Ab: 
theilungen erhält, dafs er 47 Schulen ſubventioniert, ebenſo 


40 Kindergärten, daſs er an 10 Schulen den Religionsunterricht, 
an 2 Schulen den deutſchen Sprachunterricht ſubventioniert. Ferner 
unterſtützt er den Induſtrialunterricht, den Fortbildungs unterricht 
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in der Muſik an einzelnen Schulen. Ebenſo ſorgt er für Weih— 
nachtsgeſchenke, Mittagsſuppe und andere Unterſtützung der Kinder. 
Der Verbrauch des Deutſchen Schulvereines im letzten Jahre, 
über welches der Bericht ausgegeben worden iſt, war rund 
250.000 fl. Die Beiträge haben für das Jahr 1893 86.547 fl. 
41 kr. betragen, die Spenden 143.086 fl. 11 kr., Erbſchaften und 
Legate 9376 fl. 92 kr., Zinſen von den Capitalien, welche der 
Deutſche Schulverein beſitzt, 10.141 fl. 53 kr. 
entnehmen, dass für den Zweck des Deutſchen Schulvereines bei— 
weitem der größte Theil durch die Mitgliedsbeiträge und durch die 
Spenden aufgebracht wird. 

Ich bitte Sie, dem Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen. 

Gem.-Ralh Dr. Geßmann: Meine Herren! Wir haben 
bereits bei anderen Gelegenheiten ſchon unſere Stellung gegenüber 
dem Deutſchen Schulvereine gekennzeichnet; ich werde dies heute 
daher nur in aller Kürze thun. 

Der Deutſche Schulverein — das iſt eine notoriſche That— 
ſache, die von niemandem geleugnet werden kann — hat mit der 
deutſchen Nationalität ſehr wenig zu thun; dagegen iſt er umſo— 
mehr ein politiſcher Verein einer beſtimmten Partei, und zwar der 
judenliberalen Partei. (Widerſpruch rechts.) Da gibt's kein Ah! 
Das iſt eine alte Geſchichte und geht am beſten daraus hervor, 
daſs an vielen Orten, wo durchaus kein Zweifel ſein kann über 
die deutſchnationale Geſinnung der betreffenden Mitglieder, jene, 
die nicht vor dem Judenthum „Buckerln“ gemacht haben, aus dem 
Vereine hinausbugſiert wurden, obwohl dieſe viel mehr Anſpruch 


für die deutſche Nationalität thun als jene, die darin die Coterie 
machen und, wie geſagt, den Deutſchen Schulverein als Verein 
für politiſche Agitationszwecke von jeher verwendet haben. 

Ich erinnere Sie nur — das ſind ja actenmäßig nachgewieſene 
Thatſachen — daſßs ſeinerzeit der Schwammerljude Oppenheim 
bei den Handelskammerwahlen hinausgeſchrieben hat an die ein— 
zelnen Gruppenvorſtände um Einſammlung der Legitimationen, 
Stimmzettel ꝛc., und zwar im größten Umfange, daßs alſo dieſer 
Schulverein ſich ſo recht als politiſches Agitationsmittel gezeigt 
hat, und zwar als ein Agitationsmittel zur Corruption der Wahlen, 
und deshalb werden wir entſchieden gegen die Subvention ſtimmen. 
Die öffentlichen Gelder find nicht dazu da, um die Agitations— 
zwecke der Herren in den verſchiedenen Ländern auf dieſe Weiſe zu 
pouſſieren. 

Sie haben gegenüber ähnlichen Vereinen ſich bei jeder Ge— 
legenheit ablehnend verhalten, weil fie auf chriſtlichem Standpunkte 
ſtehen, während der Schulverein ausſchließlich die Intereſſen des 
Judenthums vertritt. Das iſt der Kern der ganzen Sache; nicht 
um deutſchen Unterricht handelt es ſich, ſondern einfach um die 
jüdiſchen Intereſſen und die Vorherrſchaft des Judenthums, und 
deshalb werden wir mit aller Entſchiedenheit gegen die Subvention 
ſtimmen. 

Eine Frage möchte ich mir noch erlauben, ob nämlich der 
Religionsunterricht, der da ertheilt wird und unterſtützt werden 
ſoll, ein iſraelitiſcher oder was ſonſt für ein anderer iſt. Es iſt 
dies eine Frage, die man ſich angeſichts des Geiſtes, der im 
Deutſchen Schulvereine herrſcht, ſchon erlauben könnte. 

Wir werden daher mit aller Entſchiedenheit dagegen Stellung 
nehmen, weil die Gelder der Gemeinde nicht da ſind für politiſche 
Agitationszwecke einer Partei, die ſo volksfeindlich iſt und die ins— 
beſondere dem deutſchen Bürger- und Bauernſtande — wie es ſich 


Es iſt daraus zu 
Dr. Geßmann geſagt hat, mitunter mit der deutſchen Na— 
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ja hundertmal gezeigt hat — immer ſo feindlich gegenüberſteht, 
und die den Deutſchen Schulverein rein zum Werkzeuge für poli⸗ 


tiſche Zwecke miſsbraucht. (Beifall links.) 


Gem.⸗Rath Tomola: Meine Herren! Auch ich muss mich 
gegen eine Subventionierung dieſes Vereines ausſprechen. Ich 


mufs es thun, trotzdem oder vielmehr obwohl meine Geſinnung 


dahin bekannt iſt, daſs ich mich als National-Deutſcher jederzeit 
fühle und gezeigt habe. Der Deutſche Schulverein hat, wie Herr 


tionalität nicht viel zu thun. Mitunter — ich geſtehe es gerne 
zu, daſs mir Fälle bekannt ſind, wo der Deutſche Schulverein ſehr 
ſegensreich wirkte, z. B. in der Umgebung von Olmütz, ſpeciell 
in Paulowitz werden die Schulen faſt ausſchließlich von Chriſten 
beſucht. (Rufe rechts: Nun alſo!) Auch bei mehreren Schulen in 
Böhmen, z. B. in Böſching, in Reidnitz gebe ich zu, daſßs ſeine 
Unterſtützung löblich und angezeigt iſt. 

Aber ich kenne auch Schulen, welche ich nicht unterſtützen 
möchte. Der Deutſche Schulverein erhält z. B. eine große Schule 
in Joſefſtadt in Böhmen — es iſt dies ein öffentliches Ge⸗ 
heimnis — nur für die dortige Garniſon. Ja, wenn die Heeres— 
verwaltung ein Intereſſe hat, den Officieren Gelegenheit zu bieten, 
ihre Kinder deutſch unterrichten zu laſſen, dann iſt es aber Sache 
der Heeresverwaltung, deutſche Schulen zu errichten, und ſie iſt 
ſich dieſer Pflicht auch bewusst, indem fie in Trieſt, Pola und in 
einer dalmatiniſchen Stadt kaiſerliche deutſche Schulen auf ihre 


Koſten erhält. 
darauf haben, Deutſche genannt zu werden, und obwohl ſie mehr 


Was aber beſonders zu bemerken iſt und warum ich mich 
dieſer Subvention gegenüber ablehnend verhalte, iſt folgendes: Es 
iſt eine bekannte Thatſache, daſs aus dem Deutſchen Schulvereine 
eine große Anzahl deutſch geſinnter Männer ausgeſchieden ſind, 
deswegen, weil in dem Vereine eine Unduldſamkeit ohnegleichen 
eingeriſſen iſt. Anfangs, als der Verein gegründet wurde, war er, 
wohl gedacht als ein Verein, welcher alle Deutſchen ohne Unter- 
ſchied der Partei umfaſſen ſollte. Von dieſem hohen idealen Stand— 
punkte iſt der Schulverein aber ſehr ſchnell und ſchon ſeit ſehr 
langer Zeit herabgekommen. In meiner Heimat Schleſien iſt der 
größte Theil der Bevölkerung national geſinnt. Es waren im 
ganzen 41 Ortsgruppen gegründet. Bei dem heurigen Ortsgruppen— 
feſte zu Jägerndorf beklagte ſich der Delegierte des Deutſchen 
Schulvereines Dr. Brix, daſs von den 41 in Schleſien be- 
ſtehenden Ortsgruppen nur mehr 19 eine nennenswerte Thätigkeit 
entfalten. 

Das iſt ſehr leicht erklärlich. Die Ortsgruppe Troppau hat 
mehr als dreiviertel ihrer Mitglieder verloren. Warum? Weil 
einem großen Theile der dortigen Schulvereinsmitglieder, ſo national 
geſinnte Männer, wie der Bürgermeiſter der Stadt iſt, nicht ge— 
nehm waren. 

Der Bürgermeiſter, ſein Stellvertreter, die angeſehenſten Per— 
ſonen der Stadt, wurden aus dem Schulvereine hinausgedrängt. 
Die Herren ſind dann bei der Ortsgruppenleitung eingekommen, 
es möge ihnen geſtattet werden, eine judenreine Ortsgruppe zu 
bilden. Dieſem Begehren iſt nicht ſtattgegeben, es iſt abgelehnt 
worden. Man wollte alſo den Schulverein nicht ſchädigen, man 
wollte unter einer allgemeinen Ortsgruppe eine zweite, rein deutſche 
Gruppe bilden. Es iſt nicht geſtattet worden. Die Folge davon 


war, daſs mehr als 500 Mitglieder aus dem Schulvereine aus— 
getreten ſind. Wenn der Schulverein ſich nicht auf einen extrem 
liberalen Standpunkt ſtellen würde, nicht grundſätzlich ſolche, welche 
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national ſind und einmal über verſchiedene Dinge anders denken 


als die liberale Anſchauungsweiſe iſt, von ſich ſtoßen würden, ſo 
hätte er es nicht nothwendig, ſo ſehr auf Subvention anzuſtehen. 


Die Klagen wären auch gar nicht berechtigt und würden auch gar 


nicht vorkommen, welche zur Schande der deutſchen Nationalität 
vorgebracht werden, daſs es mit dem Schulvereine immer mehr 
und mehr abwärts geht, während die ſlaviſchen Schutzvereine 
immer mehr aufblühen. 

Solange man alſo im Schulvereine die national geſinnten 
Deutſchen von ſich ſtößt, ſolange national geſinnten Männern der 
Eintritt geradezu verwehrt wird, indem man die Bildung ver— 


geſinnter Deutſcher gegen die Subvention ſtimmen. 

Gem.-Rath Dr. Tederer: Die Oppoſition, welche der letzte 
Herr Redner gegen die Anträge des Stadtrathes erhoben hat, 
muſs man anerkennen. Es iſt das ein Standpunkt, den man 
theilen kann oder nicht theilen kann, es iſt aber ein Standpunkt, 
den man jedenfalls reſpectieren mufs. Ich kann mich mit jemandem, 
der eben anderer Meinung iſt und ſeine andere Meinung in ſo 
maßvoller Weiſe vertritt wie der unmittelbare Herr Vorſprecher, 
verſtändigen. Aber die Art und Weiſe, wie der erſte Herr Redner 
über die geſtellten Anträge geſprochen hat (Rufe links: Die iſt 
unangenehm! ), nein, die iſt nicht unangenehm, da iſt ein anderes 
unparlamentariſches Wort am Platze, welches ich hier nicht aus— 
ſprechen will, welches ich aber dem Herrn Redner, wenn er will, 
in einem Vorzimmer zu ſagen bereit bin. Wenn man alte Märchen, 
die 10mal, 20mal vorgebracht, die 10mal, 20mal bis ins kleinſte 
Detail mit allen ſtatiſtiſchen Daten widerlegt worden ſind, immer 
wieder vorbringt und immer wiederholt und auf die Unkenntnis 
und die Gedankenloſigkeit ſeiner Zuhörer ſpeculiert (Widerſpruch 
links), ſo iſt das ein unwürdiges Vorgehen (Lebhafter Widerſpruch 


links), fo iſt das eine Oppoſition, die allerdings .. . . (Erneuerter 
Widerſpruch und Unruhe links; Rufe links: Wer iſt damit ge⸗ 


meint? Sind das wir? Wieſo können Sie das ſagen? Drüben 
können Sie das ſagen!) 


ſprechen. 

Alſo ich meine, wenn man jo fpeculiert, fo iſt das eben eine 
unwürdige Oppoſition. Wenn jemand gegen etwas ankämpft, ſo 
ſoll er es wirklich begründen, aber nicht — ich wiederhole es — 
abgebrauchte Phraſen, die eingehend widerlegt worden ſind, immer 
wieder vorbringen. Das iſt nicht die richtige Methode. Was der 
Deutſche Schulverein gethan hat in der Zeit ſeines Beſtehens 
— ich habe auch einige Jahre ſeiner Verwaltung angehört — 
braucht wirklich nicht auf die Anerkennung des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Geßmann zu warten. (Lebhafter Beifall rechts.) 
Das hat in der Geſchichte der Deutſchen in Ofterreich feine Stelle 
gefunden und wird dieſe Stelle behalten, ob der Herr Gem. 
Rath Dr. Geßmann dagegen geifert oder nicht. (Heiterkeit und 
Beifall rechts.) Das ſind Dinge, die man eben nicht mit ſolchen 
Reden beſeitigt, und ich muſs wirklich jagen, daßs zu den wenigen 
erfreulichen Erſcheinungen der letzten 30 Jahre unſeres öffentlichen 
Lebens die Gründung und das Gedeihen des Schulvereines gehört 
(Beifall rechts), daſs die Deutſchen in Oſterreich es zuſtande gebracht 
haben, jährlich eine Viertelmillion aufzuwenden, um ihren be— 
drängten Brüdern an den Grenzen zu Hilfe zu kommen. Das iſt 
wirklich eine patriotiſche That (Lebhafter Beifall rechts) und jeder 
Deutſche ſollte ſich wirklich ſchämen, in dieſer gehäſſigen Weiſe 
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gegen eine ſolche Inſtitution aufzutreten. Ich möchte die Herren 
bitten, dem Antrage des Stadtrathes Ihre Zuſtimmung zu geben. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Gem.-⸗Nath Noske (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
Schluss der Debatte. (Gelächter links.) 

Pice-Bürgermeifter Matzenauer: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Jene Herren, welche mit Schluss der Debatte 


einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 


Angenommen. 
Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Herrdegen, 


Frauenberger, Steiner, Dr. Geßmann und der Herr 
ſchiedener Ortsgruppen unterſagt, werde und mufs ich als national 


Bürgermeiſter. 

Cem.-Nath Herrdegen: Meine Herren! Ich habe über die 
beiden Herren Vorredner, die vor Herrn Dr. Lederer geſprochen 
haben, hinſichtlich ihrer Ausführungen eine andere Meinung. Ich 
begreife die Gegnerſchaft des Herrn Dr. Geß mann vollſtändig, 
während ich die Gegnerſchaft des Herrn Gem.-Rathes Tomola 
nicht begreife. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Geßmann war niemals von deutſchem 
Bewuſstſein erfüllt, obwohl er ſelbſt ein Deutſcher iſt. (Gem.⸗Rath 
Dr. Geßmann: Dagegen verwahre ich mich!) Herr Dr. Geß— 
mann, wir kennen uns ja aus einer anderen Zeit und haben 
über das deutſche Bewuſstſein viel geſprochen. Alſo ich erhebe 


keinen Vorwurf, ich ſage lediglich: ich begreife den Herrn Dr. 
Geßmann, der als Politiker geſprochen hat, als Gegner einer 


— ich kann nicht ſagen, einer Partei, weil ich nicht zugeben kann, 
daſs der Deutſche Schulverein lediglich eine Sache der deutſch— 
liberalen Partei iſt — aber er iſt, naturgemäß gegen alles, wo ſich 
Deutſchliberale vorfinden, und die ſind ſelbſtverſtändlich im Deutſchen 
Schulvereine in ſehr großer Zahl vertreten. 

Was aber den Herrn Collegen Tomola betrifft, jo muss 
ich ſagen: ich bin feſt überzeugt, daſs er ein ſtramm deutſch 
geſinnter Mann iſt; wie man aber zu dieſen Schlüſſen kommen 
kann, iſt mir unbegreiflich. Ich will hier gar nicht unterſuchen, 


ob jene Spaltung, die ſeinerzeit eingetreten iſt, von denen, die 
Ich höre die Herren nicht, da müſste einer der Herren allein 


ausgeſchieden ſind, oder von anderen, die drinnen geblieben ſind, 
herbeigeführt worden iſt. Jedenfalls iſt das eine traurige Er- 
ſcheinung, jedenfalls iſt es ein großer Fehler, daßs man hinaus— 
gegangen iſt. Wenn ich im Rechte bin, dann gehe ich nicht, dann 
bleibe ich und vertrete das Recht; das hätten auch die Herren 
thun ſollen, wenn ſie im Rechte waren. 

Der Deutſche Schulverein iſt die größte Schöpfung, welche 
die Deutſchen Oſterreichs überhaupt zuſtande gebracht haben, die 
einzige vielleicht, und es iſt bedauerlich, wenn die deutſch geſinnten, 
die deutſch fühlenden, nicht allein deutſch ſprechenden Bürger Oſterreichs 
ſich in einer ſo wichtigen Frage in zwei Lager trennen. Hier heißt 
es zuſammenhalten. 

Ich nehme an, daſs vielleicht das, was Herr College Tomola 
geſagt hat, ſeine volle Begründung hat, ich zweifle nicht daran, 
er iſt jedenfalls beſſer unterrichtet als ich es bin, aber er müſste 
zu dem Schluſſe kommen, daſs dieſe Bedenken unterdrückt werden 
müſſen im Intereſſe des Ganzen. Er ſelbſt hat wahrheitsliebend 
anerkannt, daſs er eine Reihe von Schulen kennt, in denen Tüch⸗ 
tiges geleiſtet wird, indem dieſe deutſchen Schulen thatſächlich auf 
einem umſtrittenen Gebiete für das Deutſchthum eintreten und 
wirken. Wie kann man da zu dem Schluſſe kommen, aus dieſer 
oder jener gewiſs ſecundären Urſache ſolle die Reichshauptſtadt, 
die deutſche Stadt Wien, dieſem wohlthätigen und wirklich über⸗ 


in 
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aus nützlichen Vereine ihre Unterſtützung entziehen? Dieſen Schlufs ſich vorläufig ernſtlich vornehmen, in der nächſten Zeit den 


begreife ich nicht. Ich würde daher ſehr bitten, dafs alle diejenigen, 
welche die Überzeugung haben, daſs der Deutſche Schulverein 
nützlich wirkt, ſich dieſer Bedenken entſchlagen, um für die Anträge 
des Stadtrathes zu ſtimmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich habe den ausgezeichneten 
Ausführungen meiner unmittelbaren Herren Vorredner nur wenig 
hinzuzufügen. Ich bin der Meinung, dafs ſich Herr Dr. Geß— 
mann, als er über den Deutſchen Schulverein geſprochen hat, in 
einem Irrthume befunden hat. Er hat die Behauptung aufgeſtellt, 
daſs der Deutſche Schulverein ein politiſcher Verein ſei (Rufe 
links: Das iſt er auch, gewiss !), und da glaube ich, dafs ihm in 
dieſem Momente der Schulverein für Deutſche vorgeſchwebt hat, 
der eben aus dieſem Grunde aufgelöst worden iſt. (Heiterkeit rechts.) 
Es ſcheint alſo, daſs ſich Herr Dr. Geßmann wirklich in einem 
Irrthume befunden hat. 

Es iſt wirklich betrübend, daſs wir das, was wir hier ſo oft 
gehört und widerlegt haben, immer wieder zu hören bekommen, 
und ich muss jagen: wenn ich das alles wieder für den Deutſchen 
Schulverein anführen wollte, was ich ſchon zu ſo oft wiederholten— 
malen angeführt habe, jo müjste ich fürchten, die Herren damit 
zu ermüden. Auf einen Umſtand aber möchte ich Sie aufmerkſam 


Meine geehrten Herren! Es war ein für die Deutſchen 
Oſterreichs ſehr trauriger Anlaſs, daſs man dazu ſchreiten mufste, 
dieſen Verein zu gründen; aber dieſe Idee iſt ſo ausgezeichnet und 
wurde von allen Seiten fo warm unterſtützt, dafs dieſer Verein 


wirklich von ſich ſagen kann, daſs er blüht und gedeiht. Und Sie 
ſelbſt müſſen das empfinden, daſs dieſer Verein großartig iſt und 


auch Großartiges geleiſtet hat. Der Deutſche Schulverein wird 


allenthalben in der Bevölkerung ſehr gerne unterſtützt (Zwiſchen- 
rufe links), auch von ſolchen, die gerade nicht von Deutjchen ab- | 
ſtammen. Ich habe eine ſehr hübſche Außerung vor einigen Jahren 


hier gehört, von einem Manne, der ſonſt immer mit Ihnen (links) 
geht, der nicht deutſcher Abſtammung iſt und der doch geſagt hat, 
es ſei wünſchenswert und gut, wenn man die Gelegenheit hat, die 
deutſche Sprache zu lernen, beſonders wenn man einmal in der 
Großſtadt leben muss. 

Den Herrn Lehrer Tomola verſtehe ich einfach nicht. Er 
ſagt, er iſt ein nationaler Deutſcher. Das iſt ja ſehr ſchön, das 
iſt jedenfalls von ihm ſehr wacker, dass er ein nationaler Deutſcher 
iſt, aber ich glaube, es wäre für ihn vielleicht beſſer, wenn er 
vor allem ein echter Wiener und deutſcher Oſterreicher wäre, nach⸗ 
dem er ſchon in Wien lebt und ſich hier unter uns befindet. Da 
wäre es doch beſſer, wenn er ſagte: ich bin ein deutſcher Öfter- 
reicher. 

Dann haben wir ja gehört, dass da Zwiſtigkeiten in den 
verſchiedenen Vereinen entſtanden ſind, wie ſie natürlich immer 
entſtehen, wenn die Herren anfangen, irgendetwas „judenrein“ zu 
machen. Natürlich, Sie haben den Verein judenrein machen wollen 
und da iſt ſelbſtverſtändlich ein Zwiſt entſtanden — aber es ſcheint, 
daſs die Herren nicht Sieger geblieben ſind (Zwiſchenruf links), 
denn der Deutſche Schulverein beſteht an dieſen Orten noch, aber 
die Herren ſind nicht mehr Mitglieder. 

Meine Herren! Es iſt tief bedauerlich, wenn im Wiener 
Gemeinderathe über dieſe große Schöpfung in ſolcher Weiſe 
geſprochen wird. Ich will auf die verſchiedenen Anwürfe nicht 
weiter eingehen, aber ich glaube, der Herr Dr. Geß mann ſoll 


Deutſchen Schulverein doch in Ruhe zu laſſen. Wir ſprechen ja 
auch nicht über den anderen Verein, über den Schulverein für 
Deutſche. Damit ſchließe ich und bitte, die Anträge des Referenten 
anzunehmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Steiner: Meine Herren! Ich erlaube mir mit 
einigen Worten an die Ausführungen des unmittelbaren Herrn 
Vorredners anzuknüpfen. Sie ſind einestheils offenbar nur für 
die morgige Berichterſtattung der Blätter gehalten. Herr Gem. 
Rath Frauenberger, auch ich gehöre der deutſchnationalen 
Partei an, bezeichne es aber als eine Verdächtigung, wenn Sie 
ſagen, daſs wir keine deutſchöſterreichiſchen Patrioten ſind. Ich 
war Soldat, Gott ſei Dank, und weiſe das ganz entſchieden zurück, 
zumal das nur für die morgigen Blätter gejagt worden tft. (Gem.⸗ 
Rath Frauenberger: Ich weiß nicht!) 

Aber auf eines, was ſchon ſo oft hier bemerkt worden iſt, 
will ich zurückkommen, dafs nämlich die Gewerbe- und auch die 
Landwirtſchafttreibenden in den verſchiedenen parlamentariſchen 
Körperſchaften von Seite einzelner Herren Advocaten immer als 
gedankenlos hingeſtellt werden. Das mußs ich doch entſchieden 
zurückweiſen, und ich kann Sie, Herr Dr. Lederer, verſichern, 


dafs die Gewerbetreibenden und auch der Bauernſtand diejenigen 
machen und das iſt: auf das Entſtehen des Deutſchen Schulvereines. 


Phraſen, die ſeit dem Jahre 1848 in verſchiedenen Körperſchaften 
von Seite der Herren Doctoren, Profeſſoren und Ariſtokraten vor- 
gebracht worden ſind, einfach heute nicht mehr glaubt und mündig 
genug iſt, das ſelbſt zu beurtheilen. (Beifall links.) Wenn der 
Herr College Dr. Lederer von Phraſen ſpricht, dann möge er 
gefälligſt ſeine eigene Partei betrachten, welche vorgibt, deutſch zu 
ſein. Sind das keine Phraſen, wenn man Jahrzehnte lang die 
clericale Partei bekämpft, ſind das keine Phraſen, wenn man Jahr— 
zehnte lang die Polen bekämpft und heute Arm in Arm ſpaziert, 
zum Staunen der Völker Oſterreichs, um auf einem Lumpenballe 
um das goldene Kalb herumzutanzen? (Xebhafter Beifall links.) 
Sind das keine Phraſen? Hat eine ſolche Partei das Recht, 
anderen Phraſendreſcherei vorzuwerfen, eine Partei, welche jede 
Volksthümlichkeit und Reputation im Volke längſt verloren hat, 
wo heute bei einer Candidatur, welche aufgeſtellt wird, der Grund— 
ſatz gilt: Ein ehrlicher Menſch läſst ſich von dieſer Partei über- 
haupt nicht wählen. (Lebhafte Oho-Rufe rechts. — Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen links.) 

Gem.-Nath Dr. Geßmann: Ich werde nur wenige Worte 
den Herren Vorrednern erwidern. Wenn Herr Dr. Lederer ſich 
mir als Beiſpiel deutſcher Geſinnung vorſtellt, ſo kann ich über 
das ohneweiters hinweggehen. Ich glaube vielleicht ein biſschen 
deutſcher zu ſein, als der Dr. Lederer. Aber, meine verehrten 
Herren! Sie haben mit einer Emphaſe über das Deutſchthum 
geſprochen und haben erklärt: es ſei geradezu eine Schande, dem 
Deutſchen Schulvereine nicht mit Freuden zu folgen. Der Grund, 
warum die Bevölkerung — und da widerſpricht ſich der verehrte 
Herr Collega Frauenberger am allermeiſten, wenn er behauptet, 
daßſs Sympathien beſtehen — der Grund, warum die Bevölkerung 
ſich vom Deutſchen Schulvereine abgewendet hat — und da zeigt 
ſich ziffernmäßig ein Rückgang der Mitglieder, der Ortsgruppen 
u. ſ. w. — iſt der, weil die Herren durchaus nicht deutſch gegen- 
über der Bevölkerung gehandelt und dieſen Verein, der national 
hätte fein ſollen, nur zur Förderung ihrer Clique-Intereſſen miſs⸗ 
braucht haben. Meine Herren! ich ſtimme überein mit dem, was 
der Herr Vorredner geſagt hat, dass es traurig um das nationale: 
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Bewuſstſein der Deutſchen Oſterreichs beſtellt iſt. Ja, es wäre 
viel wünſchenswerter, wenn das deutſche Bewuſstſein in Oſterreich 
viel expreſſer auftreten würde bei der großen Volksmaſſe, aber das 
iſt unmöglich! Warum? Weil in der ſchändlichſten und uner⸗ 
hörteſten Weiſe von Ihrer Partei, die ſich als die Vertreterin des 
Deutſchthums in Oſterreich aufgeſpielt hat, die Intereſſen der 
breiten Volksſchichten mit Füßen getreten werden (Lebhafter Beifall 
links — lebhafter Widerſpruch rechts), weil man einfach das 
ſchändlichſte Clique-Intereſſe immer mit dem Mantel des Deutſch— 
thums umhüllt und darum die großen Volksmaſſen von einer Partei 


ſolcher Deutſcher geradezu abgeſtoßen hat. Das iſt in der That an 
vielen Orten in für das Deutſchthum ſehr trauriger Weiſe bemerkbar. 


Gehen Sie nach Mähren! Naturgemäß finden Sie bei den kleinen 


Leuten wenig Nationalgefühl. Warum? Weil diejenigen, die als 
aber nicht dauern, denn da werden ſich auch hier die Verhältniſſe 


Vertreter des Deutſchthums auftreten, einfach nichts ſind als 


Judenknechte, die ſich der Judenpartei anſchließen und die breiten 


Volksſchichten ausbeuten und unterdrücken. Auf dieſe Weiſe werden 
die Maſſen gewaltſam dem Nationalgedanken entfremdet. 

Wenn aber die Herren hier Poſe machen und ſagen, was ſie 
für gute Deutſche ſind, ſo möchte ich Sie erinnern: Sie haben das 
Deutſchthum in Ungarn — wo es ſich um eine große Zahl 
Deutſcher handelt — einfach verrathen und verkauft; Sie haben 
ſich jeder Combination angeſchloſſen . . . . (Gelächter rechts.) Da 
gibt es kein Gelächter! Wenn es ſich um die Deutſchen in Ungarn 
handelt, dann wollen Sie nichts von den Deutſchen wiſſen, weil 
Sie unten mit den Judas⸗Magyaren zuſammenhandeln, weil das 
die Stütze für die hieſige Reichshälfte iſt. Natürlich, da hört das 
Nationalgefühl auf, wenn der Sack oder das Cliquen-Intereſſe 
der Herren ins Spiel kommt. 

Es hat der verehrte Herr College Frauenberger geſagt, 
daſs der Deutſche Schulverein von anderen Leuten ſehr gerne 
unterſtützt wird. Das gebe ich vollſtändig zu. Aber, was ſind denn 
das für Leute? Die wiſſen ſehr wohl, wenn ſie einen Kreuzer 
ausgeben, wozu ſie ihn ausgeben. Und wenn gewiſſe Leute den 
Deutſchen Schulverein unterſtützen, jo wiſſen fie ſehr wohl, dafs 
das eine Art Nationalverein iſt. Es iſt freilich die traurigſte Form, 
indem ſogenannte Deutſche und Chriſten ſich dazu hergeben, die 
Intereſſen eines anderen Stammes auf dieſe Weiſe zu pouſſieren 
und deſſen Vorherrſchaft auf jede Weiſe zu fördern. Das iſt die 
Wahrheit von den einigen, gewiſſen, beſtimmten Leuten, die den 
Deutſchen Schulverein unterſtützen. 

Wenn der geehrte Herr College aus dem VI. Bezirke ſagt, 
es ſei ſehr traurig für das deutſche Volk, dafs es nicht im großen 
den Deutſchen Schulverein unterſtützt — denn das ſei das größte 
Werk, welches die Deutſchen je hervorgebracht — fo mufs ich doch 
bitten, ſich dieſe Phraſen ein wenig zu überlegen. Wenn das 
deutſche Volk nichts anderes hervorgebracht hätte, als dieſen jüdiſch— 
politiſchen Agitationsverein, dann wäre es um das deutſche Volk 
ſehr traurig beſtellt. Gerade derjenige, der deutſch fühlt, ſollte mit 
ſeinen Außerungen ein biſschen vorſichtiger ſein; denn es wäre die 
größte Blamage, wenn das die größte That ift, die das deutſche 
Volk aufzuweiſen hat. 

Was die Bemerkung des erſten Herrn Gegenredners betrifft, 
welcher von der Gedankenloſigkeit u. dgl. geſprochen hat, ſo treffen 
dieſe Vorwürfe eigentlich ganz wen anderen, als diejenigen, auf 
welche ſie gemünzt ſind. Meine Herren! Gedankenlos iſt derjenige, 
der ſich wirklich weiß machen lässt, dafs dieſer Verein, wie er 
dermalen beſteht, ein Volksverein iſt, ein Verein, welcher für die 
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nationalen und Volksintereſſen etwas thut. Wenn der geehrte 
Herr Vorredner von abgebrauchten Phraſen ſpricht, ſo trifft das 
vollſtändig auf ihn zu. Es iſt notoriſch nachgewieſen, wie beiſpiels⸗ 
weiſe der von mir erwähnte Fall actenmäßig darthut, dass in der 
That die Ortsgruppen zu nichts anderem verwendet werden, als zu 
den ordinärſten Wahltreibereien und zu einer in jeder Hinſicht 
verwerflichen Wahlcorruption . . . (Zwiſchenrufe links. — Wider⸗ 
ſpruch rechts.) Nun, er hat mindeſtens dasſelbe Recht, ſeiner 
Meinung Ausdruck zu geben, als der betreffende Herr; gewiſs er hat 
hier das Recht, vielleicht mehr, denn er kann ſagen, er ſteht auf 
heimiſchem Boden. (Beifall links. — Heiterkeit rechts.) 

Meine Herren! Die Bevölkerung werden Sie mit dergleichen 
nicht für den Deutſchen Schulverein captivieren. Sie können noch 
ein paar Jahre dieſe Subvention herauspreſſen, lange wird es 


ändern. Aber das eine kann ich Ihnen ſagen, daſs Sie dem 
Deutſchen Schulvereine keinen Nutzen bringen mit dieſer Bettelei, 
beziehungsweiſe damit, daſs Sie Gemeindegelder dazu verwenden. 
Davon können Sie überzeugt fein, dafs eine ſolche Debatte ſchadet 
und ſchaden mußs auf der anderen Seite, weil die ganze Welt 
darüber ſich klar iſt, was eigentlich hinter dem Deutſchen Schul- 
vereine ſteckt, und es wäre gerade im Intereſſe dieſes ſogenannten 
Deutſchen Schulvereines, ſich lieber in die Stille zu begeben und 
nicht weiter von ſich reden zu machen. (Beifall links.) 
Vürgermeiſter: Erlauben Sie mir auch einige Worte. Die 


Debatte, wie ſie heute durchgeführt wurde, hat zum großen Theile 


einen gewiſs betrübenden Eindruck gemacht. Wir haben ein genaues 


Bild geſehen von der Einigkeit der Deutſchen. (Sehr gut! rechts.) 


Die Deutſchen in Oſterreich haben ja wahrlich keine beneidens⸗ 
werte Lage. Man ſollte glauben, dafs fie denn doch, fo verſchiedenes 
ſie vielleicht am Herzen tragen, größere oder kleinere Vorwürfe 
gegen einander oder gegen einzelne Gruppen unterdrücken würden. 
Es bedarf aber nur eines verhältnismäßig geringen Anlaſſes, wie 
die Subvention für den Deutſchen Schulverein, ſo treten alle dieſe 
Gegenſätze hervor, und man mufs wohl ſagen, aus verhältnismäßig 
nichtigem Anlaſſe werden die ſchwerſten Vorwürfe gegen dieſe 
Schöpfung erhoben. Der eine Vorredner, Dr. Geß mann — 
das Zeugnis muſßs man ihm ausſtellen — wird täglich in feiner 
Ausdrucksweiſe graziöſer und angenehmer. (Heiterkeit rechts.) Wenn 
er noch lange fo forrmacht, bin ich auf das Maß feiner Ent— 
wicklung und Ausbildung im Gedankenausdrucke ſehr neugierig. 
Man kann von ihm fagen, daſs er an einem Giftblaſenleiden 
laboriert, denn wenn er in irgendeiner Beziehung gereizt wird, 
ſo kommt er geradezu mit einer ganzen Douche von Vorwürfen 
und Tadel. (Rufe links: Ja, das iſt unangenehm!) Unangenehm, 
das iſt gar nicht der richtige Ausdruck dafür. Traurig iſt es; 
einfach traurig. Es exiſtiert kein anderer Ausdruck dafür, wenn 
jemand, der, wie es ſcheint, ſo hohen Wert darauf legt, Deutſcher 
zu ſein, und der als Deutſcher anerkannt ſein will, mit einer 
ſolchen Berſerkerwuth über das Deutſchthum herfällt. (Gem.-Rath 
Dr. Geßmann: Nicht über das Deutſchthum!) Ja, Herr College, 
was Sie ſich unter Deutſchthum vorſtellen, darüber iſt die Mit- 
welt noch nicht einig. Dasjenige, was wir uns als Deutſchthum 
vorſtellen, wird von Ihnen mit aller Wuth bekämpft. (Rufe 
links: Judenrein mußs es fein!) 

Aber laſſen Sie das, das iſt ſo ein Schlagwort — das mit 
dem Judenthume iſt ja ſchon ſo abgedroſchen, langweilig, nichts 
ſagend, es wird nur gewiſſermaßen präpariert zum Eingeben bei 
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verſchiedenen Anläſſen, wir laſſen uns aber über den Wert des⸗ einem Vereine, der ſich dieſe Aufgabe ftellt, traut man ſich zu be⸗ 


ſelben nicht mehr täuſchen, darüber iſt ja auch bei Ihnen (links) 
die richtige Einſicht eingekehrt und, wir wollen uns alſo darüber 
gegenſeitig keiner Täuſchung hingeben. 

Sehen Sie, der eine Redner ſagt, ja in dieſem Deutſchen 
Schulvereine wird jüdiſchliberale Politik getrieben, da kann ich 
nichts bewilligen. Nun ich war bei der mir bekannten Geſinnung 
des Herrn Dr. Geßmann nicht im Zweifel, wie er ſich zu 
dieſer Sache ſtellen wird. Es iſt aber richtig, was der Herr 
College vom Neubau geſagt hat, es iſt etwas Liberales dabei, 
folglich muſs die Sache bis auf den Tod bekämpft werden. Damit 
iſt die Sache erledigt. Andererſeits muss ich jagen, ich wundere mich 
über die Stellungnahme des Herrn Gem.-Rathes Tomola. Es 
hat mich gefreut, dafs er wenigſtens jo viel Objectivität zum Aus⸗ 
drucke bringt, dafs er nicht umhin konnte, öffentlich anzuerkennen 
und auszuſprechen, dass der Deutſche Schulverein viel ſegensreiches 


und nützliches geſchaffen hat, und das ſollte ſich Herr Dr. Geß⸗ 


mann auch gelegentlich in ſein Notizbuch einſchreiben. (Sehr 
gut! rechts.) Man ſieht aber da, wie ſchwach es bei uns Deutſchen 
mit der Einigkeit beſtellt iſt, wenn man trotz dieſes Zeugniſſes 
und bloß deswegen, weil gewiſſe Coterien und Gruppen ſich nicht 
mit einander vertragen und um die Herrſchaft im Vereine mit 
einander geſtritten haben, und weil ferner die eine Coterie ausgetreten 


iſt, man nicht umhin kann, dem Gemeinderathe zu empfehlen, er jolle | 


dieſem Vereine, der, wie auch von dem Herrn Redner anerkannt 
wird, nützliches und ſegensreiches geſchaffen hat, die weitere 
Unterſtützung entziehen. Meine Herren, ich appelliere an den 
Herrn Gem.⸗Rath Tom ola, ob er denn das bei ruhiger Über— 
legung wirklich wird verantworten können, ob er nicht dabei das 
Kind mit dem Bade ausſchüttet und ob er dadurch nicht die 


nationale Sache, die er fo hochhält, denn doch unendlich ge | 


fährdet: das ſollte er ſich wohl überlegen. 

Mit dem Herrn Gem.⸗Rathe Dr. Geßmann iſt in der 
Sache nicht zu rechten; ich glaube, wir werden uns alles das, 
was er und Herr Gem.-Rath Steiner über die Deutſchen und 
die deutſchliberale Partei geſagt haben, nicht ſo zu Herzen nehmen; 
wir haben das oft gehört, wir ſind daran gewöhnt, wir werden 
den Wert deſſen, was in dieſer Beziehung angeführt wurde, ge— 


bürend würdigen, und ich glaube, einer Widerlegung im einzelnen 


bedarf das nicht. Dagegen mußs ich entſchieden zurückweiſen, was 
vom Deutſchen Schulvereine in der Richtung geſagt worden iſt, 
daſs er dem deutſchen Bürger- und Bauernſtande feindlich gegen— 
überſteht. Ja, was ſoll denn das anderes ſein, als, wie von dieſer 
Seite mit Recht behauptet worden iſt, eine Phraſe? 

Ein Verein, der in gefährdete Bezirke geht und dort eine 
deutſche Schule errichtet, den Kindern ohne Unterſchied der Natio— 
nalität und des Glaubensbekenntniſſes die Möglichkeit bietet, die 
deutſche Sprache zu erlernen und ſich auf dieſe Weiſe beſſer fort— 
zubringen, ein Verein, der das thut, und zwar mit einem ſolchen 
Aufwande von Mühe, wird hier fo angegriffen. Man mußs ja vor 


den Herren, welche den Deutſchen Schulverein leiten, die größte 


Hochachtung haben (Beifall rechts), weil fie mit einem Übermaß 
von Selbſtverleugnung und Hingebung das ganze Jahr ſammeln, 


die Provinzen bereiſen, die Bedürfniſſe erforſchen, geradezu auf | 


jedes Maß von Erholung verzichten, um ſich dieſer Schönen Sache 
zu widmen, und — dieſen Herren wird dann ein ſolches Zeugnis 
ausgeſtellt! Das iſt ja unerhört; das gewöhnliche Menſchengefühl 
und das Billigkeitsgefühl ſollten ſo etwas unmöglich machen. Von 


nicht gemacht worden. 


haupten, dafs er dem deutſchen Bürger- und Bauernſtande feindlich 
gegenüberſtehe. Wie ſoll man ſich ſo etwas erklären? 

Ich ſchließe mit einer Bemerkung. Was Sie über die 
Deutſchen in Oſterreich und über die deutſchliberale Partei geſagt 
haben, daſs ſie immer auf dem Standpunkte der Clique-Intereſſen 
geſtanden ſei — dieſe Bemerkung richtet ſich von ſelbſt. Sie haben 
der deutſchliberalen Portei alle jene Rechte zu verdanken, von 
welchen Sie heute in ſolchem Übermaße Gebrauch machen. (Leb- 
hafter Beifall rechts. — Widerſpruch und Lärm links. Rufe links: 
Die frühere liberale Partei! Die gegenwärtige ſchneidet alles zu!) 


Unterbrechen Sie mich nicht, das ſind alles Phraſen ad hoc. 


Wenn die Deutſchen heute weniger actionsfähig ſind, als ſie es 
damals waren, ſo ſind Sie ſchuld, meine Herren, und Sie ver— 
dienen Vorwürfe, nicht wir. (Zuſtimmung rechts.) 

Ich bin überzeugt, dafs dieſe Debatte, jo wenig erfreulich fie 
in einem Theile war, dahin geführt hat, dass in dieſer Verſammlung 
heute ein echter, wahrer, friſcher Ausdruck des deutſchen National— 
bewuſstſeins hervorgekommen iſt (Zuſtimmung rechts, Gelächter 
links), und deſſen freue ich mich, und ich glaube, unter dem Ein— 
drucke dieſer Debatte werden wir auch in der richtigen Weiſe über 
die Referenten⸗Anträge abſtimmen. (Lebhafter Beifall und Hände⸗ 
klatſchen rechts.) 

Referent (zum Schlujsworte): Ich habe zunächſt die Pflicht, 
den geehrten Herrn Gemeinderath aus dem XII. Bezirke über ſeine 
Bedenken bezüglich des ertheilten oder unterſtützten Religions- 
unterrichtes aufzuklären. 

Der Religionsunterricht wurde ſubventioniert in Böhmen in 


Joſefſtadt für Ertheilung des katholiſchen Religionsunterrichtes an 
der vom Schulvereine errichteten und mit 1. Jänner 1891 in die 


öffentliche Verwaltung übergebenen Schule in Roſenthal, Re— 
muneration für den katholiſchen Religionsunterricht in Watzlaw 


desgleichen; in Mähren in Johannesthal Remuneration für den 


katholiſchen Religionsunterricht, in Königsfeld für die Ertheilung 
des katholiſchen Religionsunterrichtes an der vom Schulvereine 


errichteten und mit dem Schuljahre 1891/92 in die öffentliche Ver- 
| waltung übernommenen Schule; in Tirol durch Gewährung einer 


Remuneration für die Ertheilung des katholiſchen Religionsunter— 
richtes an drei Schulen. Neu bewilligt: 

1. Böſching, Remuneration für den katholiſchen Religions- 
unterricht; 

2. für die Ertheilung des katholiſchen Religionsunterrichtes 
und zur Abhaltung eines katholiſchen Gottesdienſtes in einem Orte 
des nordweſtlichen Böhmen. 

Ich glaube alſo, daßs durch die aus dem Jahresberichte ge— 
gebenen Aufklärungen der Herr Gemeinderath aus dem XII. Be— 
zirke in dieſer Beziehung beruhigt ſein wird. Ich habe erwartet 
und es wäre zu erwarten geweſen, dass gegen den Deutſchen Schul— 
verein in feiner ſachlichen Thätigkeit Angriffe gemacht werden, dass 
vielleicht die Behauptung aufgeſtellt und unter Beweis geſtellt 
wird, dass der Deutſche Schulverein Schulen errichtet, an welcheñ 
böhmiſch oder ſloveniſch gelehrt wird. Dieſe Behauptung iſt aber 
Es ſcheint alſo der Deutſche Schulverein 
noch immer ſeinen ſachlichen Zweck zu verfolgen, das heißt an 


Orten, wo das Deutſchthum gefährdet iſt, Schulen zu errichten 

und zu erhalten, an welchen deutſcher Unterricht ertheilt wird. 

Damit wird der wahre und einzig richtige Zweck dieſes Vereines 

erfüllt und meiner Überzeugung nach iſt gegen dieſen Verein in 
3* 
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feiner Richtung ein Vorwurf zu erheben. Denn, wenn einzelne 
jeiner Mitglieder oder von denjenigen Perſonen, welche ihn unter- 
ſtützen, vielleicht einer anderen politiſchen Meinung ſind, als andere 
Mitglieder, jo kann daraus gegen den Verein, der feine Vereins- 
thätigkeit in vollſtändiger und correcter Weiſe erfüllt, kein Vorwurf 
erhoben werden. 


Ich glaube, dafs wir hier in Wien die Verpflichtung haben, 
dieſe praktiſche Richtung des Deutſchthums zu unterſtützen. Es iſt 
nicht genug damit gethan, daſs man ſich in der Welt hinſtellt 
und ſagt: Ich bin ein Deutſcher, ein Deutſchnationaler, ſondern 
man mußs in derjenigen Weiſe, welche die Sache wirklich fördert, 


das Deutſchthum in Oſterreich dort, wo es gefährdet iſt, geſchützt 
und erhalten werden kann. Das zu thun, haben wir Wiener die 
volle Berechtigung und die heilige Pflicht. Das iſt die heilige 
Pflicht, die uns durch die hiſtoriſche Vergangenheit Wiens, das 
einſtmals die Hauptſtadt des Deutſchen Reiches geweſen iſt, auf— 
erlegt worden iſt, und dieſe Verpflichtung wollen wir niemals ver— 
geſſen. Im übrigen iſt die Debatte in einer ſo ausgezeichneten 
Weiſe von den Mitgliedern dieſer (rechten) Seite geführt worden, 
daſs ich keinen Anlaſs habe, von einer weiteren Polemik ſelbſt 
Abſtand zu nehmen. Ich bin aber auch von dem ruhigen Gefühle 
beſeelt, dafs der Antrag des Stadtrathes in dieſer Verſammlung 
die Majorität erhalten wird. 

Gem.⸗Rath Tomola (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Es iſt in der Debatte mein Name fo oft genannt worden, daſs 


8 lbſtverſtändlich 1 ‚ iner önlichen i a 
ee Jungfrau und die gegenwärtige liberale Partei iſt eine proſtituierte 


Bemerkung das Wort erbeten habe. 

In der gehäſſigſten Weiſe wurde von dem Herrn Tapeten⸗ 
händler Frauenberger in dieſem Gemeinderathsſaale (Rufe 
links: Sehr gut! — Gem.⸗Rath Frauenberger: Wozu ſoll das? 


— Gem.⸗Rath Strobach: Geben Sie ihm auch den Titel, der 


ihm gebürt, Herr Frauenberger! Heiterkeit.) mir zugerufen, 


ich möchte lieber ein deutſcher Wiener und deutſcher Oſterreicher | 
Entweder ſollte das eine Denunciation oder fonft eine Ver- 


ſein. 
dächtigung ſein, die ich nicht verſtehe. 

Ich bin in Oſterreich geboren, folglich bin ich ein Ofter- 
reicher; dafs ich aber mein Deutſchthum ſo auffaſſe, dafs ich jeden 
Deutſchen, der in Auſtralien und Amerika lebt, als meinen Bruder 
anſehe, dass ich das deutſchnationale Bewuſstſein als eine Kette 
anſehe, welche alle Deutſchen, ob ſie innerhalb dieſer Grenzpfähle 
leben oder nicht, zuſammenhält, dafs ich mich eins fühle mit den 
Brüdern im Reiche, das iſt das hohe nationale Bewufstſein, und 
dies iſt mein Standpunkt. Herr Frauenberger mag ihn nicht 
verſtehen, es iſt nicht meine Aufgabe, ihn darüber zu belehren; 
ich will aber bemerken, dafs eine ſolche Partei, welche eben im 
Begriffe iſt, in Cilli ein ſloveniſches Gymnaſium zu errichten ... 
(Bravo! links.) 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer (unterbrechend): Ich bitte, 
das geht über den Rahmen einer perſönlichen Bemerkung hinaus. 
(Oho⸗Rufe links.) Das iſt nicht mit „Oho“ zu beantworten. Das 
iſt jetzt nicht Gegenſtand der Verhandlung, das Gymnaſium in 
Cilli geht uns hier nichts an. Ich bitte, ſich auf eine perſönliche 
Bemerkung zu beſchränken. (Gem.⸗Rath Strobach: Das kann 
die große deutſche Partei nicht hören!) 

Gem.⸗Rath Tomola (fortfahren d): Die Herren wiſſen ohne⸗ 
hin, worauf ich gezielt habe. Ich möchte auch gegenüber dem Herrn 
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ſonſt wäre ich genöthigt, Ihnen das Wort zu entziehen. 
zu wirken trachten und diejenigen Verhältniſſe ſchaffen, aus welchen 
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Bürgermeiſter und anderen Herren betonen, dajs ich lange Zeit dem 
Deutſchen Schulvereine ſelbſt angehört habe. Sehen Sie, ich war 
ſo vorſichtig und habe hier meine letzte Mitgliedskarte aus den 
Jahren 1885 und 1886 mitgebracht. Wir ſind aus dem Deutſchen 
Schulvereine herausgedrängt worden. Den Pflichtgulden, den wir 
damals gezahlt haben, den zahlen wir heute mehr als doppelt. 
Wir haben nationale Vereinigungen . 


Vice-Mürgermeiſter Matzenauer (unterbrechend): Das geht 


über den Rahmen einer perſönlichen Berichtigung. Ich bitte, ſich 


auf mein Erſuchen auf die perſönliche Berichtigung zu beſchränken, 
(Ruf 
links: Das thun Sie nicht!) Das werde ich thun, wenn meinem 
Erſuchen nicht Folge gegeben wird. 


Gem.-Nath Tomola (fortfahrend): Ich will nur noch zum 


Schluſſe jagen, dass ich auf dem Standpunkte ſtehen bleiben muſs, 


den unſer unvergeſslicher Jahn ausgeſprochen hat, indem er ſagte: 
„Dem Deutſchen kann nur durch Deutſche geholfen werden“, und 
zu den Deutſchen rechnen wir eben gewiſſe Leute, die Sie dazu 
rechnen, nicht. 


Gem.-Nath Steiner (zur thatſächlichen Berichtigung): Der 
Herr Bürgermeiſter hat ſich wieder einmal vorſichtshalber als 
letzter zum Worte gemeldet, ſo daſs man auf ſeine Ausführungen 
nicht reagieren kann. Ich erlaube mir aber ſeine Bemerkung zu 
berichtigen, welche dahin gieng, dass wir die Freiheiten, die wir 


genießen, von der liberalen Partei haben. (Ruf rechts: Gewiſs!) 


Ja, meine Herren, aber dieſe liberale Partei war eine züchtige 


Megäre. (Lebhaftes Gelächter rechts, lebhafter Beifall und Hände⸗ 
klatſchen links.) 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Ich rufe ſie wegen 
dieſer ungehörigen und ganz unparlamentariſchen Außerung zur 
Ordnung! 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich bitte, es iſt nicht ver: 
ſtanden worden, auf wie lange Herr Gem.-Rath Steiner aus— 


geſchloſſen worden iſt. 


Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Ich habe den Herrn 
Gem.⸗Rath Steiner wegen dieſer ungehörigen und unparla— 
mentariſchen Außerung zur Ordnung gerufen. (Rufe rechts: Das 
iſt zu wenig! — Widerſpruch links. — Gem.-Rath Dr. Klotzberg: 
Für eine ſolche Beſchimpfung! — Gem.-Rath Rauſcher: Ich 
bitte, Herr Vorſitzender, Ihre Autorität zu wahren gegenüber den 
Auslaſſungen des Herrn Gem.⸗Rathes Frauenberger!) Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Ich erſuche die Herren, welche für den 
Antrag des Stadtrathes ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 


| Angenommen. 


Beſchluſs: Dem Deutſchen Schulvereine wird eine Subvention 
von je 2000 fl. für die Jahre 1894, 1895 und 1896 
bewilligt. 

Vice Bürgermeifter Matzenauer: Die öffentliche, 

Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung 7 Uhr 45 Minuten abends.) 
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Sladtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 23. Jänner 1895. 


Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Matzenauer. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, Dr. Nechauskhy, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Stiaßny, 
Dr. Lueger, Witzels berger, 
Matthies, Wurm. 
Mayer, 


Entſchuldigt: St.⸗R. v. Götz, Dr. Klotzberg. 
Krank: St.⸗R. Rückauf. 

Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Würgermeiſter Matzenauer eröffnetdie Sitzung. 
Die St.⸗R. Dr. Lederer und v. 
Ausbleiben, St. R. Dr. v. Klotzberg ſein Späterkommen. 
(Zur Kenntnis.) 
(487.) St.-. Stiaßnuy referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 26. December 1894, Z. 97071. puncto Bewilligung eines 
Magazinseinbaues am Nordbahnhofe, II. Bezirk, und beantragt die 
Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(492.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
3. Jänner 1895, Z. 100841, puncto Baubewilligung für eine neue 
Gewächshausanlage im k. k. allgemeinen Krankenhauſe und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(10228.) St.-N. Schneiderhan referiert über die Uneinbring⸗ 
lichkeit von Lincenzgebüren per zuſammen 319 fl. 20 kr. nach dem 
geweſenen Stadtlohnkutſcher Johann Herber im XII. Bezirke und 
beantragt die Abſchreibung. (Angenommen.) 
(418.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Jakob Kolba, 
Maurerpoliers im X. Bezirke, um Verleihung der Zuſtändigkeit und 
beantragt die Geſuchsgewährung. (An genommen. 
(403.) St.- N. Schlechter referiert über das Anſuchen der 
Firma Rumpel & Niklas in Linz um Erſtreckung der für die 
Rohrlegungsarbeiten am Handelsquai genehmigten Friſt von 90 Tagen 
um weitere 60 Tage und beantragt die Genehmigung. 
(Angenommen.) 
(350.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinrich 


Mayer, Hauseigenthümers, XV., Schönbrunnerſtraße 12, um Über- 


nahme feiner Privatwaſſerleitung zum Preiſe von 250 fl. und bean- 
tragt den Ankauf dieſer Leitung um den angeſprochenen Preis von 
250 fl. 


Götz entſchuldigen ihr 


291 


1 —— NN UND NND NN NT i I NN 


— Zu ae 


Werner Karl, Schuhmacher; 

Bulau Joſef, Schneider; 

Kreicha Johann, Schloſſer, und 

Pflaum Franz Joſef, Cafetier. (Angenommen.) 

(133.) St.-R. Witzelsberger referiert über den Antrag des 
Gem. Rathes Schlögl wegen Verbreiterung der Ullmannſtraße, 
XIV. Bezirk, bei Or.⸗Nr. 65, 67, 69, und beantragt, von der An— 
ordnung der beantragten Verhandlungen Umgang zu nehmen, da die— 
ſelben nur zu einer Erhöhung der Schadloshaltungsſumme für den 
beim Umbau der genannten Häuſer abzutretenden Straßengrund 
führen könnten und die Verkehrsübelſtände im gegenſtändlichen Straßen⸗ 
theile nicht fo bedeutend find, daſs deren raſchere Betätigung noch 
größere finanzielle Opfer rechtfertigen würde, als die dieſen Häuſern 


durch das Geſetz vom 5. April 1893, R.-G.⸗Bl. Nr. 54, eingeräumte 


Oltoſy gegen feuerpolizeiliche Verfügungen VII., 


18jährige Steuerfreiheit der Gemeinde auferlegt. Angenommen.) 
(8737.) Derſelbe referiert über den Recurs der Firma Paul 
Apollogaſſe 14, 


und beantragt, dem Recurrenten zu geftatten, fo viel Holz am Dach— 


boden aufzubewahren, als zur Ausübung ſeines Geſchäſtes unbedingt 
nothwendig iſt. 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, dem Recurſe ohne Beſchränkung 


ſtattzugeben. 


Dieſer Antrag angenommen. 
(2966.) Derſelbe referiert über den Necurs des Vergolders Joſef 


Schwarz gegen feuerpolizeiliche Aufträge bezüglich des Hauſes VII., 


St.⸗K. Dr. Lueger beantragt, die Leitung unentgeltlich zu 


übernehmen, eventuell eine neue Leitung herzuſtellen. 

Antrag Dr. Lueger abgelehnt. 

Referenten-Antrag angenommen. 

452.) Derſelbe referiert über Geſuche um Bürgerrechtsverleihung 
aus dem I. und VIII. Bezirke und beantragt die Geſuchs— 
gewährung für: 


3641 fl. 67 kr. 


Kaiſerſtraße 33, und beantragt, dem Recurſe inſoweit ſtattzugeben, 
dafs dem Recurrenten geſtattet werde, die beiden in der Werkſtätte 
befindlichen eiſernen Ofen ſtatt mit feſtſtehenden, mit transportablen 
Mönteln zu verſehen. (Angenommen.) 

(4201.) Derſelbe referiert über den Recurs der Joſefine Eggerth 
gegen feuerpolizeiliche Verfügungen bezüglich des Hauſes Dürergaſſe 14 
und beantragt, dem Recurſe ſtattzugeben. Angenommen.) 

(412.) Derſelbe referiert über den Recurs des Rudolf Friſch 
gegen einen feuerpolizeilichen Auftrag bezüglich des Hauſes I., Neuthor— 
gaſſe 17, und beantragt die Abweiſung des Recurſes. 

(Angenommen.) 

(505.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit der für die 
Sicherſtellung der Effecten nach Ferdinand Laurenz erwachſenen 
Koſten per 2 fl. 10 kr. und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

7573.) Derſelbe referiert über den Recurs der Adolfine 
Venini, Hausbeſitzerin, gegen den Auftrag zur Inſtandſetzung der 
Kellerfallthür im Haufe Or.-Nr. 122 Dornbacher Hauptſtraße und 
der Brücke über den Alsbach. 

(Wird als gegenſtandslos dem magiſtratiſchen Bezirksamte für 
den XVII. Bezirk zurückgeſtellt.) 

(404.) St.-N. Kreindl referiert über das Project für die 
Neupflaſterung der ſogenannten Argauergaſſe zwiſchen der Hauptſtraße 


und der Herrengaſſe im XVIII. Bezirke und beantragt die Genehmigung 


des vorgelegten Projectes mit dem adjuſtierten Koſtenerforderniſſe von 
| Angenommen.) 
(9506.) Derſelbe referiert über die Geſuche von drei Parteien 


im XVIII. Bezirke um Bewilligung zur Aufſtellung von Waren vor 


| 


ihren Geſchäftslocalen und beantragt in allen drei Fällen die Geſuchs— 
gewährung. (Angenommen.) 


(501.) Derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung der 
Wiener Zuſtändigkeit aus dem XVI. Bezirke und beantragt die 
Geſuchsgewährung für: 
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Nagy Karl Wilhelm, Geſchirrhändler; 
Borger Abraham Adolf, k. k. Briefträger; 
Schintag auch Sintak Marie, Bedienerin; 
Ambro? Wenzel, Büchſenmachergehilfe; 
Hoidn Johann, Fleiſch-Verſchleißer; 
Mareſch Johann, Gemiſchtwarenhändler; 
Pauer Wenzel, Buchdruckergehilfe; 
Hofmann Ignaz, Drechslergehilfe; 

Alferi Joſef, Lackierermeiſter; 
Kronawetter Wenzel, Tiſchlermeiſter; 
Matſche Barbara, geb. Felsmann, Seſſelfrau; 
Fellmann Joſef, Drechslergehilfe; 

Heider Johann, Zahlkellner, und 


Schalon Auguſt, Zuſchneider. (Angenommen.) 


(484.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit einer Vor⸗ 


ſpanngebür von 30 kr. nach Auguſt Ribak im X. Bezirke und 
beantragt die Abſchreibung. 


(446.) nach 3 Parteien im VII. Bezirke, 

(447.) nach 96 Parteien im X. Bezirke, und 

(524.) nach 81 Parteien im XII. Bezirke 
und beantragt in ſämmtlichen Fällen die Abſchreibung nach den 
Bezirksamts⸗Anträgen. (Angenommen.) 


(358.) St.-RN. Wurm referiert über das Anſuchen der Roſa 
der Parcellen 201, 202 und 203 des ehemaligen Ferdinands-Waſſer— 


Wirth und Louiſe Leyrl um Parcellierungsbewilligung bezüglich 
der Realitäten Einl.-3. 526 in Penzing, Cat.⸗Parc. 591 und 596/62, 
XIII. Bezirk, und beantragt: 

1. Die politiſche Bewilligung zu ertheilen, nach Maßgabe der 
vorliegenden Pläne die Realität Einl.⸗Z. 526 des XIII. Bezirkes in 
Wien, Penzing, Cat.⸗Parc. 591 Acker und 596/62 Acker, auf 13 Bau- 
ſtellen und 4 Bauſtellenfragmente zu parcellieren. 

2. Hieran die Bedingungen zu knüpfen, dafs 
der zur Verbreiterung der Poſtſtraße (neu Linzerſtraße) und der 
zur Eröffnung der neu projectierten Gaſſen A, B, C und D 


a 


— 


entfallende Grund gemäß der 88 10 und 13 der Bauordnung 


im feſtgeſetzten Niveau an die Gemeinde Wien abgetreten und 
die gebüren- und laſtenfreie Abſchreibung dieſes Grundes gleich: 
zeitig mit der grundbücherlichen Durchführung dieſer Parcellierung 
erwirkt werde; 

dafs gleichzeitig die sub a erwähnte Verpflichtung zur Übergabe 
des nach Punkt à grundbücherlich abzuſchreibenden Straßen— 
grundes in den phyſiſchen Beſitz der Gemeinde Wien und zur 
Herſtellung des richtigen Niveaus dieſes Grundes auf allen neu 
entſtehenden 13 Bauſtellen und 4 Bauſtellenfragmenten als Real⸗ 
laſt zu Gunſten der Gemeinde Wien grundbücherlich einverleibt 
werde; 

daſs die Bauſtellen V und XIII und die Bauſtellenfragmente a, 
b, e und d infolange unverbaut bleiben, bis eine entſprechende 
Arrondierung derſelben durch Nachbargründe ſtattgefunden hat 
und dieſes Bauverbot auf dieſen Parcellen grundbücherlich ein— 
verleibt werde, endlich 

3. die Löſchung der im Grunde des Reverſes ddto. 10. No- 
vember 1893 auf der von der Cat.-Parc. 596 / Acker, Einl.⸗Z. 971 
Penzing, abgetrennten und der Einl.-3. 526 Penzing zugeſchriebenen 
Cat.⸗Parz. 596/62 Acker, haftenden Reallaſt bezüglich der unentgelt— 
lichen und laſtenfreien Straßengrundabtretung und Niveauherſtellung 
unter Aufrechthaltung dieſer Verbindlichkeit auf der Einl.-Z. 971 
Penzing zu bewilligen. 


— 
— 


C 


— 


Angenommen.) 
Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Hundeſteuern 
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4. Seitens der Gemeinde Wien werde gleichzeitig erklärt, dass 
bei dem Umſtande, als die hier bewilligte Abtheilung auf Bauftellen 
nicht eine Unterabtheilung, ſondern eine Parcellierung im Sinne der 
Bauordnung iſt, nach § 10 dieſes Geſetzes der zur Straßeneröffnung 
und Verbreiterung erforderliche Grund unentgeltlich abzutreten iſt, 
wozu bereits im Parcellierungsgeſuche die Bereitwilligkeit ausgeſprochen iſt. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt ad 2 c den Zuſatz, dafs das 
Bauverbot rückſichtlich der daſelbſt erwähnten Bauſtellen, beziehungs— 
weiſe⸗Fragmente auch inſolange zu beſtehen hat, bis die Verpflichtung 
zur Abtretung der halben Straßenbreite vollſtändig erfüllt iſt. 

Referent nimmt dieſe Anregung auf und erklärt, über die 


Neuformulierung des Punktes 2 c in der nächſten Sitzung Bericht 


zu erſtatten. 

Im übrigen wird der Referenten-Antrag angenommen. 

(Zu Beginn des vorſtehenden Neferates entfernte ſich St. -R. 
Müller aus dem Sitzungsſaale, wurde jedoch ſpäter behufs Aus— 
kunftsertheilung der Berathung beigezogen.) 

(488.) Derſelbe referiert über die Baulinienbeſtimmung für die 
Tuchlauben, Milch- und Kühfußgaſſe, I. Bezirk. 

Über Antrag des St.-R. Dr. Lueger werden die Referenten- 
Anträge dem bauämtlichen Bureau zur Schaffung des General— 
Regulierungsplanes zur ehethunlichſten Außerung zugewieſen. 

(275.) Derſelbe referiert über das Erſuchen der k. k. General— 
direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen um unentgeltliche Überlaſſung 


leitungsreſervoirs zu Manipulationszwecken für die Zeit des Baues 
der Strecke Weſtbahnhof— Michlbeuern der Stadtbahn und beantragt, 
die unentgeltliche Überlaſſung der im Situationsplane gelb laſierten 
Grundflächen an die k. k. Generaldirection der Staatsbahnen für die 
Bauzeit, d. i. 1895 und 1896 unter den im Commiſſionsprotokolle 
vom 9. Jänner 1895 aufgeſtellten Bedingungen zu bewilligen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt den Zuſatz, dafs die Ge— 
meinde eine rechtliche Verpflichtung zur unentgeltlichen Beiſtellung von 
Lagerplätzen nicht anerkennt. 

Referenten-Antrag mit Zuſatz Dr. v. Billing an⸗ 
genommen. 

(395.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinz Gerl 
um Conſens zu Reconſtructionsarbeiten an dem Haufe J., Fleiſchmarkt 6, 
und beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes. Angenommen.) 

(523.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines für 
Stadtintereſſen und Fremdenverkehr um Subvention und beantragt, 
dem genannten Vereine eine Subvention per 600 fl. pro 1895 zu 
bewilligen und dieſen Betrag im Budgetentwurfe pro 1895 ſicher— 
zustellen. Angenommen.) 

(134.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefine 
Eiſterer um Baubewilligung VIII., Lerchenfelderſtraße 34, und 
beantragt: 

1. die Schadloshaltung für den von der Realität Grundb.⸗Z. 515 
des VIII. Bezirkes, Or.⸗Nr. 34 Lerchenfelderſtraße, Or.-Nr. 9 Rothen⸗ 
hofgaſſe, zur Straßenverbreiterung entfallenden Grund im Ausmaße 
von 4768 m? mit dem Betrage von 35 fl. per Quadratmeter zu 
beſtimmen und dieſe Beſtimmung für die Dauer von zwei Jahren 
vom Tage des Stadtraths-Beſchluſſes feſtzuſetzen; 

2. der Geſuchſtellerin den nach der Baulinie in der Rothenhof— 
gaſſe in die Verbauung einzubeziehenden Straßengrund per 218 m’ 
um den Betrag von 135 fl. per Quadratmeter zu überlaſſen; 

3. in der Vorausſetzung, dafs ſich bei der commiſſionellen Ver- 
handlung über das derzeit als Skizze vorliegende Bauproject kein 
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Anſtand ergibt, im Hinblicke auf § 43 B.⸗O. bezüglich des Hofaus⸗ 
maßes die Baubewilligung zu ertheilen, und 
4. die Ertheilung der Baubewilligung unter Genehmigung der 
Anlage eines 4 m langen und 015 m vorſpringenden Riſalites in der 
Rothenhofgaſſe unter der Bedingung zu beſtätigen, dafs der zur Riſalit— 
anlage erforderliche Grund von 0·60 m? um den Betrag von 70 fl. 
per Quadratmeter eingelöst werde. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(479.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Hugo Specht 
um Schadloshaltung für den von der Realität Grundb.-Einl.⸗Z. 287 
des VII. Bezirkes, Nr. 125 Neuſtiftgaſſe, zur Straßenverbreiterung 
abzutretenden Grund im Geſammtausmaße von 27°67 m? und bean⸗ 
tragt, die Schadloshaltung mit dem angeſprochenen Betrage von 
1000 fl. Pauſchale zu beſtimmen. (Abgelehnt.) 
(91.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann Dunz 
um Schadloshaltung für den von der Realität Or.-Nr. 40 Lerchen— 
felderſtraße, Or.-Nr. 2 Strozzigaſſe im VIII. Bezirke, Grundb.⸗Einl.⸗ 


Z. 518, zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grund im Geſammt⸗ 


ausmaße von circa 158 m? und beantragt, die Schadloshaltung vor— 
behaltlich der Zuſtimmung der Partei mit dem Betrage von 40 fl. 
per Quadratmeter zu beſtimmen. ( Angenommen.) 


(483.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Anna Stagl 
um Schadloshaltung für den beim Haufe Or.⸗Nr. 9 Clementinengaſſe 


in Fünfhaus abzutretenden Straßengrund im Ausmaße von 11479 m? 
und beantragt, die Schadloshaltung mit 12 fl. per Quadratmeter zu 
beſtimmen. 

(473.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Auguſt Saſſe 
um Conſens zur Erweiterung feiner Maſchinenfabrik XII., Altmanns- 


dorf, Kirchfeldgaſſe 1, 3, und beantragt die Zuſtimmung zu der beab⸗ 
ſichtigten, mit der beſtimmten Verbauungsart nicht übereinſtimmenden 


Verbauungsart. (An genommen.) 
(500.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über den Erlaſs des 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 22. December 1894, 


Z. 25875, betreffend Überlaſſung von Localitäten im Hauſe VII., 


Weſtbahnſtraße 25, behufs Ausgeſtaltung der k. k. Verſuchsanſtalt für 
Photographie und Reproductionsverfahren, und beantragt: 

1. Der citierte Erlaſs wird zur Kenntnis genommen und iſt die 
Gemeinde Wien bereit, unter der Bedingung, dass die vom Stadt— 
rathe mit dem Beſchluſſe vom 31. Auguſt 1894, Z. 6481, geſtellten 
Propoſitionen vollinhaltlich angenommen werden, die dermalen vom 
Privatrealſchul⸗Inhaber Bernhard Speneder in Beſtand genommenen 
Localitäten, ferner die vom Neubauer Kindergarten-Vereine benützten 
Localitäten und das vom Perſonale des Cafetiers Batſch benützte 
Zimmer im Weſttracte des ſtädtiſchen Hauſes VII., Weſtbahnſtraße 25, 
der Staatsverwaltung im Auguſttermine 1895 unentgeltlich zur Ver— 
fügung zu ſtellen gegen dem, dafs die von dem Cafetier Batſch für 
die vorzeitige Überlaffung des Zimmers verlangte Entſchädigung von 
jährlich 120 fl. vom Auguſt 1895 bis zur Endigung des bezüglichen 
Beſtandverhältniſſes vom Arar geleiſtet werde; 

2. ſollte das Übereinkommen mit der Staatsverwaltung bezüglich 
der Überlaſſung von Localitäten im Sinne des Stadtraths-Beſchluſſes 
vom 23. Auguſt 1894, Z. 6481, nicht zuſtande kommen, ſo behält 
ſich die Gemeinde Wien vor, für den infolge Nichtverlängerung, be- 
ziehungsweiſe Kündigung der derzeit beſtehenden Beſtandverhältniſſe 
entſtandenen Mietzinsausfall vom k. k. Arar Erſatz zu verlangen; 

3. bezüglich der Localitäten des Speneder iſt im Sinne des 
§ 11 der kaiſerlichen Verordnung vom 16. November 1858, R.⸗G.⸗ 
Bl. Nr. 213, um eine gerichtliche Verfügung anzuſuchen, mittels welcher 
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der genannte angewieſen wird, die gemieteten Localitäten im Auguſt⸗ 
termine 1895 zu räumen; 

4. die dem Neubauer Kingergarten-Vereine vermieteten Localitäten 
ſind demſelben im Mai 1895 pro Auguſt 1895 vierteljährig zu 
kündigen, weiters iſt derſelbe aufzufordern, die demſelben unentgeltlich 
zur Benützung überlaſſenen Localitäten im Auguſttermine 1895 der 
Gemeinde zur Verfügung zu ſtellen, jedoch iſt der genannte Verein 
ſchon jetzt von der bevorſtehenden Kündigung in Kenntnis zu ſetzen, 
damit ihm die Möglichkeit geboten iſt, rechtzeitig ſich um andere 
geeignete Localitäten umzuſehen. Angenommen.) 

(427.) Derſelbe referiert über das Offert des Victor Schwadron 


auf käufliche Überlaſſung der Bauſtelle II, Nathhausſtraße, Einl. 


Angenommen.) 


Z. 902, I. Bezirk, im Ausmaße von 618158 m? um den Einheits— 
preis von 120 fl. per Quadratmeter und beantragt die Ablehnung. 
Angenommen.) 
(98.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma 
E. Bakalowitz Söhne, I., Hoher Markt 3, um die Be— 
willigung zur Belaſſung zweier bei ihrem Geſchäftslocale bereits her— 
geſtellter, jedoch den Normalbeſtimmungen nicht entſprechender Steck— 
ſchilder und beantragt die ausnahmsweiſe Geſuchsgewährung aus den 
vom Bezirksamte geltend gemachten Gründen. (Angenommen.) 
(10149.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des Vorſtehers 
des VIII. Bezirkes puncto Ablehnung der angeregten Miete eines 
Telephons für die Gemeindekanzlei und beantragt, der Vorſtellung 
ſtattzugeben und ſohin die Miete eines Telephons der Wiener Privat- 
Telegraphen⸗Geſellſchaft ab 1895 mit dem Betrage von jährlich 100 fl. 
zu genehmigen. Angenommen.) 
(373.) Derſelbe referiert über Geſuche um Zuſicherung der 
Aufnahme in den Gemeindeverband aus dem VIII. Bezirke und be— 
antragt die Geſuchsgewährung für: 
Nika Joſef, Stadtträger; 
Hill Wilhelm, Expeditor der Wiener Tramway-Geſellſchaft, und 
Gottbrecht Eliſabeth, Köchin. (Angenommen.) 
(8478.) Derſelbe referiert über einen Gemeindeumlagenrückſtand 
der priv. Creditanſtalt für Handel und Gewerbe zur Einkommenſteuer 
pro 1890 für die beſtandenen Gemeinden Breitenſee und Speiſing im 
Betrage von 5 fl. 70 kr. und beantragt die Abſchreibung nach dem 
Bezirksamts⸗Antrage. 
über Antrag des St.⸗R. Dr. Lueger wird beſchloſſen, die 
Zahlung dieſes Betrages als ausgewieſen anzuſehen und auszutragen. 
(9627.) Derſelbe referiert über einen Zinskreuzerrückſtand per 
417 fl. 65 kr. nach Amadeus und Anna v. Makomasky für das 
Haus Conſer.-Nr. 85 Fünfhaus und beantragt die Abſchreibung 
wegen Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 
(407.) St.-R. Dr. Klotzberg referiert über die Beſetzung von 
Plätzen für ſcrophulöſe Kinder im Seehoſpiz zu San Pelagio im 
Jahre 1895 und beantragt, es ſeien im Jahre 1895 in dem genannten 
Seehoſpize für Rechnung des Wiener allgemeinen Verſorgungsfondes 
20 Plätze für arme ſcrophulöſe, nach Wien zuſtändige Kinder con— 
tinuierlich beſetzt zu halten. Dem Vereine zur Errichtung und Förde— 
rung von Seehoſpizen und Afylen ſei für jeden beſetzten Platz eine Ver⸗ 
pflegsgebür von 80 kr. pro Tag zu leiſten und demſelben außerdem 


die ſeparat aufzurechnenden, durch den Transport der Kinder nach San 


Pelagio und zurück nach Wien entſtehenden Koſten zu vergüten und 
zwar unter der Bedingung, daſs auch im Jahre 1895, wie bisher, 
vom Magiſtrate zugewieſene Kinder bis zur Zahl 10 ohne Rückſicht 
auf das Heimatsrecht unentgeltlich in das Seehoſpiz aufgenommen 
werden. (Angenommen.) 
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(6290.) Derſelbe referiert übe: das Anſuchen der Firma 
John B. Blythe um Nachſicht der Überſchreitung der bedungenen 
ſechstägigen Arbeitszeit für die der Firma mit Stadtraths-Beſchluſs 
vom 9. Mai 1894, Z. 3414, übertragene Holzſtöckelpflaſterung in 
der Alſerbachſtraße im IX. Bezirke um drei Tage und beantragt, von 
der Auferlegung des vertragsmäßigen Pönales für dieſe Termins⸗ 
überſchreitung, an welcher die Firma keine Schuld trägt, Umgang zu 
nehmen. (Angenommen.) 

(6295.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Jacques 


Seefried um Bewilligung zur Herſtellung einer Steinzeugrohrleitung 
über die Stadtraths-Sitzung vom 24. Jänner 1895. 


im Haufe XIX., Nuſsdorf, Herrengaſſe 15, und beantragt die nach— 
trägliche Beſtätigung des Bauconſenſes gegen dem, daſs ſeitens des 


Geſuchſtellers für die Benützung des ſtädtiſchen Straßengrundes ein 
Anerkennungszins von 2 fl. pro Jahr vom Tage der Benützung an 
bezahlt und für allfällige Setzungen im aufgeriſſenen Trottoir, bes 


ziehungsweiſe Straßenkörper durch zwei Jahre gehaftet werde. 


(6034.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit einer Augen- 


ſcheinstaxe per 4 fl. 20 kr. nach Joſef Mann im IX. Bezirke und 
beantragt die Abſchreibung. ( Angenommen.) 
Derſelbe referiert über Zuſtändigkeits geſuche und bean⸗ 
tragt die Bewilligung für: 
9443.) XVI. Bezirk: 
Poſtbüſchel Joſef, Erzeuger von Schuhmacherwerkzeugen; 
Straſchil Johann, Gerüſtpolier und Hausbeſorger; 
Schwarz Joſef, Maurerpolier; 
Smetana Anton, Tiſchlergehilfe; 
(502.) XVII. Bezirk: 
Kornherr Leopold, Schneidermeiſter; 
Horak Wenzel, Schuhmachermeiſter; 
Waxmund Alexander, Anſtreichermeiſter; 
Reindl Juliana, Einſpänner⸗Eigenthümerin; 
Gregar Vincenz, Drechslermeiſter; 
Brunner Sylveſter, Schneidermeiſter; 
Dawid Katharina, Gemiſchtwaarenhändlerin; 
Frynta Johann, Handelsagent; 
Safra nmüller Johann, k. k. Poſtamtsdiener; 
Nas! Anton, Glaſergehilfe; 
Wächtl Johann, Hilfsarbeiter; 
Pelzl Moriz, Holzdrechslergehilfe; 
Dangl Sebaſtian, Maurergehilfe; 
Haſchke Thereſia, Bedienerin; 
Jelke Joſef, Poſamentierergehilfe; 
Reichhart Joſef, Geſchäftsdiener; 
Eiſner Johann, Taglöhner; 
Grünſtäudl Karl, Einſpännerkutſcher, und 
Kriwanek Marie, Bedienerin; 
dagegen die Geſuchsabweiſung bezüglich des: 
Bauer Johann, Brantweinſchenker. (Angenommen.) 


(594.) Ht.-R. Dr. Cueger referiert über die Hauszinsſteuer⸗ 
Zahlungsaufträge bezüglich der Realitäten Nr. 48 in Stuppach und 


Nr. 20 in Köttlach und beantragt, von der Einbringung eines Re— 


curſes Umgang zu nehmen und die Zahlung der vorgeſchriebenen 
( Angenommen.) 


Steuer zu leiſten. 
(490.) Derſelbe referiert über die Anbringung einer das Be— 
fahren der Linken Bahngaſſe, III. Bezirk, einſchränkenden Aufſchrifts⸗ 
tafel durch Eduard und Emanuel Schweinburg und beantragt, 
gegen die Genannten die Beſitzſtörungsklage zu erheben und den 
Stadtanwalt mit der Einbringung dieſer Klage zu betrauen. 
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St.⸗R. Wurm beantragt, der Magiſtrat werde aufgefordert, 
ehethunlichſt Bericht zu erſtatten, in welchem Stadium ſich die Ver⸗ 


handlungen zwiſchen der Gemeinde Wien und der auſtro-belgiſchen 


Eiſenbahn-Geſellſchaft wegen Freigebung der Rechten und Linken Bahn⸗ 


gaſſe befinden. 


Referenten-Antrag und Antrag Wurm angenommen. 
(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 


Vorſitzender: Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 


v. Götz, Dr. Nechansky, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 

Dr. Lederer, Dr. Vogler, 

Dr. Lueger, Witzelsberger, 
Matthies, Wurm. 
Mayer, 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Boſchan. 

Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Krank: St.⸗R. Rückauf. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Weiſer. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 

(8226 ex 1891.) St.-. Matthies referiert neuerlich über 
den Bericht, betreffend das Anſuchen des Jakob Egg um Beſtimmung 
der Schadloshaltung für das Haus II., Komödiengaſſe 6, und be 
antragt, die Schadloshaltung im Sinne des Anſuchens mit dem Preiſe 
von 60 fl. per Quadratmeter zu beſtimmen. 

St.⸗R. Müller und Dr. v. Billing beantragen die Ab⸗ 
weiſung. 

St.⸗R. Mayer beantragt die Vertagung. 

Antrag Müller und Dr. v. Billing angenommen. 

(361.) Ht.-R. Stiaßny referiert über das Anſuchen des Moſes 
Löw einverſtändlich mit Samuel und Roſalia Schein um Grundab— 


und Zuſchreibung, betreffend Einl.-3. 102, 104, I., Bauernmarkt 
Nr. 10 und 12, und Freilaſſungserklärung bezüglich eines Grundtheiles. 


(Magiſtratsrath Dr. Sauer fungiert als Experte.) 

Referent beantragt: 

1. die baubehördliche Genehmigung zur beabſichtigten Anderung 
in der Configuration der beiden Bauſtellen Eml.-3. 102 und 104, 
Parcelle 614 und 620, durch die in den Plänen dargeſtellte Grundab— 
und = Zufchreibung ; 

2. die Ertheilung der erbetenen Zuſtimmungsurkunde zur laften- 
freien Abtrennung der bezeichneten Grundfläche per 33-02 m? mit 
Beziehung auf die am Hauſe Einl.⸗Z. 102, I. Bezirk, zu Gunſten 
der Gemeinde sub 0 Poſt 29, 30 haftenden Laſten. 

St.⸗R. Matthies beantragt, die Beſchluſsfaſſung zu vertagen, 
bis der Act, betreffend das Anſuchen um Beſtimmung der Schadlos— 
haltung für die bei dem projectierten Neubau zu Straßenzwecken ab- 
zutretende Grundfläche vorgelegt wird. 

Antrag Matthies angenommen. 


KKL XN 


(265.) St.-N. Matthies referiert über die Offerte der Eliſabeth 
Ruß auf Ankauf ihrer Realität Or.⸗Nr. 77 Erdbergſtraße, III. Bezirk, 


ſowie des Joſef und der Magdalena Walenta auf Ankauf eines 
Theiles der Grundb.⸗-Einl. 422, III. Bezirk, ſeitens der Gemeinde 


und beantragt: 

1. bezüglich des Ankaufes der Realitäten Einl.⸗Z. 387 und 2401, 
III. Bezirk (Or.⸗Nr. 77 Erdbergſtraße, III. Bezirk), mit der Eigen- 
thümerin durch ein Comité in Verhandlung zu treten; 

2. die Cat.⸗Parc. 1755 Theil der Grundb.-Einl. 422, III. Bezirk, 
im Ausmaße von 45 m? von den Eheleuten Walenta um den 


Pauſchalbetrag von 450 fl. zu erwerben, wobei die Gemeinde die 


Vertragskoſten und Übertragungsgebüren trägt. 


Die auf dem fraglichen Grunde ſtehenden Bäume, das Luſt— | 


häuschen und die Einfriedung bleiben Eigenthum der Verkäufer. 
( Angenommen.) 
(In das Comité werden gewählt die St.-R. Matthies, 
Dr. Huber, Stiaßny.) 


(267.) Derſelbe referiert über den Ankauf von Theilen der dem 


Bruno Everth gehörigen Realität Einl.-Z. 217 Inzersdorf, welche 
dermalen als Straßengrund benützt wird, und beantragt: 
Der Stadtrath wolle den Ankauf des dermalen als Straßengrund 


der Sempergaſſe und Franz Joſefsgaſſe im X. Bezirke benützten im 


beiliegenden Plane gelb laſierten und mit den Buchſtaben abo d“ d 
efmnopaꝗrs a umſchriebenen Theiles der Realität Grundb.- 
Einl.⸗Z. 217, Cataſtral⸗Gemeinde Inzersdorf, Stadt, im X. Bezirke, 


im Ausmaße von 210019 m? um den Kaufpreis von 1 fl. per 
Quadratmeter unter der Bedingung genehmigen, daſs der bezeichnete 
Grundtheil laſtenfrei grundbücherlich abgeſchrieben und in das Ver⸗ 


zeichnis für das öffentliche Gut übertragen werde. 

St.⸗K. Dr. Lederer und Dr. Lueger beantragen, den 
Magiſtrat zu beauftragen, ſämmtliche Voracten über den ge— 
ſammten Complex zu requirieren und neuerdings darüber zu 
berichten, wie dieſe Angelegenheit von Anfang an behandelt wurde. 

Antrag Dr. Lederer und Dr. Lueger angenommen. 


(323.) Derſelbe referiert über den Erſatzbetrag per 4 fl. 20 kr. 
nach Erhard Hekminek und Johann Mirtl für entwendete Raſen⸗ 
ziegel aus dem XI. Bezirke und beantragt die Abſchreibung aus dem 
Titel der Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 

(346.) Derſelbe referiert über die Eingabe des Auguſt Reifen- 
hofer in Angelegenheit des von der Gemeinde angekauften Hauſes 
Or.⸗Nr. 13 Wälliſchgaſſe im III. Bezirke und beantragt, dieſelbe mit 
dem Beifügen zur Kenntnis zu nehmen, daſs über dieſelbe nicht weiter 
zu verfügen iſt. (Zur Kenntnis.) 

(430.) Derſelbe referiert über den Koſtenanſchlag für die Um⸗ 
pflafterung der Apoſtelgaſſe im III. Bezirke und beantragt die Ge- 
nehmigung dieſer Umpflaſterung mit dem Betrage von 2302 fl. 27 kr. 

Angenommen.) 

(446.) Derſelbe referiert über die Offerte des Dr. Guſtav 
Topſcher noe. der Erben nach Joſef Nirſchy auf käufliche Über- 
laſſung der Parcelle 2177 und des Hauſes Or.⸗Nr. 130 Erdberg— 
ſtraße, III. Bezirk, an die Gemeinde und beantragt, durch ein Comité 
mit den Offeren ten in Verhandlung zu treten. (Ang en ommen.) 

StR. Dr. Lueger beantragt, die Verhandlungen dem be— 
züglich des Anbotes der Eliſabeth Ruß auf käufliche Überlaſſung des 
Hauſes Or.⸗Nr. 77 Erdbergſtraße, III. Bezirk, an die Gemeinde ein- 
geſetzten Comité (St. R. Matthies, Dr. Huber, Stiaß ny) 
zuzuweiſen. (Angenommen.) 
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(443.) Derſelbe referiert über die Verbeſſerung der Beleuchtung 
in Simmering, XI. Bezirk, und beantragt, das vorliegende Project 
des Stadtbauamtes (Aufſtellung von Gasflammen in allen Punkten) 
mit dem jährlichen Mehrkoſtenbetrage von 1226 fl. 56 kr. zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(485.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Peter Knapp 
um Ertheilung der Baubewilligung für Conſer.-Nr. 164 in der 
VI. Landengaſſe in Simmering, XI. Bezirk, und beantragt die Zuge— 


ſtehung der nach $ 90 Wr. B.⸗O. in Anſpruch genommenen Bau- 


erleichterung. (An genommen.) 

(486.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann 
Wimmer um Ertheilung der Baubewilligung für Or.-Nr. 11 
Krauſegaſſe, XI. Bezirk, und beantragt, die Canaleinmündungsgebür 
im Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 14, auf 
die Hälfte, d. i. auf 133 fl. 80 kr. zu ermäßigen. 

(An genommen.) 

(536.) Derſelbe referiert über eine nach Leopold Rübl (aus 
dem XI. Bezirke) rückſtändige Armenfondsgebür per 5 fl. und bean— 
tragt die Abſchreibung derſelben aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. 

Angenommen.) 

(527.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband aus dem III. Bezirke und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Harzer Anton, Aſſecuranzbeamter; 

Prinz Karl, Sattler- und Lackierergehilfe; 

Matauſchek Johanna, Hausbeſorgerin; 

Lachnit Adolf, Scontiſt; 

Saudbäck Urban, Geſchäftsdiener; 

Scharf Johann, Maurergehilfe; 

Saip Ferdinand, Magazineur; 

Ott Joſef, Hausbeſorger; 

Robitſchek Emanuel, Gemiſchtwarenhändler; 

Welner Georg, Fabriksarbeiter; 

Tarman Joſef, k. k. Verpflegsmeiſter; 

Kloſe Leopold, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Prokopp Franz, Tiſchlermeiſter; 

Jilg Friedrich, Deckenmachergehilfe; 

Röber Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Schneider Heinrich, Bäckermeiſter; 

Kusera Marie, Hilfsarbeiterin; 

Zach Johann, Holz⸗ und Kohlenhändler; 

Ohnes Suſanna, Kaffeehausbeſitzerin. (Angenommen.) 

(438.) St.-N. Dr. Klotzberg referiert über die Beſtellung des 
Hausarztes des IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſes im X. Bezirke, und bean⸗ 
tragt, den proviſoriſchen ſtädtiſchen Armenarzt für den X. Bezirk, Dr. 
Hugo H. Theler, zum Hausarzte des IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſes 
im X. Bezirke zu ernennen und ihm die mit dieſer Stelle verbundene 
ſyſtemiſierte Remuneration von jährlich 200 fl. vom 1. December 
1894 an anzuweiſen. (Angenommen.) 

(518.) St.-N. Schlechter referiert über das Offertverhandlungs⸗ 
Ergebnis puncto Lieferung der Waſſerleitungsröhren, Abſperrſchieber 
und Hydranten anläſslich der Herſtellung der Hochquellen-Waſſerleitung 
auf dem Gebiete der IV. Erweiterung des Central-Friedhofes und 
beantragt: 

1. Die Lieferung der Röhren der Firma R. Ph. Waagner 
zu den offerierten Preiſen, und zwar 8 fl. 70 kr. für gerade A-Röhren, 
13 fl. 10 kr. für Fagonröhren mit Flanſchen und 10 fl. 60 kr. für 
Fagonröhren mit Muffen je per 100 kg; 
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2. die Lieferung der Schieber und Hydranten dem Maſchinen⸗ 
fabrikanten S. Kelſen gegen den angebotenen 3 7 2percentigen Nach- 
laſs von den Koſtenanſchlagspreiſen zu übertragen. Angenommen.) 

510.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
puncto Vergebung der Anbohrungsarbeiten und der currenten Waſſer— 
leitungsarbeiten in den Bezirken I bis XI und XVI bis XIX pro 
1895 und 1896 und beantragt, die Anbohrungsarbeiten im I. bis 
XI. Bezirke dem Offerenten P. F. Adamek, im XVI. bis 
XIX. Bezirke aber dem Offerenten Joſef Horicky zu übertragen. 

(An genommen.) 

(Ad 358.) St.-N. Wurm referiert neuerlich über das Anſuchen 
der Roſa Wirth und Louiſe Seyrl um Genehmigung der Par- 
cellierung für Einl.⸗Z. 526 in Penzing, XIII. Bezirk, und beantragt 
im Nachhange zu dem in dieſer Angelegenheit am 23. Jänner d. J. 
gefaſsten Beſchluſſe folgenden Beiſatz in den Referenten⸗Antrag I, 
Abſatz c, nach dem Worte „Nachbargründe“ einzuſchalten: „und bis 
längs der ergänzten Bauſtelle XIII und den ergänzten Bauſtellen⸗ 
fragmenten b und d die Abtretung der Straße bis zur halben Breite 
derſelben“. 

Es wird ſohin der in der Sitzung vom 23. Jänner geſtellte 
Referenten⸗Antrag mit dieſem Beiſatze angenommen. 

(10220 ex 1894.) Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht, 
betreffend die Abänderung der Baulinie für die Joſefſtädter Cavallerie⸗ 
Kaferne und Auflaſſung eines Theiles der Florianigaſſe im VIII. Be⸗ 
zirke und beantragt: 

Es werden als Baulinien beſtimmt: 
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für die Florianigaſſe neuer Theil: Im I, RS, V W, X 2 | 


einerſeits — n o E, a b ec andererfeits, 15°17 m Breite ; 


für die Florianigaſſe alter Theil: i K p einerſeits — n K F 


andererſeits, 15°17 m Breite; 

für die Albertgaſſe: & 1 bei einer Breite von 22 m; 

für die verlängerte Schottenfeldergaſſe: k v, ter einerſeits — 
g w, u s andererſeits, 16 m Breite; 

für die Joſefſtädterſtraße: G K, L M, T U einerſeits — ef, 
g h, g, X h, g Y 2 andererſeits, 17°07 m Breite bis Y, 17:07 bis 
15°17 m Breite bis U; 

für die verlängerte Feldgaſſe: K I, E F einerſeits — L O, 
P R, a d andererſeits, 15 m Breite; 

für die neue Gaſſe: 8 Q, N M einerſeits — VI andererſeits, 
15 m Breite; 

für den Platz: P Q einerſeits — 0 N andererſeits, 70 m 
Breite, 123 m mittlere Länge. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Machrichten. 


Commiſſton für Verkehrsanlagen. 
2. Februar 1895. 

In der abgelaufenen Woche waren bei der Ausführung der 
Wiener Verkehrsanlagen 1179 Arbeiter verwendet; hievon waren 
776 beim Bau des Schleuſencanales nächſt Nuſsdorf, 381 an der 
Gürtel⸗, Wienthal⸗ und Vorortelinie der Stadtbahn, 22 beim Bau 
des Sammelcanales am rechten Wienflufsufer beſchäftigt; außer⸗ 
dem ſtanden in Verwendung beim Schleuſencanalbau 7 Dampf⸗ 
maſchinen und 1 Fuhrwerk, beim Bahnbau 1 Dampfmaſchine 
und 19 Fuhrwerke, beim Sammelcanalbau 3 Fuhrwerke. 


u 


Approvifionierung. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 27. Jänner bis 1. Februar 1895. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. . 263.796 kg (Davon aus Niederöſterreich — 156.965; 
aus Ober⸗Oſterreich — 1.219; aus Steier⸗ 
mark — ; aus Tirol — —; aus Mähren 
— 3.630; aus Galizien — 57.682; aus 
Ungarn — 13.598; aus der Bukowina — 
277; aus Krain 130 —; aus Bosnien — 
—; aus Amerika 295 — kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 88; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 127; 
aus Galizien — 11.946; aus Ungarn — 26 
aus der Bukowina — — kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 20; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — —; 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch . . . 12.187 „ 


Schaffleiſc h.. 656 „ 


aus Galizien — 440; aus Ungarn — —; 
aus Croatien — —; aus der Bukowina — 
196 kg) ö 

Schweinfleiſch . . 67.570 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 32.524; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
760; aus Steiermark — —; aus Mähren 
— 811; aus Galizien — 21.701; aus 
Ungarn — 11.774; aus Croatien — —; aus 
der Bukowina — — kg) 

Kälber . . 1.318 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 139; aus 
Ober⸗Oſterreich 10; aus Salzburg — 
—; aus Mähren 36; aus Galizien — 
1.100; aus Ungarn — 33; aus der Buko⸗ 

| wina — — St.) 

Schafe 64 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 64; aus 

| Ober⸗Oſterreich — —; aus Kärnten — —; 
aus Mähren — —; aus Galizien — —; aus 
der Bukowina — ; aus Ungarn — —; aus 
Croatien — — St.) 

Schweine ... 870 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 72; aus 
Mähren — 11; aus Galizien — 769; 
aus Böhmen — —; aus Ungarn — 18 St.) 

Lämmer. . . 114 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 13; aus 
Mähren — —; aus Galizien ——; aus 
Ungarn — 101 St.) 

2. Preisbewegung: 
Rindfleisch Siedfleich | von 28 bis 72 kr. per Kg. 
| Roſtbraten u. Rieden „ 48 „ 90 „ „ „ 
„ Amerikaniſches: vorderes „ e 
1 1 hinteres . . 60 bis 70 „, „ „ 

Kalbfleiſ mene von 38 „ 70 „ „ „ 

Schaffleiſchchc h... .. „ 50 „ 56 „ „ „ 

Schweinfleiſch ee „ „ e , 

Kälber „ 40 „ 64 „ „ „ 

Schafe g• 92 7 40 7 54 5 „ „ 

Schweine „ 48 „ 60 „ „ „ 

i nd ed „ 8%, 6fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war infolge des durch den dies— 
wöchentlichen Feiertag bedingten größeren Bedarfes relativ ſtärker, 
die Nachfrage und der Geſchäftsverkehr beſonders zu Ende der 
Woche lebhaft, ſo daſs nur wenig Ware unverkauft blieb. — 
Kälber zogen im Preiſe um 6 kr., Kalbfleiſch um 4 kr., Schaf— 
fleiſch um 2 kr. an, während die übrigen Artikel feſt blieben. 


* * 
* 


KY N 


Borſtenviehmarkt vom 29. und 31. Jäuner 1895. 
1. Auftrieb 


auf dem freien Markte: 
Jungſchwein n 3232 Stück 
Fettſchweine 6586 „ 


Summa. 9818 Stück 
Angekauft wurden: 


für Wien 7714 Stück 
für das Land. 1600 „ 
unverkauft blieben 504 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine . von 33 bis 38 (—) kr. 
Fettſchweine . „ 31 „ẽ 36 (—) , 
Der Geſchäftsverkehr war an beiden Markttagen lebhaft und 
ſind die Preiſe beider Gattungen um 1 kr. per Kilogramm geſtiegen. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* * 
* 


Stechviehmarkt vom 31. Jänner 1895. 


1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 3041, Kälber lebend 26, Lämmer 
Waidner 1813, Lämmer lebend —, Schafe Waidner 147, 
Schafe lebend 4749, Schweine Waidner 1601. 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per Kg. von 40 (—) bis 5 (—) kr. 
Kälber lebend ee Be A 
Schweine Waidner. . . „ „ „ 40 (—) „ 54 (—) „ 
Schweine lebend junge . „ „ „ — ve 1 
Schweine lebend fette. . „ „ „ — 1 5 
Lämmer Waidner . „ Paar von 5 bis 11 fl 

Lämmer lebennnd⅛z: . 3 „ — „ — „ 

Schafe Waidner „ Kg. von 36 (—) bis 50 (—) k 
Schafe lebend N i „ Fe 
Schafe lebend „ Paar von 11 bis 27 fl. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 11 Stück Kälber mehr 
zugeführt. Infolge des erhöhten Bedarfes anläſslich des dies— 
wöchentlichen Feiertages ſind bei lebhaftem Verkehre die Preiſe um 
4 bis 6 kr. per Kilogramm geſtiegen. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 1354 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Bei reger Tendenz verkehrte der Markt zu feſt be- 
haupteten vorwöchentlichen Preiſen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 31. Jänner 1895 
320 Stück Maſt⸗ und 402 Stück Beinlvieh aufgetrieben und zu 
unveränderten Preiſen des Hauptmarktes abgegeben. 


* *. 
* 


Pferdemarkt vom 1. Februar 1895. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 377 Pferde. 


Preis: für Gebrauchs pferde 70—340 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde 20— 73 ,, „ „ 
Der Markt war lebhaft. 
* 8 * 
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Schlachtviehmarkt vom 4. Februar 1895. 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh 3572, Weidevieh —, Beinlvieh 968. 
Summa . 4540. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 1783 
Galiziſche ,. . 1154 
Deutſche N 1410 
Büffel „ 193 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeeen 3635 
Sierre eh 322 
Ro re Fer 583 


2. Preisbewegung. 

a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Ungar. Schlachtthiere von 51 bis 64 fl. 
(extrem. „ — „ 65 „) 

Galiz. Schlachtthiere „ 50 „ 61 ½ , 
(extrem. „ 62 „ 63 „) 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
den beim Handel vereinbarten 
1 (auf dem heuti⸗ 
gern Markte 37 bis 45 0%), 
welchen der le os 
Käufer 8 Entſchädigu 
a) für den Gewichtsverlust 
infolge der Schlachtung; 


Deutſche Schlachtthiere,, 51 „, 66 ½,, | P a e 
(extrem nn, SM 67 ) 0) für bie wertlosen Stoffe, 
Weidevieh . . . „, — „ — „ ee 
b)Preisper1l0ükg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 
Ochſeeen von 20 bis 34 ½ fl 
Stiere „ — „ — „ 
Kühe „ 30 5 
Büffel „ ee 7, 
Beinlvieh . . . „ 16 „ 23 „ 
Weidevieh. .. „ — „ — „ 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . . . von 26 bis 64 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 
Un verkauft blieben: 


Ochſeen 106 Stück 
BeinlviiſaA 92 „ 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 111 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtarken Auftriebes von Maſtware ziemlich flau, daher die Preiſe 
dieſer Gattungen ½ bis 1 fl. per 100 kg eingebüßt haben, 
während mindere Sorten, in geringerer Menge zu Markte geſtellt, 
½ bis 1 fl. per 100 kg im Preiſe gewonnen haben. 

*. 1 * 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 1. Februar 1895. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 1 kg) von 6 fl. 50 kr. bis 7 fl. 30 kr. 
7 


Roggen ( ” 1 „ i. Bu „ 7 5 . 0 1 0 5 „ 90 71 
Gefee . lea De e e 
N ee ⁵ L? „ e ß I 
e en ar re a 0. Wu 6 
b) Mahlproducte 
G ᷣ ß ae von 11 fl. — kr. bis 12 fl. 50 kr. 
Weizenmehl enden N 
Roggenmefl . .. 2. 200er FFC 
Weizenklei e. „ Be ID ee 
Roggen kleile. „ „ „ 195 


4* 
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Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 24. Jänner bis 31. Jänner 1895. 
Waren eingelagert 14.857 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert. 27.335 hi 
Die durchſchnittliche Tagesbeweguug bezifferte fd; auf 
7030 Meier⸗Centner. 


Lagerſtand vom 31. Jänner 1895: 350.228 Meter⸗Ceutner, und zwar! 
70 754 Meter⸗Centner Weizen, 85.220 Meter⸗Ceutner Roggen. 


nn 


67.512 5 Gerſte, 36.559 Hafer, 
2.504 Mais, 32.666 Olſaaten 
18.091 1 Mehl u. Kleie, 1.779 ij Wein, 
2.890 3 Zucker, — Hektoliter à 100% Spiritus. 
Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,185.630 fl. of. Währ 
* * 
4 


Vom 1. bis 31. Jänner 1895. 


Waren eingelagert. 50.228 Meter⸗Centner 
5 ausgelagert. 103.672 
Der Lagerſtand betrug am 31. Jänner 350.228 Meter⸗ 
Centner im Aſſecuranzwerte von 3, 185.630 fl. gegen 377.097 Meter: 
Centner im Werte von 3, 688.950 fl. in der gleichen Zeit des Bor: 
jahres; darunter waren: 


70.754 Meter⸗Centner Weizen gegen 53.126 
85.220 1 Roggen „ 72.959 
67.512 a Gele „ 117.971 
36.559 0 Mafſer „ 52.905 
2.504 5 Mais 5 4.219 
32.666 8 Olſaaten „ 10.454 
18.091 a Mehl und Kleie. „ 22.673 
1.779 6 Wein 1 3.895 
2.890 Zucker N 2.271 und 


— Hektoliter a 100% Spiritus. „ 881 im Vorjahre. 

Die durchſchnittliche Tagesbewegung während des Monates 

Jänner bezifferte ſich auf. 5.915 Meter⸗Centner; 

es wurden 12 Lagerſcheine ausgegeben und bei — Lagerſcheinen im 

Verſicherungswerte von — fl. — kr. 

eine Lombardierung ṽõo:-““n-“n. nnn — „ — „ 
in die Lagerbücher vorgemerkt. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Waubewilligungen wurden überreicht: 
vom 31. Jänner bis 4. Februar 1895: 


Für Neubauten: 


VI. Bezirk: Haus, Mariahilferſtraße 112, von Fried. Chwalla, Apollo- 
gaſſe 4, Bauführer Moriz und Joſef Sturany (533). 

„ Haus, F 17, von Karl Stigler, Baumeiſter 
(534). 


7. 


VIII. Bezirk: Haus, Joſefſtädterſtraße 37, von Moriz Ram, ebenda, Bau⸗ 
führer Karl Mayer (554). 
IX. Bezirk: Haus, Währingerſtraße 33 — 35, von Marie Weber, Bau- 
führer Joſef Marek (538). 
XVI. Bezirk: Dreiſtöckiges Haus, Ottakring, Hauslabgaſſe 27, von Fried. 
Grull, XVI., Kirchſtetterngaſſe 6, Bauführer Theodor 
Weninger (5242). 
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Für Umbauten: 
II. Bezirk: 865590. 11, von Alois Sallatmeyer, Baumeiſter 
553). 


VI. Bezirk: Zubau zur Schule, Mittelgaſſe 24, von der Stadt Wien, 
Bauführer A. Langer (545). = 


Für Adaptierungen: 


II. Bezirk: Rueppgaſſe 11, von A. Herm. Frankl & Söhne, Baır- 
führer G. Lö witſch (585). 

III. Bezirk: Paulusgaſſe 5, von Johann Stiaßny, Roſsauerlände 4, 
Bauführer Matth. Trimmel (551). 

Mohsgaſſe 16—18, von Kath. Wünſch, Bauführer Wenzel 
Schulz (565). 

XIII. Bezirk: Hacking, Auhofſtraße 234, von J. L. Altenburger, Bau⸗ 

führer J. Schaufler, Maurermeiſter (2902). 

Bezirk: Ottakring, Friedrich Kaiſerſtraße 69, von Ferd. Kohotek 
ebenda, Bauführer Joſef Drbal (5341). 

Ottakring, Wichtlgaſſe 1, von Karl Niederleitner, ebenda, 
Bauführer Wilhelm Maiß er und Franz Roth (5232). 

Bezirk: Hernals, Hormayrgaſſe 37, von Franz und Antonie 

Swoboda, ebenda, Bauführer Karl Schäffer (4081). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

II. Bezirk: Riegelwandbau, Treuſtraße 27—29, von Joſef Straßer, 
Bauführer Matth. Trimmel (552). 

Dampfkeſſel⸗Aufſtellung, Raphaelgaſſe 25, von Adolf Ros⸗ 
mann durch Dr. Hermann Breitner, Bauführer Stagl 
& Brodhag (574). DE 
V. Bezirk: Stallbau, Brandmayergaſſe 5, von Adolf und Friederike 

Blicher, Bauführer Leop. Köck (562). 5 

X. Bezirk: Leebgaſſe 44, von Ludwig Kurmayer, Bauführer Friedrich, 

Notthaft (823). . . 

XI. Bezirk: Vergrößerung einer Thüröffnung, Simmering, Simmeringer 
Hauptſtraße 77, von Joſef Täuſchler, ebenda, Bauführer 
Ferd. Kaindl (1803). 

Durchbruch eines Fenſters, Kaiſer⸗Ebersdorf, Schmiedgunſt⸗ 
gaſſe 50, von Joh. Hoffmann, ebenda, Bauführer 
Amand Hoffmann (1915). 

Vermauerung einer Thür und Durchbruch einer Scheide— 
mauer, Simmering, Simmeringer Hauptſtraße 20, von 
Joh. Schneider, XI., Rautenſtrauchgaſſe 11, Bauführer 
derſelbe (1919). 


Heſuche um Bekanntgabe der Waulinie wurden überreicht: 


III. Bezirk: Ungargaſſe 48, von Karoline Schalek, ebenda (564). 
V. Bezirk: Wienſtraße 18, von Johann Bachrach (539). 
XVII. Bezirk: Dornbach, Hauptſtraße 66, von Franz Zipperer (4030). 
XIX. Bezirk: Einl.⸗Z. 846, 847, Ober-Döbling, von Bernard und Fanni 
Bouchal (2323). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
I. Bezirk: Kärnthnerſtraße 19, von Karl Langer, Baumeiſter (567). 
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XVI. 


” ” 


Gewerbeanmeldungen vom 29. Jänner 1895. 
(Fortſetzung.) 
Wolf Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Beheimg. 61. 
Anzenberger Franz — Muſiker — XII., Singrienergaſſe 24. 
Machajdik Johann — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVIII., Leopold Ernſtgaſſe 4. = 
Koporetz Eliſabeth — Obſt⸗ und Grünwaren-Verſchleiß im Umherziehen 
— XVI., Grundſteingaſſe 54. 
Weber Hermann — Photograph — IX., Berggaſſe 17. 
Pupovac Alexander, Dr. — Privatſchule für kaufmänniſche Lehrfächer — 
IX., Alſerſtraße 6. . 
Damm Franz — Pränumerantenſammler — XVI., Wurlitzergaſſe 37. 
Hirſch Johann — Schuhmacher — V., Wolfganggaſſe 32. 
Wettendorfer Gottlieb Wolfgang — Spirituoſen-Erzeugung — XVII., 
Veronikagaſſe 36. n 
Dobiaſch Anna — Thierpräparation von Käfern und Schmetterlingen 
— II., Erzherzog Karlplatz 14. . 1 
Schmeckl Leopold — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank geiſtiger 
Getränke mit Ausnahme des Brantweins, Haltung erlaubter Spiele mit 
Ausnahme des Billardſpieles — IX., Pramergaſſe 21. 
Schenk Frauz — Verabreichung von kalten Speiſen, Ausſchank von 
Wein, erlaubte Spiele mit Ausnahme des Billards — XIV., Dreihausg. 19. 
Hutegger Ferdinand — Victualien-Verſchleiß im Umherziehen — V., 
Gießaufgaſſe 22. 
Forſt Thereſia — Victualienhandel — V., Embelgaſſe 47. 
Sperlich Joſef — Wagner — V., Matzleinsdorferſtraße 32. 
Scharrach Leopoldine — Wöſcheputzerei — XVI., Lerchenfeldergürtel 23. 
Tiſſa Ludwig — Weinhandel — II., Nordweſtbahnhof. 
Hubinger Matthias — Wirtsgewerbe — IX., Sobieskigaſſe 1. 
Groß Joſef — Wirtsgewerbe — IX., Servitengaſſe 7. 
* 1 


* 
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Gewerbeaumeldungen vom 30. Jänner 1895. 


Schönau Siegmund — Commiſſionshandel mit Gablonzer Erzeugniſſen 

— I., Kohlmeſſergaſſe 7. 
acena Franz — Drechsler — XIV., Goldſchlagſtraße 36. 

Haumann Chriſtian — Erzeugung von Mauerkitt, Dachpappe, Iſolier⸗ 
platten 2c. — XVII., Lascygaſſe 9. 

Hala Marie — Feilbieten von Brennholz im Umherziehen — II., 
Kloſterneuburgerſtraße 30. 

Einzinger Ignaz — Fleiſchhauergewerbe — XIX., Pantzergaſſe 13. 

Gürtler Karoline — Gaſt⸗ und Schankgewerbe (Pachtbetrieb) — XIX., 
Barawitzkagaſſe 6. 

Fiſcher Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Leibnitzgaſſe 5. 

Schmalz Alois — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Jörgerſtraße 2. 

Sykora Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Billrothſtraße 23. 

Waculik Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Kloſterneuburger⸗ 
ſtraße 51. 

Breitenſtein Hubert — Handel mit Kanarienvögel — IV., Hauptſtraße, 
Hotel „Weintraube“. 

Jacoby Betti — Damenkleidermacherin — IV., Leibenfroſtgaſſe 8. 

Nittmann Johann — Kleidermacher — J., Franciscanerplatz 5. 

Slepiéka Franz — Kleidermacher — XVII., Bergſteiggaſſe 32. 

Stehr Leopold — Kleidermacher — II., Blumauergaſſe 3. 

Eiſen Leopold — Kleinfuhrwerk — IV., Favoritenſtraße 58. 

Sochor Karoline — Cravatten-Erzeugung — VIII., Lederergaſſe 35. 

Ott Karl — Ledergalanterie- und Cartonagewaren-Erzeuger — XII., 

Wilhelmſtraße 54. 

Süßmann Julius — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Kastner Joſef — Maſchinenſchloſſer — IV., Starhemberggaſſe 15. 

Dobek Johann —Maurergewerbe — XVIII., Eduardgaſſe 5. 

Frühbeck Anna — Milch-Verſchleiß — XIX., Sieveringerſtraße 129. 

Pudler Julie — Milch⸗Verſchleiß — IV., Alleegaſſe 26. 

Ponoeny Marie — Modiſtin — I., Auguſtinerſtraße 7. 

Horn Cilli — Pfaidlergewerbe — II., Glockengaſſe 5. 

Meyerweck Ignaz, Goldſtein Salomon — Pfaidler — I., Bauern- 
markt 11. 
Schmidberger Anna — Pfaidlerin — I., Hoher Markt 11. 
Fiſcher Netti — Pferdehandel — II., Taborſtraße, Baieriſcher Hof. 
Schaßl Thomas — Pferdefleiſch⸗ und Pferdeſelchwaren⸗Verſchleiß — 
XIV., Goldſchlagſtraße 63. 

Freund Adolf — Pränumerantenſammler — XIV., Marktgaſſe 11. 

Waloch Friedrich — Schuhmacher — IV., Alleegaſſe 4. 

Graſer Cäcilie — Senf⸗Erzeugung — XVII., Lacknergaſſe 12. 

Ruzicka Anna — Spirituoſen⸗Verſchleiß — X., Leebgaſſe 53. 

Spirk Joſef — Tiſchler — XVII., Haslingergaſſe 56. 

Wlaſak Franz — Tiſchlergewerbe — XVII., Rötzergaſſe 30. 

Süß Aloiſia — Verſchleiß von Pfaidler- und Wirkwaren — III., 
Münzgaſſe 3. 

Makik Alois — Verſchleiß von Schulheften, Preisliſten, Papier- und 
Zeichenrequiſiten — IV., Margarethenſtraße 14. 

Ardelt Alois — Verſchleiß von Spirituoſen in handelsüblich verſchloſſenen 
Gefäßen mit Ausnahme des Ausſchankes — VIII., Laudongaſſe 16. 

Hirſch Roſa — Verſchleiß von Spirituoſen und Wein in handelsüblich 
verſchloſſenen Gefäßen — VIII., Joſefſtädterſtraße 67. 

Keie Thereſia — Victualien⸗ und Blumenhandel — XVIII., Schul⸗ 

aſſe 69. 
Tögel Matthias — Wirtsgewerbe — X., Waldgaſſe 18. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 31. Jänner 1895. 


Salter Iſaak — Agentur und Commiſſionsgeſchäft — XV., Neubaug. 3. 

Puchſtein Albert Karl Franz — Allgemeine Handelsagentie — III., 
Geologengaſſe 3. 

Spiller Leopold — Anſtreicher — VIII., Blindengaſſe 18. 

Stadler Eduard — Anſchlagen von Stiften an Schuhriemen — XVI., 
Ottakringerſtraße 53. 

Feſſel Joſef — Ausübung eines Privilegiums vom 13. October 1894 
auf ein neuartiges Putzmittel und auf das Verfahren zu deſſen Herſtellung — 
VII., Kirchengaſſe 11. 

ürnberg Maximilian — Brantweinſchankpacht — I., Poſtgaſſe 16. 
175 reidl Leopold — Commiſſionshandel mit Specereiwaren — I., Fichte⸗ 
gaſſe 8. 

Fritſche Stephan — Einſammeln von 
— XVI., Gablenzgaſſe 42. 

Jaſchka Julius — Erzeuger und Verſchleiß von Liqueuren in handelsüblich 
verſchloſſenen Gefäßen — VI., Mariahilferſtraße 105. 

19 ae Guſtav — Erzeugung von Nachtlichtern — VII., Mariahilfer⸗ 
raße 118. 


Pränumeranten und Subſcripten 


Ambros Ignaz — Fleiſch⸗Verſchleiß — XIV., Felberſtraße 84. 
Altenbacher Joſef — Fleiſchhauer — VII., ee | 
Brodſchild Katharina — Fleiſchhauergewerbe — XVI., Markt in der 
Brunnengaſſe. 
Untersmayer Joſef — Fleiſchhauer — XVII., Roſenſteingaſſe 21. 
VI., Corneliusgaſſe 1. 
XVI., Brunnengaſſe 72. 


Keindl Alois — Friſeur und Raſeur — 
Leigsnering Joſef — Galanterietiſchler — 


299 


Schieder Sylveſter — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XVI., Wilhelminen⸗ 
ſtraße 51. 

Bauer Heinrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Steinergaſſe 4. 

Brath Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtr. 133. 

Deutſch Peppi — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtraße 30. 

Haller Magdalena — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Dörfelſtraße 1. 

Honus Philomena — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Liechtenſtein⸗ 
ſtraße 38. 

Leipold Ignaz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Seegaſſe 12. 

Schenk Thella — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Sempergaſſe 3. 

Schmutz Eduard — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Berggaſſe 31. 

Wohlfarth Anton, v. — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Stiftg. 14. 

Riedinger Joſef — Glaſer — VII., Myrthengaſſe 2. 

Glotz Karl — Goldarbeitergewerbe — XVI., Neulerchenfelderſtraße 91. 

Urbanek Karl — Grünwarenhandel im Umherziehen — XII., Pfarrg. 9. 

Kohl Georg — Handelsagentie — VII., Zieglergaſſe 48. 

Jordan Ernſt — Handel mit elektriſchen Bedarfsartikeln — VI., Eßter⸗ 
häzygaſſe 20/22. 

Fränkel Emil — Handel mit Eſſig und Theermaterialien — XII., 
Lainzerſtraße 14. 

Ruziéka Johann — Handel mit lebenden Kaninchen und Tauben — 
XVI., Lienfeldergaſſe 36. 

Mayer Franz — Harmonikamacher — VII., Bandgaſſe 20. 

Birg Clementine — Holz und Kohlen-Verſchleißs — XVI., Thalia- 
ſtraße 110. 

Hohberger Anna — Damenkleidermacherin — IX., Gießergaſſe 4. 

Labres Andreas — Herrenkleidermacher — VII., Kirchengaſſe 40. 

Melichar Johann — Herrenkleidermacher — XIV., Arnſteingaſſe 19. 

Paar Johann — Herrenkleidermacher für Civil und Militär — III., 
Rennweg 75. 

Schillinger Johann — Herrenkleidermacher — XVI., Herbſtſtraße 15. 

Wieſinger Bernhard — Koſtgeber — VII., Myrthengaſſe 6. 

Utſchitz Hermine — Lederhandel — I., Hoher Markt 10. 

Weps Julia — Marktfierantie — X., Himbergerſtraße 1. 

Wallner Anna — Marktfierantie — XVII., Bergſteiggaſſe 41. 

Lachner Thereſe — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VIII., Buchfeld⸗ 
gaſſe 10. 

6 Wagner Joſef — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Haslinger- 
ſtraße 33. 

Piowati Mathilde — Modiſtin — VII., Siebenſterngaſſe 16 a. 

Lembacher Joſef — Muſiker — X., Senefeldergaſſe 12. 

Stefan Leopold — Muſiker — XIII., Siebeneichengaſſe 15. 

Hargas Martin — Obft- und Grünwaren-Verſchleiß im Umherziehen — 
XVI., Friedrich Kaiſergaſſe 41. 

Hajos Franz — Pachtbetrieb des Hallentrödlergewerbes — IX., Trödler— 
halle, Zelle Nr. 180. 

Hübner Anna — Pfaidlerin — X., Planetengaſſe 6. 

Kremſer Marie — Pfaidlerin — XVII., Urbangaſſe 11. 

Rührneßl Anna Marie — Pfaidlerin — VI., Windmühlgaſſe 5 und 7. 

Müller Johann Bapt. — Papier⸗, Schreib- und Zeichenrequiſiten und 
Kurzwaren-Verſchleiß — XVI., Lerchenfeldergürtel 26/28. 

Schmitz Hans — Schilder- und Schriftenmalerei — XVI., Kopp⸗ 
ſtraße 56. 

Freiſtadtl Joſef Bernhard — Schuhmacher — J., Sterngaſſe 1. 

Greſtenberger Joſef — Schuhmacher — IX., Berggaſſe 18. 

Hemmer Joſef — Schuhmacher — XVI., Bacherplatz 7. 

Teply Franz — Schuhmacher — VI., Strohmayergaſſe 15. 

Tomaſek Alois — Schuhmachergewerbe — VI., Strohmayergaſſe 4. 

Wolf Karl — Schuhmacher — XIII., Lainzerſtraße 125. 

Biedermann Joſef — Spediteurgeſchäft — VII., Schottenfeldgaſſe 55. 

Weber Franz — Spediteur — VII., Schottenfeldgaſſe 55. 

Welzl Johann — Stadtträger 710 — XIV., Schönbrunnerſtraße, Ecke 
der Schmelzgaſſe. 

Rougon Alexander — Stroh- und Filzhutappretur — VII., Mariahilfer⸗ 
ſtraße 76. 

Langer Joſef — Tiſchler — VIII., Auersperggaſſe 19. 

Kölbel Antonia — Übernahme von Kleidern und Wäſche zum chemiſchen 
Putzen und Färben durch befugte Putzer und Wäſcher — VIII., Strozzig. 20. 

Seidl Karl — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, Wein 
und Obſtwein, Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billardſpieles — 
IX., Hörlgaſſe 4. 

Tall Anton — Verabreichung von Kaffee, Thee, Chocolate, anderen 
warmen Getränken und Erfriſchungen, endlich von Rum und Cognac als Zuſatz 
zum Kaffee und Thee — IX., Nufsdorferftraße 9. 

Müller Johann Bapt. — Verſchleiß von Schulheften — XVI., Lerchen— 
feldergürtel 26/28. | 

Pummer Heinrich — Verſchleiß von Schul-, Gebetbüchern, Gebeten, 
Kalendern und Heiligenbildern — VII., Kaiſerſtraße 56. 

Bruſt Moſes Leib — Verſchleiß neuer Uhren — XVI., Neulerchenfelder— 
ſtraße 28. 

Pabſt Emanuela — Verſchleiß von neuen Uhren — XVI., Ottakringer— 
ſtraße 126. 

Klomſer Alois — Wagner — XVI., Fröbelgaſſe 48. 

Bozzi Clementine — Weißnäherin — IX., Alſerbachſtraße 10. 


* * 
* 
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Gewerbeanmeldungen vom 1. Februar 1895. 


Münz Thereſe — Bier-, Brantwein-, Thee- und Punſchſchauk und 
Verabreichung von Speiſen — XVII., Kirchengaſſe 16. 
Pekina Marie — Drahtſtiften- und Schrauben-Verſchleiß — V., Sieben- 
brunnengaſſe 1. 
Spörer Victoria — Einſpänner⸗Licenz 415 — V., Magdalenenſtr. 17/19. 
Marcik Joſef — Etuimacher — V., Untere Bräuhausgaſſe 18. 
. Szojak Marie — Feilbieten von Obſt⸗ und Grünwaren im Umher⸗ 
ziehen — XVII., Bergſteiggaſſe 42. 
Frieſinger Eliſabeth — Fiaker 358 — J., Lugeck. 
Haas Marie — Fleiſch⸗Verſchleiß — V., Kompertgaſſe 8. 
Hanſchk Anna — Fleiſch⸗ und Selchwaren-Verſchleiß — V., Sieben⸗ 
brunnengaſſe 39. 
ö 20 Francisca — Fleiſch⸗ und Selchwaren⸗Verſchleiß — V., Johanna— 
gaſſe 22. 
5 u Rudolf — Fleiſchhauer — XVII., Markt am Gürtel, Hütte 
r. 25. 
Fink Konrad — Frachtentransport mit dem Kleinfuhrwerk Nr. 1031 — 
XII., Hetzendorf, Hauptſtraße 46. 
Dam Ferdinand — Gaſtwirt — XIV., Ullmannſtraße 51. 
Fiſcher Auguſt — Gaſtwirt — XIV., Märzſtraße 35. 
Lederer Vitus — Gaſtwirt — XIV., Floragaſſe 1. 
Maier Joſef — Gaſtwirt — XI., Hauptſtraße 42. 
Wicha Joſef — Gaſt- und Schankgewerbe — XIV., Goldſchlagſtr. 76. 
Friſchauf Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hauptſtraße 118. 
ö u Chaim Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Prinz Karl⸗ 
gaſſe 24. 
0 50 Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Baumgarten⸗ 
traße 35. 
105 Sun Antonie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Breitenfurter- 
raße 89. 
Stagl Philomena — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Leſſinggaſſe 1. 
Weiß Karl Richard — Gemiſchtwarenhandel — V., Rampersdorfg. 60. 
Zdichinec Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Glockengaſſe 9 a. 
0 De Karl Hermann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Veronika⸗ 
gaſſe 23. 
Riedel Johann Gottlob — Hallentrödler — IX., Trödlerhalle, Zelle 85. 
Riedel Johann Gottlob — Hallentrödler — IX., Trödlerhalle, Zelle 123. 
Smetana Auguſt — Haltung eines Eislaufplatzes — II., Brigittenauer- 
lände 184. 
Friſch Iſidor — Handelsagentie — II., Taborſtraße 12. 
Roſenthal Sigmund — Handel mit Häuten und Unſchlitt — III., Schlacht⸗ 
haus St. Marx. 
Herdliczkta Auguſte — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Zeitung 
für Landwirtſchaft“ — V., Hundsthurmerſtraße 30/32. | 
Wichtl Leopold — Kaffeeſchank (Verabreichung von Kaffee und anderen 
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Heiniſch Wilhelmine — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Matzleins⸗ 
dorferſtraße 64. 
Metzl Jakob — Mühlenbaugewerbe — II., Untere Donauſtraße 9. 
(Das Weitere folgt.) 
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